
Innovationsoffenheit als Verfassungsgrundsatz 
Rechtliche Fragestellungen  

an der Schnittstelle des Arbeits- und Migrationsrechts 

DISSERTATION
der Universität St.Gallen, 

Hochschule für Wirtschafts-, 
Rechts- und Sozialwissenschaften, 

Internationale Beziehungen und Informatik (HSG), 
zur Erlangung der Würde einer 

Doktorin der Rechtswissenschaft

vorgelegt von

Livia Camenisch

von

Ilanz/Glion (Graubünden)

Genehmigt auf Antrag von

Herrn Prof. Dr. Peter Hettich

und

Frau Prof. Dr. Patricia Egli

Dissertation Nr. 5096

Dike Verlag AG Zürich/St. Gallen 2021



Die Universität St.Gallen, Hochschule für Wirtschafts-, Rechts- und  
Sozialwissenschaften, Internationale Beziehungen und Informatik (HSG),  
gestattet hiermit die Drucklegung der vorliegenden Dissertation, ohne damit  
zu den darin ausgesprochenen Anschauungen Stellung zu nehmen.

St.Gallen, 25. Mai 2021

 
 Der Rektor: 
 
 
 Prof. Dr. Bernhard Ehrenzeller

 

Die gleiche Arbeit ist erschienen als Band 49 der Schriftenreihe 
«St. Galler Schriften zur Rechtswissenschaft», herausgegeben von  
der Juristischen Abteilung der Universität St.Gallen
ISBN 978-3-03891-372-6



Meiner Familie

978-3-03891-372-6.indb   5 19.07.2021   13:20:56



978-3-03891-372-6.indb   6 19.07.2021   13:20:56



VII

Vorwort

Die Faszination für Innovation ist in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik unge-
bremst. Obschon die Rechtsordnung dabei regelmässig als Hindernis wahrge-
nommen wird, wird die Rolle des Rechts gegenüber Innovation in der Rechts-
wissenschaft kaum diskutiert. Das mag gerade in der Innovationsnation Schweiz 
erstaunen und (nicht nur) bei Nichtjuristen auf Unverständnis stossen. Die Zu-
rückhaltung dürfte viele Gründe haben. Wo sie in der Rechtspraxis dazu führt, 

-

-
fassungsrechtlich vorgegeben ist.
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XXVII

Kurzzusammenfassung

-

Weiterführung der Förderung von Forschung versteht. Dieses Innovationsver-
ständnis ist nicht der ganzen Bundesverfassung zugrundezulegen; den (verfas-

-

-

zahlreichen anderen Verfassungsnormen wie den Grundrechten, den rechtsstaat-
lichen Grundsätzen und dem Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit.

Rechtsetzung als auch durch die rechtsanwendenden Behörden bei der Rechts-
auslegung und -anwendung auf allen staatlichen Ebenen zu verwirklichen. Durch 
den Verhältnismässigkeitsgrundsatz als Vorgabe staatlichen Handelns erlangen 

-
liche Verbindlichkeit. Dem ist bereits beim Erlass von Recht, aber auch im Zuge 

sowie im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung durch die rechtsanwenden-
den Organe Rechnung zu tragen.
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XXVIII

Summary

the continuation of the promotion of research. However, this view on innovation 
neither shall nor can be used uniformly in the context of reading the constitution; 
the (constitutional) legal concept of innovation does not exist. In addition to the di-
rect promotion of innovation, which is largely left to the legislative body to shape, 
the provision obliges the federal government to ensure conditions for research and 
innovation are favorable. It therefore expresses openness to innovation. Central 
aspects of openness to innovation are also deducible from other constitutional 
norms such as the fundamental rights, the principles of the rule of law and the 
principle of economic freedom.

openness to innovation has to be adhered to on all levels of the government, i.e. by 
all legislative bodies when designing and passing new legislation and by all bodies 

guideline for state action, central aspects of the constitutionally founded openness 

to consider openness to innovation in the context of the proportionality evaluation, 
whereas the legislator is not only obliged to take it into account while enacting 
new legislation, but is also bound by it to monitoring and improving obligations.
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Résumé
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-

-

du droit, mais aussi dans le cadre des obligations de veille et de correction plus 

par les organes qui appliquent le droit.
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I. Einleitung

«Since 2016, EU institutions have started to refer to the ‹innovation  
principle› as a new approach, which would promote the consideration  

of innovation throughout the policy process […].»1

-

aus der Befürchtung, dass das Gleichgewicht zwischen Vorsorge und Verhältnis-

und die Vermeidung von technologischen Risiken ersetzt wird. Immer dann, wenn 
eine vorsorgliche Gesetzgebung in Betracht gezogen werde, sollten im politischen 

berücksichtigt werden.  Inzwischen hat das Innovationsprinzip mit einem etwas 
anderen Inhalt unter anderem Eingang in die Better Regulation Toolbox der EU 
gefunden.3 -
novationsprinzips – zuweilen höchst kontrovers – diskutiert; so etwa vergangenes 

4 

gestossen.5

dies erstaunen.  Umso mehr, als der Gesetzgeber auch hierzulande nicht von der 
Kritik verschont bleibt, Innovation bisweilen zu (ver-)hindern.7

Fokus von dem mit Innovation potentiell einhergehenden Nutzen weg auf allfäl-

 , Study, 5.

3 -
prinzips auch 

4 
5

 Die Schweiz nimmt in internationalen Innovations-Rankings regelmässig den ersten 

7 , 59 f.; -
land etwa , 487 f.; 
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I. Einleitung

lige unerwünschte Folgen zu richten.8 Während sich die Risikovorsorge also als 
Staatsaufgabe etabliert hat und über das Vorsorgeprinzip als bereichsübergreifen-
de Leitlinie operationalisiert wird, ist die staatliche Verantwortung für eine inno-

-
9

A. 

-
phänomen steht in krassem Kontrast zu seiner Bedeutung in Politik, Gesellschaft 

 
-

nicht nur aufgrund der verschiedenen Forschungsperspektiven unterscheiden.  

unpassend.  

belegt, dass Innovation ein Schlüsselfaktor für die Wettbewerbsfähigkeit von Un-
ternehmen und Volkswirtschaften darstellt und im Ergebnis zu mehr gesellschaft-
lichem Wohlstand führt.  Zusätzlich zu dieser Bedeutung für das Wirtschafts-
wachstum wird Innovationen auch das Potenzial zur Erreichung umfassenderer 

8 Vgl. , 
, 93; 

9

 Vgl. 
, 9; 

  et al., 4; -

 , 33. Vgl. auch die Publikation 
zu technologischen Innovationen von Inside the 
Black Box

 et al., 
passim; , passim. Vgl. auch , 

 et al., 3; 
, 
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3

Ziele des Gemeinwohls und zur Lösung zentraler ökologischer und sozialer Pro-
bleme zugesprochen. Neben den wirtschaftlichen, vorab technologischen Innova-
tionen rücken in diesem Zusammenhang verstärkt auch soziale Innovationen in 

Für die Schweiz ist die Fähigkeit zur Innovation eine Grundvoraussetzung, um 
-

sourcen im globalen Wettbewerb erfolgreich behaupten zu können.  Entspre-
chend gross ist die Bedeutung, die dem Innovationsbereich beigemessen wird: 
Wie unter anderem das im Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) angesiedelte Staatssekretariat für Bildung, Forschung und 

(BFI) hierzulande einen politischen Schwerpunkt. Die Förderung des BFI-Be-
-

 Im 
Innovationsbereich erfolgt die Bundesförderung durch die Förderagentur Inno-

die wissenschaftsbasierte Innovation im Interesse von Wirtschaft und Gesellschaft 
fördert.

-
 Dies, 

obschon Innovation für das Vorankommen von Wirtschaft und Gesellschaft von 
-

 Die 
Gründe dafür mögen vielfältig sein, in den Worten von 

 Im 
Innovationsbereich ist dies meist der Innovator. Während der Staat früher nur ein-
greifen konnte, wenn der Innovator die Polizeigüter Dritter beeinträchtigte, wird 

 , Understan-
ding,  et al., 3.

 
 

 Vorangehend Fn. 8. 
 Zum Zitat , 487 f.; 

 ., Recht, 388.
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I. Einleitung

4

die Massnahmen gegen den Innovator bereits frühzeitig erlaubt, wenn das Risiko 
einer Schädigung möglich erscheint; ein Schädlichkeitsbeweis ist nicht erforder-
lich.

Vorliegend wird der Umstand, dass sich die Risikovorsorge im Präventionsstaat 
-

tentiellen Risiken innovativer Entwicklungen weg auf die mit Innovationen ver-
bundenen Chancen zu richten. Somit interessiert hier nicht, in welchem Umfang 

unerwünschte Innovationsfolgen notwendig machen, sondern ob dem Staat im 
positiven Sinn auch die Ermöglichung und Förderung von Innovation obliegt. 

-
vationsförderungspolitik auszuarbeiten hat. Mit Blick auf den verbreiteten Vor-
wurf, dass Recht Innovation (ungerechtfertigt) hemmt, interessiert ebenso, ob die 

gegenüber Innovation – allenfalls im Sinne des einleitend angesprochenen Inno-
-

sichtigen haben. 

Die Frage scheint mit einem Blick in die Bundesverfassung schnell beantwortet: 

Verfassungsgeber allerdings nicht. Die Normierung ihrer Förderung als Staats-

ihrem Zustandekommen erkennen, vermag über den Bereich dieser Förderungs-
aufgabe hinaus aber – zumindest auf einen ersten Blick – nur wenig zur innova-

Die vorliegende Untersuchung, die sich als Beitrag zu der noch jungen rechtswis-
senschaftlichen Innovationsforschung versteht, setzt an dieser Stelle an. Sie nähert 
sich dem Innovationsphänomen aus verfassungsrechtlicher Perspektive und hat 

-

-

-
lich vorgegeben?

 

978-3-03891-372-6.indb   4 19.07.2021   13:20:58



5

C. Methodisches Vorgehen

Innovationsforschung, dem die vorliegende Untersuchung zuzuordnen ist. Der 
Gegenstand und das Erkenntnisinteresse dieses relativ jungen Wissenschaftsbe-
reichs bedürfen auch zum Zwecke eines thematischen Grundverständnisses der 
Erläuterung (Kap. II). Darüber hinaus erfordert der Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung – insbesondere die verfassungsrechtliche Konkretisierung des In-

-
lichen und der sozialwissenschaftlichen Innovationsforschung (Kap. III). Sodann 
wird im Sinne eines Problemaufrisses dargestellt, wie sich die Fokussierung der 
rechtswissenschaftlichen und rechtspolitischen Diskussion auf den Präventions-
staat und das Risikorecht auf das Verhältnis von Recht und Innovation auswirken 
kann (Kap. IV). 

-
-

-
-

sucht. Dabei werden Schlussfolgerungen hinsichtlich der Innovationsförderung 

-
sungsrechtliche Innovationsverständnis klärende Zusammenfassung (Kap. VII).

C. Methodisches Vorgehen

Die dieser Untersuchung zugrundeliegenden Forschungsfragen nach der Bedeu-

-
cher Natur. Sie können als solche mit den (klassischen) juristischen Methoden zur 
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I. Einleitung

Wirtschaftswissenschaften und (weiteren) Sozialwissenschaften zurechenbares 
Phänomen ist.  In der Folge ist Recht, das sich mit Innovation befasst, auf die 
Erkenntnisse anderer Disziplinen angewiesen. Deren Rezeption kann im Rahmen 

die ausserrechtlichen Erkenntnisse vorliegend anhand einer Literaturrecherche 

-
-
-

lichen Herangehensweise notwendig (vgl. Kap. I.C.3).

1. Auslegung von Rechtsnormen 

bedürfen. -
lichen Sinns und objektiven Inhalts.

-
sichtigung der historischen Rechtsetzungsentscheide dem gegenwärtigen Pro-
blemlösungsbedarf Rechnung trägt.

 

Der wirkliche Sinn einer Rechtsnorm wird klassischerweise auf der Basis von 
-

fassungsnormen zu berücksichtigenden Besonderheiten werden nachfolgend in 
-
-

 Zur vorliegenden Unterscheidung der wirtschaftswissenschaftlichen und der sozial-
wissenschaftlichen Perspektive nachfolgend Kap. III.B, insb. Fn. 434.

 , 83; , 3; 
 , 

 et al., N 9.
 

den Inhalt einer Rechtsnorm unberührt lässt (zum Ganzen  et al., Bundes-
, § 4 N 34 f.). Vgl. auch , BSK BV, Einleitung 
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C. Methodisches Vorgehen

fassungskonforme, rechtsvergleichende, präjudizielle, funktionale, realistische 
-

 Welche dieser 
-

erläutert. 

1.1. Klassische Auslegungsmethode

-
lisches, systematisches, historisches und teleologisches Element) entspricht der 
klassischen Methode der Gesetzesauslegung.

 Bei der 

Völkerrechtskonformität und den Strukturprinzipien Rechnung zu tragen.

a. Klassische Auslegungselemente

Die traditionelle Interpretationslehre geht auf  zurück, der es als 

rekonstruieren. Dies sollte mittels des grammatikalischen, des logischen, des his-
torischen  Das 
heute zum klassischen Viererkanon gehörende teleologische Element bzw. die Be-

 

 Vgl. , 

, Metho-

 Methodenlehre, f.
 -

 Das historische Element hatte bei   noch eine andere Bedeutung als heute 
(vgl. dazu 

  
Methodenlehre von vgl. den Beitrag von ., passim.
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I. Einleitung

8

 gefordert.33 Zudem wird das logische Element heute der systematischen 
34

(1) Grammatikalisches Element
35 Die 

ergründenden Normsinn.  Ein eindeutiger Wortlaut begründet deshalb die Vermu-
tung, dass der Normsinn diesem entspricht.37 Dennoch gilt es, den Normsinn mit-

-
38 

-
sprachliche Bedeutung abzustellen.39 -

-

-

33  
dem Zweck gänzlich ablehnte oder bei mangelhaften Gesetzen befürwortete, scheint 
unklar (dazu § 4 vgl. auch

34 , Methodenlehre, Fn. 77; 
35 m.w.H. Für die Lehre , BK ZGB, 

, 
§ 4 N 39; 

 et al., N 8; , 33; 
 

37

die Begründungslast (vgl. , Wettbe-
werb, N 55). 

38 Vgl. , BSK BV, Einleitung N 59; Methodenleh-
re, 87 f.; , 

39 , Methodenlehre, 438; 
, 33; ähnlich -

auch den allgemeinen Sprachgebrauch berücksichtigen (vgl. , § 4 N 48; so 
auch , N 57).
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C. Methodisches Vorgehen

lerdings ist auch bei letzteren zu prüfen, ob diese auf den allgemeinen Sprachge-
brauch zurückgreifen.

(2) Systematisches Element

Nach dem systematischen Element soll die einzelne Rechtsnorm nicht isoliert, 
sondern im Gesamtzusammenhang des Gesetzesganzen beurteilt werden.  Ziel ist 

-
objekts bzw. aus dem Kontext herzuleiten.  Dies gründet auf dem Gedanken, dass 
der entsprechende Erlass bzw. die gesamte Rechtsordnung als Einheit zu betrach-
ten sind.43

die ganze Rechtsordnung angewendet.44 Nach einem weiten Verständnis können 

45

Systematik zu unterscheiden.  Während sich erstere auf die formale Gliederung 

zweitere den sachlichen Zusammenhang der einzelnen Rechtsgedanken im Sinne 
eines konsistenten Systems von Wertentscheidungen.47 Hilfsmittel bei der Inter-

-
48 Mit Blick auf das 

 
  et al., N 745; -

, 34.
 , 35; , 43. 

43 -

44 , Methodenlehre, 93 f.; 
45 Vgl. 

-

nach dem der Kontext einer Norm umfangreicher sein kann als das geschriebene Recht.
 Die Unterscheidung geht ursprünglich auf  zurück (

dazu 
47 -

Methodenlehre, -
 

48 -
, Methodenlehre, 99 f.;  N 983.
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I. Einleitung

innere System sind einzelne Rechtsnormen so zu interpretieren, dass sie mit den 
Wertentscheidungen und Rechtsprinzipien eines Erlasses, eines Rechtsgebiets 
oder der Gesamtrechtsordnung möglichst konform sind.49

(3) Historisches Element

zur Zeit ihrer Entstehung zugedacht wurde.  Dazu werden Gesetzesmaterialien, 
namentlich etwa Botschaften, Entwürfe und Ratsprotokolle, beigezogen.  Von Be-

 Um-
-

53 
Damit verbunden ist auch die generelle Frage strittig, ob Rechtsnormen historisch 
(auch: entstehungszeitlich, ex tunc) – wie sie zum Zeitpunkt der Entstehung ver-
standen wurden – oder zeitgemäss (auch: geltungszeitlich, ex nunc) – wie sie zum 
heutigen Zeitpunkt verstanden werden – ausgelegt werden sollen.54 Während die 
rein subjektiv-historische Interpretation überwiegend abgelehnt wird,55

in der herrschenden schweizerischen Lehre sowohl Vertreter der objektiv-histori-

49 Methodenlehre, 

 

 Vgl.  et al., Bundes-

 Die Berücksichtigung dieser Normen bezeichnet 

53

Kontroverse als gering bezeichnet. 
54 

m.w.H. Für eine Übersicht 
55 

 et al., 

und Kritik an derselben BSK BV, Einleitung 
-

torische Element zu berücksichtigen, wobei ersterem in der Regel nur geringe Be-
deutung zukomme. 
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 Letztere scheint 
tendenziell stärker vertreten zu sein.57 Die bundesgerichtliche Rechtsprechung zu 
dieser Frage ist alles andere als einheitlich.58 Vorliegend wird im Sinne einer ver-

-
59 Dabei ist 

grundsätzlich sowohl der subjektiven wie der objektiven Perspektive Rechnung zu 
 

aufgeführt.  Es erlaubt die Berücksichtigung von Normverständnis und Verhält-

 Für erstere etwa 
-

bildung bei Vorliegen objektiver Gründe angezeigt ist; -
re 

allerdings betonen, dass auch die Regelungsabsichten und konkreten Normvorstellun-
gen des historischen Gesetzgebers berücksichtigt werden müssen; 
Zum Ganzen auch 

57 Vgl. 
58

ausführlichen Darstellungen bei  et al., 

59 In diese Richtung gehen auch , 

der sich grundsätzlich zur objektiv-zeitgemässen Position bekennt, aber allgemein eine 

nach 
ohne Realitätsbezug ermittelt werden, was aber gleichsam nicht ausschliesse, dass 
dem Willen des historischen Gesetzgebers grosse Bedeutung beigemessen werden 
könne (vgl. insbesondere auch bereits 
 , nach dem die objektiv-zeitgemässe Methode ebenso wenig auf einen subjek-

auf objektiv-zeitgemässe Horizonte ( -

objektiv-geltungszeitlichen Sinn einer Norm zu forschen ist, aber historische Faktoren 
dennoch relevant bleiben.

 
 So bei , 

99; 
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nissen zum Zeitpunkt der Rechtsanwendung. -
möglicht damit eine Fortbildung und verhindert zugleich eine Versteinerung von 
Recht. -
sungsnormen.  Grundsätzlich gilt, dass die Berücksichtigung gewandelter ge-

 Da die geltende Bundesverfassung 
vergleichsweise jung ist, dürften zwischen der geltungszeitlichen und der his-

-
halb vorliegend auf eine getrennte Beurteilung dieses Elements verzichtet und 
am klassischen Viererkanon festgehalten wird.
dem Willen des historischen Gesetzgebers mehr Gewicht zu, je jünger die aus-
zulegende Norm ist.  Zudem kommt der historischen Betrachtungsweise dann 

Inhalt weniger der Änderung der gesellschaftlichen Vorstellungen und damit der 
 

(4) Teleologisches Element

Rechtsnorm, mit anderen Worten nach der ratio legis.  Dazu ist auf die (rechts-

liegen.
-
-

horizont – der Vorrang zu geben, wobei die Zweckvorstellungen des historischen 

 , 99.
 
 , 99; 
 
 So auch 

Dem folgt auch die Lehre: 

 Methodenlehre, f. -
, Staatsrecht, § 4 N 33; 

 Methodenlehre, f.
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Gesetzgebers dennoch zu berücksichtigen sind.  Nebst dem historischen enthal-

teleologische Orientierung: Der Wortsinn einer Rechtsnorm erlaubt erste Rück-
schlüsse auf den vom Gesetzgeber verfolgten Zweck, der wiederum nicht isoliert, 
sondern im Gesamtzusammenhang des Erlasses zu ermitteln ist.  

-
ten spiegeln sich auch bei der Suche nach dem Normzweck, der primär anhand des 
Wortlauts und der Materialien aber auch mittels des Gesetzeszusammenhangs und 
der Doktrin ermittelt wird.73 Dabei ist der Zweck der auszulegenden Norm von dem 
Zweck des gesamten Erlasses zu unterscheiden, der anhand von Ziel- und Zweck-
normen, aber auch anhand der Literatur und der Historie hergeleitet werden kann.74 

b. Besonderheiten der Verfassungsauslegung

-

Normen des Gesetzes- und Verordnungsrechts.75 Dabei ist allerdings gewissen 

 Methodenlehre, f.; -

andere Normhypothese bereitstellen kann.
 Methodenlehre, -

-
 zeigen auf, dass das BGer dem teleologischen Element, trotz 

73 

74 Vgl. 
75 , BSK BV, Einleitung N 58; . 

Verfassungsauslegung, N 4; -
-

, Staatsrecht, § 4 N 5; 

Urteile.
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Punktualität und Gleichwertigkeit, Rechnung zu tragen.  In der Literatur und 
-

gen, insbesondere verfassungsmässige Rechte, oft allgemein gehalten und relativ 
-

legung bedürfen.77 Zu unterscheiden sind dabei Normen mit Regel- von solchen 

Bestimmungen relativ begrenzt ist, bedürfen Normen, welche das materiell-recht-
78 

Verfassungsnormen gegenüber dem einfachen Recht eine herausragende Position 
einnehmen.79

(1) Bedeutung für die klassischen Auslegungselemente

Dem grammatikalischen Element kommt bei der Verfassungsauslegung aufgrund 

Bedeutung zu. -
laut meist nicht eindeutig. Ihm kann in der Regel nur Gegenstand und Zweck der 
Staatsverantwortung entnommen werden – gemäss -

 Da die geltende Verfassung noch relativ 
jung ist, kommt dem Wortlaut allerdings grössere Bedeutung zu als bei einer älte-

, BSK BV, Einleitung N 58; , BV Kommentar, 
 et 

, Staatsrecht, § 4 

77 , Staatsrecht, § 4 N 9, geht 
-

, BV Kommentar, 
 et al., N 499.

78  et al., Bundes-

79 , 
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ren Verfassung.
abgestellt werden.83

Dem systematischen Element wird bei der Verfassungsauslegung wegen der 
Punktualität vieler Verfassungsbestimmungen teilweise nicht dieselbe Relevanz 

-
gen – sei stärker aus dieser selbst heraus als aus einem Zusammenspiel mit ande-
ren Normen zu ermitteln.84 Solange der Verfassungsgeber einer einzelnen Norm 
nicht ausdrücklich Vorrang einräumt, ist denn auch von der Gleichwertigkeit aller 
Verfassungsbestimmungen auszugehen.85 Besondere Beachtung zu schenken ist 
thematisch zusammengehörenden Verfassungsbestimmungen, die von Lehre und 

werden.
87 -

88 -
gemein ist der Systematik seit der Neuordnung der Bundesverfassung im Rah-

89 Nach einem jüngeren 

Strukturprinzipien, die Völkerrechtskonformität und eine minimale Einheit zu 

-
-

 
83 
84 , 98. Zur Punktualität von Verfassungs-

, Verfas-

85  et al., Verfassungsrecht, 
, Verfassungsauslegung, N 5.

  SGK BV, Vor-

87 
88 
89  et al., Bundesstaatsrecht, N 99; 

a.M. 
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 Diese verfas-

im nachfolgenden Kapitel separat erläutert.  

Da es sich bei der geltenden Bundesverfassung um einen verhältnismässig jungen 
-

gung grundsätzlich besonders zu berücksichtigen.
einzeln zu bestimmen, wie neu sie wirklich ist. Ist in der Sache nichts Neues ge-
regelt worden, sind allenfalls zusätzlich die alten Materialien (zur aBV) zu be-
rücksichtigen.93

-
sung mehrere Zwecke verfolgt und die Normen, welche diese Zwecke festlegen, 
vielgestaltiger sind als die Zweckartikel gesetzlicher Erlasse.94 Im Rahmen der 
Verfassungsauslegung ist deshalb eher nach der für die auszulegende Norm ein-
schlägigen Verfassungsfunktion zu fragen, als nach dem Verfassungszweck.95 Ge-
mäss 
Zielbestimmungen heranzuziehen und die aufgabenübergreifenden Staatsziel-
bestimmungen zur Kontuierung zu berücksichtigen, wenn ein Sachbezug gege-
ben ist.  Zu den Staatszielbestimmungen gehört unter anderem der Zweckartikel 

, BSK BV, Ein-
, Ver-

 , N 949. Dies gilt 
natürlich nur beschränkt für Normen, die von der aBV (unverändert) übernommen 
wurden und bei denen es sich entsprechend nicht um neue Normen handelt (vgl. -

93 
spricht; 

94 
95 , Verfas-

aus der Norm selbst ermittelt werden.
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97 der eine rechtlich verbindliche Handlungsrichtlinie für die gesetz-
gebenden und rechtsanwendenden Behörden begründet.98 Da Staatsaufgaben Mit-

-
99

bei der Konkretisierung von Verfassungsbestimmungen als Entscheidungs- und 
-

varianten sollte jene gewählt werden, die den Staatszielbestimmungen am ehesten 
entspricht.  Nebst den Staatszielbestimmungen wird im Rahmen der teleologi-

Struktur- und Verfassungsprinzipien verwiesen.  Die Präambel dürfte jedoch in 

ist und ihr primär symbolische Wirkung zukommt.

(2) Auslegung nach der Einheit der Verfassung, den Strukturprinzipien 
und der Völkerrechtskonformität

-
ordneten Gedankens der Einheit der Rechtsordnung. -

97

Staatszielbestimmung als um einen klassischen Zweckartikel (dazu nachfolgend Kap. 

98

-
, BV 

99 
zum Verhältnis von Staatsaufgaben, Staatszielen und Staatszwecken nachfolgend 

 Vgl. -

 
 Vgl.  et al., Verfas-

  et al., Staatsorganisationsrecht, 

 
, N 7; 
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bestimmungen oft punktueller Natur sind, dürfen sie nicht isoliert betrachtet 
werden, da die Verfassung ein Mindestmass an Widerspruchsfreiheit aufweisen 
soll. -
grunde zu legen.  Zwischen den verschiedenen Interessen der Verfassung und 
den Grundrechten ist unter Beachtung des Verhältnismässigkeitsprinzips ein scho-

tatsächlich Gegebenes, sondern ein Ideal bzw. ein Interpretationsprodukt.  Mit 
dem Gedanken der Einheit der Verfassung in Verbindung steht das Prinzip der 
praktischen Konkordanz, das auf der grundsätzlichen Gleichrangigkeit aller Ver-
fassungsbestimmungen basiert.  Nach diesem Prinzip ist die Verfassungsausle-

-
schrieben.  Ihr rechtlicher Stellenwert ist nicht restlos geklärt.  In der Regel 
wird ihnen eine ordnende Funktion zugesprochen; überdies dienen sie der Kon-

 Durch 
-

von Verfassungsnormen auch 

Vgl. auch 
 

 Vgl. , Staatsrecht, § 4 
., Verfassungsauslegung, § 9 N 5.

 Vgl. , BSK BV, Einleitung N 48; , N 7;  et al., Bundesstaats-
 et al., Verfassungsrecht, 

 , Bundesverfassung, N 39; -
folgend Kap. VI.E.

 , BSK BV, Einleitung N 49; , N 7;  et al., Bundesstaatsrecht, 
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richtung schärfer erfasst werden.
Demokratie-, das Rechtsstaats-, das Sozialstaats- und das Bundesstaatsprinzip.  

Schliesslich bestimmt die Bundesverfassung, dass das gesamte Völkerrecht – un-
abhängig von dessen normhierarchischen Einordnung  – durch Bund und Kan-

-
einander in Einklang gebracht werden (Grundsatz der völkerrechtskonformen 

-
organen so zu nutzen, dass es nicht zu Widersprüchen zwischen Landesrecht und 
Völkerrecht kommt.
wenn ein unlösbarer Widerspruch zwischen nationalem Recht und Völkerrecht 
besteht oder die völkerrechtlichen Normen selber zueinander in Widerspruch ste-
hen.  Schliesslich ist sie von untergeordneter Bedeutung, wenn die völkerrecht-
lichen Normen so unbestimmt sind, dass den nationalen Behörden im Rahmen der 
Rechtsanwendung ein grosser Gestaltungsspielraum verbleibt.  

 , Staatsrecht, § 4 N 38.
 Insbesondere in jüngerer Zeit werden auch weitere Prinzipien wie das Wirtschaftsstaats-, 

das Leistungsstaats-, das Kulturstaats- oder das Nationalstaatsprinzip zu den Struktur-

Nachhaltigkeitsprinzip werden teilweise den Strukturprinzipien zugeordnet (zum Gan-
zen vgl. , BSK BV, Einleitung N 48; , N 7; 

, 9 f.; , Strukturprinzi-
, Staatsrecht, 

, N 3; 
Fundamentalsätze wie den Föderalismus oder die Vernunftprinzipien.

 Bestimmungen des zwingenden Völkerrechts gehen dem Verfassungsrecht vor und be-
schränken die Verfassungsgebung. Die meisten Normen des übrigen, nicht zwingen-
den Völkerrechts, haben nicht Verfassungsrang (vgl. , Staats-
recht, § 4 N 39; 

 
 , Verfas-

 Vgl.  et al, Bundesstaats-
-

sprechung.
 

-
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1.2. 

In einigen Rechtsgebieten werden typenbestimmende Merkmale des entsprechen-
-

 Verbreitet ist etwa die Berücksichtigung der Funktio-
 

Gemäss  kann die typus-konforme Konkretisierung auch auf die anderen, 
mit der Funktionalität des Wirtschaftsrechts in Zusammenhang stehenden Merk-
male des Wirtschaftsrechts übertragen werden.  Es scheint naheliegend, dass die 
verschiedenartige Struktur einzelner Rechtsgebiete in der Methode der Norminter-
pration zu berücksichtigen ist.
typenbestimmende Merkmale – wo solche vorhanden sind – bei der Bestimmung 
des Methodenkanons zur Konkretisierung einer Norm des entsprechenden Rechts-
gebiets zu berücksichtigen. Eine Konkretisierung entgegen der für dieses Recht 
typischen Eigenheiten dürfte kaum praktikabel sein.

Dass es dem Innovationsrecht mit Blick auf die Beurteilung als Rechtsgebiet an 
Eigenständigkeit mangelt, schliesst die Bestimmung typischer Merkmale von in-
novationserheblichen Normen nicht aus. -
menden Merkmale des Innovationsrechts können ergänzend zu den traditionellen 

-
chen Sinns innovationserheblicher Normen bestimmt werden. Nachfolgend wer-

-

 Zu den bereichsbezogenen Sondermethodiken gehören die funktionale Betrachtungs-
weise im Wirtschaftsrecht, die wirtschaftliche Betrachtungsweise im Steuerrecht, die 
typologische Betrachtungsweise im Gesellschafts- und Vertragsrecht sowie die unifor-

 
-
, 

passim. 
 Die Norm ist grundsätzlich so auszulegen, dass sie zur Verwirklichung der geltenden 

Wirtschaftsverfassung beiträgt (vgl. , Methoden-
, Wirtschaftsrecht, 83 f.).

 
 

-

 Vgl. auch 
über Eigenschaften und Besonderheiten verfügt, die eine gezielte Untersuchung recht-
fertigen.

978-3-03891-372-6.indb   20 19.07.2021   13:20:59



C. Methodisches Vorgehen

den daher im Rahmen einer typologischen Betrachtung jene Merkmale des In-

-
terisierung des Innovationsrechts zu begreifen und beanspruchen insofern keine 

-
tionsrechts nicht jede innovationserhebliche Bestimmung alle nachfolgend aufge-

 

a. Steuerungsorientierung und Funktionalität

Ziel der rechtswissenschaftichen Innovationsforschung ist ein Innovationsrecht, 
das erwünschte Innovationen ermöglicht oder fördert und unerwünschte Innova-
tionen verhindert. -
wendung innovationserheblicher Normen mittels der Einbindung des funktionalen 

(1) Steuerungsorientierung und funktionale Erfassung 
des Innovationsrechts

Wenn die Rechtswissenschaft sich mit Recht als Mittel zur Vermeidung uner-
wünschter und Herbeiführung erwünschter Innovationen bzw. Innovationsfolgen 

 Die rechtswissen-
schaftliche Innovationsforschung ist in diesem Sinne auch Forschung zur Steue-
rungskraft des Rechts im Bereich von (ausserrechtlichen) Innovationen.  Im 
Zentrum des rechtlichen Erkenntnisinteresses steht die Frage, wie Recht als Mittel 
zur Bewirkung erwünschter und Vermeidung unerwünschter Innovationsergeb-
nisse und prozesse nutzbar gemacht werden kann.  Mit anderen Worten wer-
den mit Innovationsrecht primär zwei Ziele verfolgt: Die Ermöglichung normativ 
erwünschter Innovationen und die (präventive) Vermeidung oder Verminderung 

 So zum Wirtschaftsrecht 

 , Innovationsforschung, 37 f. Vgl. auch , 

 

 , 34; 
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normativ unerwünschter Innovationsfolgen.  Für die Beantwortung der Frage, 
-
-

, welche die grundlegenden, in der gesamten 

-
heit und Innovationsverantwortung markiert.

Den genannten Steuerungszielen ist nicht nur im Rahmen der Rechtsetzung, son-
-

normen Rechnung zu tragen.  Dabei bietet es sich an, innovationserhebliche 
Normen mittels der für das Wirtschaftsrecht entwickelten Methode der funktio-
nalen Betrachtung zu konkretisieren.  Das Innovationsrecht umfasst Normen 
verschiedenster Rechtsgebiete, die direkt oder indirekt, bewusst oder unbewusst 

-
sen. Mit anderen Worten werden die Normen des Innovationsrechts funktional 
danach erfasst, ob sie innovationserheblich sind.  Dem Innovationsrecht werden 
damit auch Normen zugerechnet, die primär andere (nicht innovationsbezogene) 

ihres (untergeordneten) innovationserheblichen Gehalts auch mit Blick auf ihre 
innovationsrechtliche Funktion bzw. die genannten Ziele des Innovationsrechts 
angewandt werden. -
vationserheblichen Norm ist aus funktionaler Sicht jene zu bevorzugen, die den 
Funktionen des Innovationsrechts am ehesten gerecht wird bzw. in diesem Sinne 

-
-

 , 34; -
-

 , passim.

 Zur funktionalen Konkretisierung des Risikorechts 

 Vgl. hinsichtlich des Wirtschaftsrechts 
 Vgl. zum Risikorecht 
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rechts zu schützen und zu fördern ist – anders als etwa im UWG  – nicht durch 
 Zudem erfordert die Beurteilung, ob eine Norm 

dazu beiträgt, erwünschte Innovationen zu ermöglichen und unerwünschte Inno-
vationen zu verhindern, ausserrechtliche Überlegungen. Die funktionale Betrach-
tungsweise kann hierbei zugleich als Einfallstor für ausserrechtliche Erwägungen 
dienen, die gerade im Innovationsrecht von besonderer Bedeutung sind.

-

bedarf der Rechtfertigung. Wie von  eingehend dargestellt, kann die 
funktionale Betrachtung für das Risikorecht dienbar gemacht werden.  Zusam-

was, wie viel, wo, wann, auf welche Weise und für wen produziert wird, womit 
-

 Wo risikorechtliche Normen der Sicherung von 

des Innovationsrechts.  Die funktionale Betrachtung ist aber nicht auf diesen (auf 
die Risiken von Innovationen fokussierten) Bereich des Innovationsrechts zu be-

fördern – zumindest soweit deren Regelungsgegenstand wirtschaftlich verwert-
-

 Zudem regelt das Innovationsrecht so-
wohl in seiner Funktion der Sicherung von Innovationsverantwortung wie auch 

-
liche Verhältnisse, sondern hat darüber hinausgehend eine gesamtwirtschaftli-
che Steuerungsfunktion, indem es der Umsetzung der Innovations(-förderungs-)
politik dient.  Dem Innovationsrecht kommt damit auch eine ordnungs- und ko-
ordinationsrelevante Funktion zu; selbst wenn es die Wirtschaft nicht direkt ko-

des UWG , 59; 
 
 

 So zum Wirtschaftsrecht , 43 f.
 Vgl. dazu 

978-3-03891-372-6.indb   23 19.07.2021   13:20:59



I. Einleitung

ordiniert, wirkt sich die Gewichtung der durch die Rechtsordnung bezeichneten 

gesellschaftlichen Wirtschaftens aus.  

(2) Funktionales Auslegungselement

raufhin zu untersuchen, welchen Beitrag sie hinsichtlich der Verwirklichung ei-
nes Systems B leistet.
dass eine Rechtsnorm so ausgestaltet und angewandt bzw. ausgelegt wird, dass 

 Funktionales 
Recht ist damit nützliches und wirksames Recht, das zur Lösung gesellschaftlicher 
Probleme beitragen soll.  Bevor die nach der funktionalen Betrachtung bevor-

-
 

Grundsätzlich kann die funktionale Betrachtungsweise in beliebigen Sach- und 
Denkbereichen angewandt werden.  Ein methodischer Zugang über die Ergän-

 Die Funktion des 
Wirtschaftsrechts ist die Institutionalisierung und Gestaltung einer wirtschaftli-

 Vgl. zum Risikorecht 

 , 
58. 

 Vgl. 
, 58 f. 

 
 -

 -

des Erbrechts sowie hinsichtlich der Bestimmung von Gerichtsständen im Zivil- und 
-

wachsenenschutzrechts 
des IPRG, um sachwidrige und mit dem Zweck nicht übereinstimmende Lösungen zu 
vermeiden 
von Gerichtsständen 
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chen Grundordnung.  Wirtschaftsrechtliche Normen sind so anzuwenden und 
auszulegen, dass sie ihre Funktion im Rahmen der Wirtschaftsverfassung erfül-
len.

-
schränkt auf die Verwirklichung der Wirtschaftsverfassung.  

-
mit (teilweise) mit dem Element der Folgenberücksichtigung.  Im Rahmen der 

rechtlichen Relevanz von ökonomischen Erkenntnissen, da die Berücksichtigung 
gesamtwirtschaftlicher Bezüge nur mittels Erkenntnissen der Wirtschaftswissen-
schaften gelingen kann.  Die Berücksichtigung solcher Erkenntnisse kann auch 

-
-

gen kommen kann.
 Im Gegensatz zur 

-
 

 ., Wett-
, Deregulierung, 4 f.

 

 
-

 -
orientierung steht.

 , 38 f.
 
 , Methodenlehre, 597; , 53 f.; -

-
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den allgemeinen Zweckbestimmungen des Gesetzes abgeleitet.  Die funktionale 

der Rechtsanwendung sonst übliche Mass hinausgeht. Sie reiht sich in den klas-

berücksichtigen.  

b. Folgenorientierung

Bedingt durch seinen Regelungsgegenstand ist Innovationsrecht in besonderem 
-

legung innovationserheblicher Regelungen trägt diesem Umstand Rechnung.

(1) Folgenorientierung von Innovationsrecht

In Zusammenhang mit der Steuerungsorientierung von Innovationsrecht sind die 
rechtsanwendenden Behörden gefordert, sich nicht nur mit dem Entscheidungs-
ergebnis des rechtlichen Subsumtionsprozesses einer innovationserheblichen 

-
-
 

Es sind diese zweitgenannten Sozialfolgen, die aus Perspektive des Innovations-
rechts – das normativ erwünschte Innovationen ermöglichen und normativ un-
erwünschte Innovationsfolgen vermeiden will – von besonderer Relevanz sind.

Wie noch gezeigt wird, ist die Prognostizierung und Bewertung von Innovationen 
und deren Folgen durch ein besonderes Mass an Unvorhersehbarkeit, Unsicher-
heit und Nichtwissen geprägt.  Dies dürfte sich oft nicht nur erschwerend auf 
die Prognose der Folgen einer Entscheidung auswirken, sondern auch auf deren 
Bewertung; der Entscheid, welche Innovation erwünscht bzw. unerwünscht ist, 

 
 So auch , 47 f.; -

, 59. 
 Mit anderen Worten soll die rechtswissenschaftliche Innovationsforschung nicht nur 

Input-, sondern auch Output- bzw. Outcome-orientiert sein (zum Ganzen 
, Innovationsforschung, 35; 
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und Chancen.  Hinzu kommt die – in allen Rechtsbereichen bestehende, aber 
im innovationsbezogenen Recht besonders grosse – Ungewissheit hinsichtlich der 
Funktionsweise und Wirkung rechtlicher Steuerung.  Der Gesetzgeber wird die-

die rechtsanwendenden Behörden zu konkretisieren gilt.  Der Folgenorientierung 
von Innovationsrecht ist jedoch nicht nur bei Rechtsnormen Rechnung zu tragen, 
deren primärer Regelungsgegenstand innovationserhebliche Umstände sind. Die 

-
gen, die sich nur sekundär innovationserheblich auswirken. Zusammenfassend ist 
der Folgenorientierung im Sinne der Berücksichtigung der Sozialfolgen einer Ent-
scheidung bei innovationserheblichen Normen besondere Beachtung zu schenken. 

(2) Folgenberücksichtigung in der Auslegung

berücksichtigt.  Sie ermöglicht die Berücksichtigung der von einer Entscheidung 
erwarteten Wirkungen und erlaubt damit einen Blick in die Zukunft.  Nicht als 

-
dividuellen) Rechtsfolgen (Mikrorealfolgen) beschrieben, die ohnehin kraft des 
Rechts bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eintreten und sich insofern 

-
-

 Zur Unterscheidung von Mikrorealfolgen (Folgen für die vom Urteil unmittelbar Be-

, Folgenorien-
, 5 f.

 
-

-
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 Die Folgenberücksichtigung 

 Entsprechend sind Folgenerwägun-
-
 

für die Bestimmung der Rangfolge der im pragmatischen Methodenpluralismus 
 Sie erlaubt es jedoch nicht, 

-
setzesbindung durch den Verweis auf (un-)erwünschte  Folgen zu korrigieren; die 
Folgenverantwortung liegt alleine beim Gesetzgeber.  

Die Bedeutung von Folgeargumenten wird mit Blick auf das Verfassungsrecht, 
insbesondere die Grundrechte, betont.  Weiter sind Folgenerwägungen insbeson-

-
 Das ist etwa bei 

Der Gesetzgeber delegiert mittels solcher gesetzgebungstechnischer Instrumen-
te die Berücksichtigung und Bewertung der Sozialfolgen vor allem dort an den 
Rechtsanwender, wo er – etwa weil er sich neuartigen Regelungsanforderungen 
ausgesetzt sieht – keine umfassende Kenntnis der Wirkungszusammenhänge be-
sitzt.  Folgenerwägungen bilden das methodische Mittel des Rechtsanwenders, 

-

 Vgl. 
bezeichnet sowohl die Mikro- wie auch die Makrorealfolgen als im Rahmen der Fol-
genorientierung zu berücksichtigende Rechtsfolgen. 

 

 
 
 Vgl. 

, 3 f.; -
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zukommen.  Wie die Folgenbewertung durch den Rechtsanwender methodisch 
bewältigt werden soll, ist von der Lehre bis anhin allerdings nicht abschliessend 
geklärt.  Nur wenig Beachtung gefunden hat auch das Problem der Folgener-

werden kann.  

c. Inter- und transdisziplinäre Bezüge

-
-

 Im 
Grundsatz will Interdisziplinarität die Grenzen zwischen Disziplinen, Fachberei-
chen und Institutionen überwinden.
neue, weiterentwickelte Form von Interdisziplinarität verstanden,  die sich – je 

 

-
 Es genügt 

-

Disziplinen notwendig macht. -

 
 , 399; -

führlich 
 -

 Vgl. -

 
 
 , Politikberatung, 39; 
 et al., 3.
 Zur Diskussion der Unterscheidung etwa  et al., passim; , Politikbera-

tung, passim; , passim.
 Wie diese Erkenntnisse in der vorliegenden Untersuchung verfügbar gemacht werden 
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-
zung als schwierig bezeichneten Interdisziplinarität bevorzugt.

(1) Ausserrechtlicher Regelungsgegenstand des Innovationsrechts

Rechtswissenschaftliche Innovationsforschung ist eine problemorientierte For-
schungsperspektive, die sich mit einem nicht-rechtlichen Gegenstand befasst. Da 
der Regelungsgegenstand von Innovationsrecht – die Innovation – einer alleini-

-
senschaftliche Innovationsforschung auf eine inter- und transdisziplinäre Heran-
gehensweise angewiesen.

-
lichen, also etwa wirtschaftlichen oder sozialen Innovationen.  Diese sind für die 
rechtswissenschaftliche Innovationsforschung notwendig, da sie als primär norm-
textorientierte Interpretationswissenschaft die Wirkungen von Recht auf Innova-
tionen – etwa hinsichtlich deren Förderung und Hemmung oder der Innovations-

kann.  Um wechselseitige Einblicke in die Erkenntnisse, Interessen und Metho-
den anderer Wissenschaften nehmen zu können, muss die rechtswissenschaftli-
che Innovationsforschung mit den anderen in der Innovationsforschung tätigen 
Wissenschaften kommunikationsfähig werden und fremdes Wissen importieren.  
Sie hat zudem den in anderen Disziplinen verfügbaren Einsichten Zugang zu den 
rechtswissenschaftlichen Diskursen und den Prozessen der Rechtsetzung und 

 Dabei kommt dem Einbezug sozial- und wirt-
schaftswissenschaftlicher Erkenntnisse eine besondere Bedeutung zu.

 Vgl. , Innovations-

 -
blemzuschnitts auch 

 
 Vgl. , Innovationsforschung, 35; , Vor-

-
tet, die sozial- und naturwissenschaftlich informiert zur Kenntnis zu nehmen sind, weil 
die Rechtswissenschaft dazu keine Instrumente bereitstellt.

 
, Recht, 394.

 
 Zur Begründung vgl. nachfolgend Kap. III.
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(2) Einbezug der Realien in die Auslegung

-

-

-
 – mit anderen Worten die Berücksichtigung der tatsäch-

lichen Verhältnisse.  Dem liegt der in Bundesgerichtsentscheiden immer wie-
der erläuterte Gedanke zugrunde, dass erst das an Sachverhalten verstandene und 
konkretisierte Gesetz und nicht schon der Wortlaut allein die Norm darstellt.  

-
 Zu den 

wirtschaftliche Gegebenheiten, aber auch gesellschaftliche Wertungen und deren 
Wandel. -

-

 
 Vgl. -

-
chungshinweisen auch 

grenzüberschreitenden Lieferungen von Elektrizität aus erneuerbaren Energien, da die 
Kapazitäten des grenzüberschreitenden Übertragungsnetzes beschränkt seien. Im End-

-

, Prak-

 Vgl. , Methodenlehre, 
-

ke und inhaltliche Voraussetzung der Rechtsordnung 
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sichtigung  
bezeichnet. Im Bereich des Wirtschaftsrechts geschieht der Einbezug wirtschafts-
wissenschaftlicher Erkenntnisse als Realien primär im Rahmen der funktionalen 

 

zu berücksichtigen sind, ist heute unbestritten.  Bedeutung erlangen die Realien 
 Ohnehin bzw. im Be-

sonderen vorgegeben ist eine Berücksichtigung der Realien bei interdisziplinär 
-

lichkeit verweisen.  Gleiches dürfte in abgeschwächter Form auch generell für 
Rechtsbereiche wie das Innovationsrecht gelten, die starke Bezüge zu anderen 
Disziplinen aufweisen.  So weisen etwa  darauf hin, dass ein 
Brückenschlag zu wirtschaftswissenschaftlichem Wissen auch dort möglich sein 
soll, wo der Gesetzgeber im Einzelfall nicht ausdrücklich auf entsprechende Er-
kenntnisse verweist. Damit solle dem Umstand Rechnung getragen werden, dass 

ausserrechtliche Erkenntnisse gar nicht beurteilt werden könnten.

1.3. Anwendung der Auslegungselemente

-
-

richt einen pragmatischen Methodenpluralismus befolgt und es ablehnt, die ein-

 So etwa -
gungselements zu den Folgenerwägungen hinweisend auch 

 Vgl. , Methodenleh-

 
 

 
 , Rechtset-

zung, 95 f.
 Hinsichtlich des Wirtschaftsrechts 

 Vgl.  
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wenn die Bezeichnung als (pragmatischer) Methodenpluralismus vereinzelt auf 
vehemente Kritik stösst,  entspricht das Vorgehen auch der herrschenden Leh-
re.

-

 Sind 
-
-

Sinn der Norm unter Berücksichtigung eines befriedigenden, vernünftigen und 
 Dabei kann die 

, Verfassungsauslegung, N 5.
, BV Kommentar, Einleitung 

-
-
-
, 

 

 
 f.  et al., Verfassungsrecht, N 497 f.; 

-
-

., mit Verweis auf (bundes-)
verwaltungsgerichtliche Entscheide, nach denen im Verwaltungsrecht das teleolo-

-

 

 Vgl.  et al., Bundesstaatsrecht, 
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-
-

zumessen ist.  

2. Ermittlung wirtschafts- und sozialwissenschaftlicher 
Erkenntnisse

Dass sich die (Verwaltungs-)Rechtswissenschaft den Forschungsergebnissen 
ihrer Nachbarwissenschaften nicht verschliessen sollte, entspricht heute der vor-
herrschenden Meinung.  Bislang besteht allerdings keine gefestigte Methodik 

-
mativer, deskriptiver Wissenschaften.  Klar ist, dass entsprechende Erkenntnisse 
nicht regellos und willkürlich, sondern mit einer gewissen Behutsamkeit rezipiert 
werden sollten.  Mit anderen Worten darf der Einbezug ausserrechtlicher Er-

 Dies unter 
anderem deshalb, weil sozial- und wirtschaftswissenschaftliches Wissen nicht als 

-
mit zu einem bestimmten Grad selektiv ist. Überdies besteht in beiden Disziplinen 
auch ungesichertes, umstrittenes und überholtes Wissen sowie sich bekämpfende 
Schulen und Richtungen.  Die selektive Rezeption ökonomischen Wissens ist 
insbesondere im Bereich des Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Kartellrechts geläu-

 et al., Bundesstaats-
 et al., Verfassungsrecht, N 497; 

 Vgl. -

-

 Vgl. , 37; 
, N 39.

 , 49 f.; 
 Vgl. , Methoden, 59; -

-
dert; 
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-
ren Bereichen der Rechtswissenschaft angezeigt; sowohl bei der Faktenermittlung 
wie auch im Rahmen von Ermessensentscheiden oder bei der Fortbildung von 
Rechtsnormen.  

Es ist unumstritten, dass sich die Rechtswissenschaft auch dann inter- und transdiszi-
plinär ausrichten muss, wenn sie sich mit Innovation beschäftigt. Nur so können die 
in anderen Wissenschaften gewonnenen Erkenntnisse für rechtswissenschaftliche 
Diskurse, aber auch für die Rechtsetzung und Rechtsanwendung, fruchtbar gemacht 
werden.  Vorliegend wird davon abgesehen, einen eigenen inter- bzw. transdiszi-

entwickeln.  folgend kann sich die Rechtswissenschaft nach der hier 
-

können die Erkenntnisse unterschiedlicher Perspektiven zusammengeführt werden, 
ohne die jeweiligen Disziplingrenzen aufgeben zu müssen.  Denn der Einbezug 

-
 Die Rechtswissenschaft nutzt 

dabei die ausserrechtlichen Erkenntnisse im Rahmen rechtswissenschaftlicher Me-

anzueignen.
der Wirklichkeitsnähe innovationserheblicher Normen Rechnung trägt.  

 Siehe bspw. , 

 

, Rück-

 -

 
 , N 39.
 Vgl. 

-
liche Erkenntnisse zur Ermittlung des Normsinns beitragen können, wenn die Norm-
struktur ihre Einbeziehung erlaubt. In der Schweiz zeichnen sich insbesondere die 
Staatsrechtslehre und das Wirtschaftsrecht durch eine bedeutende Wirklichkeitsnähe 
aus (vgl. 
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-

können. Die entsprechenden ausserrechtlichen Grundkenntnisse werden mittels 
einer Literaturrecherche im wirtschaftswissenschaftlichen und im sozialwissen-

-
ten Übernahme rechtsfremder Erkenntnisse preiszugeben, wird davon abgesehen, 

-

-
elemente. Deren Ermittlung und Diskussion erlaubt es, bei der Untersuchung 

Grundverständnis von in der Innovationsforschung etablierteren Disziplinen an-
zuknüpfen. Damit wird schliesslich auch dem Umstand Rechnung getragen, dass 

eine Lösung bieten, nicht aber die Lösung an sich herbeiführen können.

3. Positiv-rechtliche, induktive Herangehensweise

-
rechtlich vorgegeben? Zur Beantwortung dieser Frage werden in der vorliegenden 

-
-

Die Frage, ob die Förderung von Innovation eine Staatsaufgabe darstellt, ist der 
staatsrechtlichen Lehre über die Staatsaufgaben zuzuordnen. Mit der Frage, ob der 

zukommt, wird der Bereich der Prinzipientheorie tangiert.

Bundesverfassung positiv-rechtlich bearbeitet, wobei einem in erster Linie induk-
tiven Vorgehen gefolgt wird.  Ob die Innovationsförderung eine Staatsaufgabe 

-

 Vgl. 
-
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zipien Grundsatzgehalt zukommen sollte, ist hingegen nicht Gegenstand dieser 
Untersuchung. 

Indizien erwartet werden) läuft Gefahr, dem Vorwurf der Willkür ausgesetzt zu 
werden. Während dies mit Blick auf die Herleitung einer Staatsaufgabe wenig 
problematisch erscheint, verdichtet sich die Problematik mit Blick auf die Her-
leitung eines allfälligen Innovationsprinzips: Wie wird legitimiert, dass gerade 
aus der gewählten Menge an Verfassungsbestimmungen ein Prinzip hergeleitet 
werden kann? Insbesondere, wenn der Blick nicht auch auf andere – einem sol-
chen Prinzip entgegenstehende oder ein solches relativierende – Bestimmungen 
gerichtet wird? 

) erwar-

ob der in der Rechtslehre eingängig thematisierten Risikoverantwortung des Staa-
-
-

eines Prinzips auf der Grundlage willkürlich gewählter Bestimmungen wird durch 

anerkannte Verfassungswerte beigekommen. Mit anderen Worten lässt sich – wie 
-
-

sungsordnung zugrunde liegende Rechtsstaatsidee zurückführen lässt.

 Zu dem auf 
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II. Rechtswissenschaftliche 
Innovationsforschung

Die Innovationsforschung im rechtswissenschaftlichen Bereich ist im Gegen-
satz zur Innovationsforschung in anderen Wissenschaftsbereichen noch jung.  
Während 
Zeit für die Entwicklung einer rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung sei, 
stellten 

-
 Es besteht Einigkeit darüber, dass die Fortentwicklung der rechts-

wissenschaftlichen Innovationsforschung wichtig ist.  

A. Gegenstand

Die rechtswissenschaftliche Innovationsforschung befasst sich primär mit den 
Wechselwirkungen zwischen Recht und ausserrechtlichen Innovationen.  Bevor 

1. 

Nur ein Bruchteil der rechtswissenschaftlichen Beiträge zur Innovationsforschung 
 beschreibt In-

-

 Vgl. , Inno-

 , In-

, 94; 
 Innovationen im Recht (juristische Innovationen) werden etwa von  

nicht als eigenständiger Gegenstand der rechtswissenschaftlichen Innovationsfor-
schung bezeichnet. Sie seien für sie aber von Interesse, wenn sie auf ausserrechtliche 
Innovationen einwirken (
Recht vgl. etwa , passim; , passim; 
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 Damit 
folgt er dem Innovationsverständnis des deutschen Rechtswissenschaftlers -

, nach dem die rechtswissenschaftliche Innovationsforschung keinen ei-

-

müsse.
Neuerungen, die zur Bewältigung eines bekannten oder eines neuen Problems bei-

restlichen Literatur zur rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung als ausrei-
-

ziplinen orientieren. -
liche oder technische, sondern auch soziale, kulturelle, politische oder institutionelle 

 
-

hen so in Wechselwirkung mit der Rechtsordnung. -

 
, Recht, 388.

 
folgend auch 

 
-

 -
-

ge; -

auskommen und das Innovationsverständnis der Betriebswirtschaftslehre zugrunde 
Facetten

 Vgl. , Herausforderung, 588; , Innovationssteue-

 , 5.
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gar als eine Leerformel oder Worthülse bezeichnet. Einigkeit scheint dahingehend 

muss.  Zusammenfassend stellt die rechtswissenschaftliche Forschung auf den In-

2. Innovationsrecht

oder indirekt, hemmend oder fördernd – auf Innovationen ein.  Dieses Innova-

 Es umfasst die Gesamtheit von Normen, welche 
-

sen.  Da Gegenstand von Innovationen unterschiedlichste Produkte, Prozesse 
-

chen Rechtsgebieten, wie bspw. dem Verwaltungsrecht (darunter u.a. Gentechnik-, 
Landwirtschafts- und Umweltrecht), dem zivilen Haftungsrecht, dem Immaterial-
güter- oder dem Finanzmarktrecht.  Es wird nicht nominal, sondern funktional 
danach bestimmt, ob eine Norm eine innovationserhebliche Dimension aufweist 

 , Innovation, 
9; -

 Vgl. 
 ., Recht, 

393; 
 , 58; 

-

wird damit auch auf die mit der Entwicklung der Risikovorsorge als Staatsaufgabe 

 Vgl. ., 

 -
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und damit (auch) dem Innovationsrecht zuzurechnen ist.  Das Innovationsrecht 
 In Folge ist die 

Einordnung von Innovationsrecht in die (ohnehin umstrittenen) Disziplingrenzen 
innerhalb der Rechtswissenschaft weder möglich noch sinnvoll.  Im Gegensatz 

-

Ziel der rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung ist ein Innovationsrecht, 
das normativ erwünschte Innovationen gemeinwohlausgerichtet ermöglicht und 
fördert, und normativ nicht erwünschte Innovationen im Interesse des Rechtsgü-

ein sozialadäquates Mass begrenzt.
-

rung erwünschter und Vermeidung unerwünschter Innovationen bzw. Innovati-
onsfolgen nutzbar gemacht werden.  Das Interesse der rechtswissenschaftlichen 
Innovationsforschung richtet sich damit auf die Möglichkeiten, Voraussetzungen 
und Grenzen der Steuerung von Innovation mittels Recht.  

, N 54.
-

, Gentechnologie-
et al.,

 , Ri-
sikovorsorge, N 33.

 

 Vgl. , 34; , Innovation, 

 , 34; , Vorüberlegun-

 , 395; 
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Erkenntnisinteresse

-
schung werden gemeinhin die Möglichkeiten und Grenzen rechtlicher Innova-
tionssteuerung bezeichnet.  Diese werden nicht nur durch das faktische Steue-
rungspotential von Recht, sondern normativ auch durch die in der (Verfassungs-)
Rechtsordnung begründete Haltung gegenüber Innovation vorgegeben. Darauf 
wird nachfolgend zuerst eingegangen.

1. 

Der Staat kann als Ermöglicher und Förderer von Innovation wirken, aber auch 
Kontrollfunktionen übernehmen, indem er Innovationen reguliert und Innova-
tionstätigkeiten überwacht und evaluiert.
begrenzenden Handlungen wird durch die Rechtsordnung – auf grundlegendster 
Ebene durch die Bundesverfassung – bestimmt, die durch Schutz- und Interes-

hat die triviale Erkenntnis, dass Innovationen zugleich Chancen bieten und Risi-
ken bergen und damit Vor- und Nachteile haben können. -
gen Charakter von Innovation, der sich in der Funktionalität des Innovationsrechts 
widerspiegelt, -
ordnung wird nachfolgend eingegangen. 

1.1. Chancen und Risiken von Innovation 

das Neue und Unbekannte, das über die bisherigen Erfahrungen und Erkenntnisse 
hinausgeht.  Vorgängig ungewiss ist nicht nur der Erfolg einer Innovation; auch 
die (Neben-)Folgen von Innovation zeichnen sich regelmässig durch Unvorher-
sehbarkeit aus. So haben Innovationen nicht nur das Potential zur Verbesserung 

 Vgl. , 93; , 395; 
, 99; 

 
 Vgl. 
 , Recht, 387.
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bestehender Situationen – mithin zur Verwirklichung verfassungsbasierter Wohl-
fahrtsaspekte – sondern auch zur Verursachung von Schaden, der nebst dem In-

kann.

-
sicht gestellten Nutzen einer Innovation zu verstehen: Vorliegend wird im Sin-

Folge (Nutzenzugewinn) verstanden.

Chance zu entscheiden.  

1.2. 
in der Rechtsordnung

Hinsichtlich der generellen Haltung einer Rechtsordnung gegenüber Innovation 

 Dem Grundsatz der Innovationsof-

gegenüber Innovationen meint die Fähigkeit des Rechts, einerseits Innovationen – 
meist in einem bereits regulierten Bereich – zu tolerieren, zu ermöglichen oder gar 
zu stimulieren und sich den mit ihnen einhergehenden Veränderungen anderer-
seits selbst hinsichtlich seiner Strukturen und Instrumente anzupassen.  Indem 

-
gen moderner Rechtsstaaten. Zudem leistet sie einen Beitrag an das Gemeinwohl, 

 Vgl. , 89; 
 So auch , 

, Risikovorsorge, 

 ., Recht, 
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wenn das Potenzial der mit Innovationen einhergehenden Chancen verwirklicht 
werden kann.

Die Entfaltungsfreiheit des Einen kann – auch bei der Entwicklung und Nutzung 
von Innovationen – mit den (grund-)rechtlich geschützten Freiheiten und Interes-
sen anderer Personen kollidieren.  Im sozialen Rechtsstaat werden die (Folges-)
Folgen von Innovationen deshalb an normative – insbesondere verfassungsrecht-
liche – Vorgaben zurückgebunden.  Mit anderen Worten sind neben den Chancen 
auch die Risiken von Innovationen zu berücksichtigen, was im Rahmen der Si-
cherung von Innovationsverantwortung geschieht.  Mit Blick auf die vorrangige 
Funktion von Recht als Schutz- und Vorsorgerecht ist der Gesetzgeber gehalten, 

-
lich unerwünschten Innovationen bzw. Innovationsfolgen schützen.  Der Be-

-

 ., Rahmen, 7.
 Vgl. , 89 f.; 

, Rahmen, 7.
 

-
novationen auf Basis der abstrakten und widersprüchlichen rechtlichen Zielwerte der 
Verfassung zentral steuern zu können.

 auch die Sicherung normativ erwünschter Innovationen bzw. die Verantwortung, 
dass solche Innovationen zustande kommen. In der vorliegenden Untersuchung wer-

 Denn nicht intendierte, negative Innovationsfolgen werden regelmässig nur teilweise 
-

( , 89 f.; 
Ganzen 

., Recht, 388; ferner , 33 f. Vgl. auch , VI, nach 
-

novationen mit dem Staat und der Gesellschaft verträglich, hilfreich und nützlich sind 
sowie die mit Innovationen einhergehenden Risiken beschränkt werden.
spricht deshalb auch von einer engen Verbindung der Innovations- mit der Folgenver-
antwortung; gute Innvationspolitik setze eine Folgenabschätzung auf der Grundlage 
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cherung der Gemeinwohlverträglichkeit von Innovationen.  Ziel ist der Schutz 
von Machtschwachen, wodurch die gehemmt werden, vor denen geschützt werden 
soll; vorliegend die Innovatoren.  Dabei geht es nicht nur um Gefahrenabwehr, 

 Die Rede ist in diesem Zusammenhang vom Risikorecht bzw. der 
Risikovorsorge und vom Präventionsstaat.

schliesslich anzumerken, dass diese keine den Gesetzgeber und Rechtsanwender 
anleitenden Orientierungspunkte darstellen. Vielmehr legt die Rechtsordnung sel-

-
steht bzw. wie viel Gewicht sie der Sicherung von Innovationsverantwortung bei-

 Es ist das Recht, das 
 

Die Rechtsordnung bestimmt damit, was eine rechtlich (un-)erwünschte Inno-
vation ist und welchen Innovationen das Recht (noch) ambivalent bzw. neutral 
gegenübersteht.

 -

gemeinwohlverträglich sind bzw. welche Innovationen zu (un-)erwünschten Folgen 
führen ist, rechtsnormativ zu führen (zum Ganzen 

., Soziale Innovationen, 594). 
 ., 

Recht, 388. Vgl. auch , 33.
 , Recht, 388; , 33; 

, Risi-
kovorsorge, passim.

 
  Rahmen, 7. Vgl. auch , Innovationssteuerung, 355, nach dem 

mittels Recht für die Verbreitung von Innovationen günstige oder restriktive Rahmen-
bedingungen gesetzt werden können.
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2. Innovationssteuerung durch Recht

Wo von Innovationssteuerung die Rede ist, geht es konkret um die Einwirkung 
von Recht auf den Prozess und das Ergebnis von Innovation.  Dem liegt die Prä-
misse zugrunde, dass Recht auf Innovationen nicht nur reagieren, sondern diese 
(bis zu einem gewissen Grad) auch agierend steuern kann.  Wie weit die gezielte 
rechtliche Steuerung individuellen Verhaltens und allgemeiner Lebensverhältnis-
se überhaupt möglich ist, wird an sich bereits diskutiert; auf diese grundlegende 
Steuerungsdiskussion wird nachfolgend nicht eingegangen.  Es genügt an dieser 
Stelle der Hinweis, dass vorliegend einer pragmatischen Lehre gefolgt wird, die 
Recht grundsätzlich als taugliches Steuerungsmedium beurteilt, sich der Schwie-
rigkeiten und Grenzen rechtlicher Steuerung jedoch bewusst ist.

Die vorliegende Untersuchung zielt unter anderem auf die Beantwortung der 
-

ne der Förderung von Innovation besteht.

-

konzise Darstellung der Leistungsfunktionen, die Recht im Rahmen der Innova-
tionssteuerung zukommen. Der Vollständigkeit halber und weil sie für das Ver-

-
ausforderung der Innovationssteuerung erläutert.

2.1. 

Vorliegend wird im Sinne der Neuen Verwaltungsrechtswissenschaft  in pragma-

um den Beitrag des Rechts zur Bewirkung normativ erwünschter und zur Ver-

 
 Vgl. 
 Zur Steuerungsdiskussion etwa , Recht, 

394; , Grenzen, 
passim; 

, Risikovorsor-
-

licher Steuerung , Grenzen, passim.

etwa , Verwaltungsrechtswissenschaft, passim.
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 Diesen Zielen ist sowohl bei der 

auch bei der Rechtsanwendung und Rechtsprechung im Einzelfall Rechnung zu 
tragen.  Die Rechtsordnung ist so auszugestalten, dass erwünschte Innovationen 
ermöglicht und allenfalls auch gefördert werden, während mit innovativem Han-
deln verbundene Risiken begrenzt oder vermieden werden.
der Rechtsanwendung können Steuerungswirkungen – u.a. bei der Konkretisie-
rung der innovationserheblichen Rechtsnormen, der Konstruktion des Sachver-
halts oder der Modalitäten des Rechtsvollzugs und der Kontrollmechanismen – er-
zielt werden.
Erlass innovationserheblichen Rechts, sondern auch dessen Vollzug bezeichnet. 
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass das Gesetz zwar das zentrale 

-
leitung der Verwaltung jedoch gerade im Bereich des Innovationsrechts, wo die 

Verwaltung erweitern, Grenzen gesetzt sind.

-
erhebliche Recht, das auch Normen umfasst, die Innovationen nicht direkt zum 
Gegenstand haben und sich unbeabsichtigt und allenfalls nur indirekt auf diese 
auswirken.

 , 

 Vgl. , Risikovorsorge, N 35; ; 
, Recht, 387; 

 
 

, 

 Vgl. -
-
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2.2. Steuerungsfunktionen von Innovationsrecht

Im Rahmen der Innovationssteuerung kommen dem Recht als Steuerungsmedium 

widerspiegeln. 

a. Übersicht

-
fördernde und innovationsbegrenzende Normen unterteilt werden.  Wo eine 
Einteilung des Innovationsrechts nach seinem Förder- und Schutzzweck vorge-

-
 Eine weitergehende, primär von 

und -
recht relevant die Stimulierungs-, Ermöglichungs-, (Nebenfolgen-)Begrenzungs- 
und Revisionsfunktion.  Stimulierendes Recht dient nach diesem Verständnis 
der Unterstützung einer erwünschten Entwicklung durch Massnahmen direkter 

-
träge, Bereitstellung von Wissen, innovation waiver und sandboxes), während 

-

Zugangsrechten).  Die Begrenzung von Innovationen zielt hingegen darauf ab, 

normativ unerwünschte Innovationsfolgen zu verhindern. Der Staat kommt damit 

, 78. Vgl. auch , 

unterscheidet.
 Freisetzend ist Recht, das Freiheit und Eigentum gewährleistet und so eine unerlässli-

che institutionelle Bedingung für Innovation darstellt. Eingrenzend wirkt Recht, wenn 
-
-

nen beschränkt (vgl. zum Ganzen 
, Innovationssteuerung, 355).

 In einer älteren Publikation nennen f., anstelle der Re-

im Bereich der rechtlichen Unterstützung von Innovation das direkte Steuern von den 
Unterstützungsleistungen und der Ermöglichung bestimmter Reformen unterscheidet.

 Vgl. -
f.; 
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 Sowohl risi-
kobegrenzende wie auch innovationsfördernde Massnahmen bedürfen angesichts 
der Ungewissheit von Innovationen der Beobachtung; etwa um Regelungsirrtümer 
nachträglich korrigieren zu können. Dem wird mit der Revisionsfunktion nach-
gekommen.  

b. 

Nach dem zuvor Gesagten kann Recht weder als per se innovationsfeindlich noch 
innovationsfreundlich beschrieben werden.  Im Idealfall sorgt der Regulator da-
für, dass erwünschte Innovationen zugelassen und wo sinnvoll gefördert werden, 
während er unerwünschte, potenziell schädliche Innovationen möglichst präventiv 
verhindert. -

-
tionsermöglichung sinnvoll. Nachfolgende Unterkapitel dienen der Klärung dieser 

(1) Förderung 

-
dertätigkeit; eine staatsrechtliche Dogmatik der staatlichen Förderung fehlt weit-
gehend.

es sich um staatliche Leistungen mittels Zuschüssen ist von direkter Förderung 
die Rede, während der (teilweise) Verzicht auf ein dem Staat zustehender monetä-

-

 - -

 ., Rahmen, 7. 
 Vgl. 

vor- und nachteiligen Folgen neuer Entwicklungen nicht zu kennen und so nur über 

 Für die deutsche Lehre 
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gen). -

allgemeine Massnahmen zur Verbesserung der (rechtlichen) Rahmenbedingungen 

der Unterscheidung an die Frage, ob die staatliche Förderung bei Erfüllung eines 

Förderungswürdigkeit im Einzelfall bedarf.  Schliesslich werden auch Förder-
massnahmen als indirekt bezeichnet, bei welchen der Fördergeber keinen inhalt-

-
legt.  

-
 Die 

-
 

Hinsichtlich paralleler Kompetenzen von Bund und Kantonen führt  aus, 
dass eine Förderkompetenz den Bund nicht zur Gesetzgebung über grundlegende 

-
-

-

Förderung kein bestimmtes Massnahmeinstrumentarium vorgeschrieben, sondern 
vielmehr ein Gestaltungsspielraum zugesprochen, der bspw. auch Massnahmen 

 Vgl. 
werden Steuererleichterungen i.d.R. als indirekte Förderungen bezeichnet (vgl. -

etwa bei 
 
 
 -

jektbezogene Förderung unterteilt und im Rahmen der indirekten Förderung spezi-

 Vgl. etwa  SGK BV, 
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 Sodann zeigt 
ein Blick in das Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz (FIFG) , dass der 

-

staatliche Innovationsförderung bezeichnet. Ein solch umfassenderes Verständnis 

-
 

-
-

gehalt zu; vielmehr beschlägt sie die Frage der konkreten Umsetzung der Förderung, 

-
-

der Leistungsverwaltung. Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie einen konkreten 
Leistungsempfänger rechtlich und tatsächlich begünstigen, ohne dass ihnen eine 
Gegenleistung gegenübersteht oder der Leistungsempfänger aufgrund eines Rechts-

, SGK BV, N 7; 

BV , SGK BV, 

-

-
schung und Innovation durch den Bund stellt eine Subventionierung dar, die den Vor-
gaben des SuG untersteht (

 Diese monetäre Unterstützung kann bspw. in Form von Zuschüssen, Steuervergünsti-
-

währt werden (weiterführend 
 Zur Leistungsverwaltung 
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(2) Ermöglichung 

Die Beschreibung von Recht als innovationsfeindlich und innovationshemmend 
weist auf das Potential staatlicher Regulierung hin, private oder juristische Perso-

Innovationen bewusst oder unbewusst zu beschränken.  Die Interessen der derart 
beschränkten Rechtssubjekte richten sich nicht auf die Förderung von Innovation 

den Regulator nicht gehemmt zu werden. Daher tragen auch Massnahmen der 
(nachträglichen) Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen zur Innova-

-
licher Freiräume.

-

2.3. Herausforderungen der Innovationssteuerung

Die Steuerung von Innovationen stellt die rechtssetzenden und rechtsanwenden-

Innovationen, aber auch den Eigenschaften von Recht in Verbindung stehen.

a. Spannungsfeld von Recht und Innovation

-
schaft, Modernisierung und Veränderlichkeit. Er steht damit in einem natürlichen 
Spannungsverhältnis zum statischen Recht, das Verbindlichkeit über eine längere 
Zeitspanne verlangt und so Rechtssicherheit gewährleistet.  Die staatlichen Re-
gulierungsbehörden stehen vor der Herausforderung, mit schnellebigen innovati-
ven Entwicklungen Schritt zu halten und – wo erforderlich – den Rechtsrahmen 

 Zum Vorwurf der Innovationshemmung durch (überschiessendes) Recht etwa -
., Rück-

, passim (dazu auch 

 -

 Vgl. , 379; , 
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den veränderten Bedingungen anzupassen.  Dabei hinkt Recht den Innovationen 
oft hinterher; ihm wird eine Verspätung attestiert.  Dieses Phänomen wird in der 

sich schneller entwickelt als die entsprechende Regulierung, was zur Folge hat, 
dass letztere in den Rückstand gerät.  Das muss aber weder zwingend der Fall 
noch immer schlecht sein: Innovationen können auch in den bestehenden (und 
passenden) Regulierungsrahmen fallen. Zudem kann die für Recht charakteristi-
sche Verspätung zur Rechtssicherheit beitragen.  Fest steht allerdings, dass die 

-

Rechts an den Flexibilitätsbedarf von Innovation beigekommen werden.  Für 
Bereiche mit hohem Innovationsbedarf verweist die Literatur auf die regulierte 
Selbstregulierung als Modus staatlicher Innovationssteuerung.  Schliesslich ist 
anzumerken, dass das beschriebene Spannungsfeld von Recht und Innovation 
nicht grundsätzlich neu ist: Das Ziel der Rechtssicherheit und das Ziel, Recht an 
gesellschaftliche Veränderungen anzupassen, stellt ein grundsätzliches Dilemma 
von Regulierung dar – auch ausserhalb des Innovationskontexts.  

 , 9; 
zwischen statischem Recht und dynamischer Innovation dadurch verstärkt wird, dass 

-
xer geworden sind; 

 -
-

 
 Die gesetzliche Regelung einer bereits eingetretenen Entwicklung oder einer bereits 

geübten Verhaltensweise kann diese nachträgliche legitimieren (vgl. zu dieser Legiti-
mierungsfunktion der Gesetzgebung , 34; zum Ganzen , 

  
, Risikovorsorge, N 438; , 79.

 Vgl. , Innovationsforschung, 

Regulierungsinstrumente erachtet. 
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b. Nichtwissen und Unsicherheit 

Unsicherheit und Unvorhersehbarkeit sowie das damit verbundene Nichtwissen – 
-

te von Innovation.  Sie stellen sowohl den Gesetzgeber wie auch die rechtsan-
wendenden Behörden vor die Herausforderung, nur mangelhafte oder gar keine 
Kenntnisse über konkrete Innovationen und deren Bedingungen bzw. Folgen zu 
haben. -
tionssteuerung – Schutz vor Risiken und Förderung von Innovationschancen – zu 

 Das Neue regeln zu wollen, 
bevor es Wirklichkeit geworden ist, wird deshalb auch als Paradoxie des inno-
vationsbezogenen Rechts beschrieben.  Innovationssteuerung ist mehr noch als 
staatliche Intervention ohnehin von (Prognose-)Unsicherheiten geprägt. Im Be-
reich der Innovationsförderung führt dies dazu, dass sich Innovationen – die oft 
spontan und unerwartet entstehen – nur begrenzt hoheitlich anordnen lassen.

-
333 Er hat 

eine Risikoentscheidung in dem Wissen zu fällen, dass ihm zukünftige negative 
Folgen der gewählten Innovationsregulierung zugerechnet werden und er für diese 
verantwortlich gemacht werden wird.334 -
schen Herausforderung ist unter anderem abhängig davon, wie weit der Innova-
tionsprozess fortgeschritten ist. Mit zunehmender Etablierung und Durchsetzung 

ex 
post
anderen Voraussetzungen gestaltet werden als ex ante Regulierungen von erst 
absehbaren oder gar erst erahnbaren Entwicklungen.335 -

 , 55; 
 Vgl. , 

 
 , 

 
, Innovationssteuerung, 355.

333 Vgl. 
334 -

335 Vgl. 
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schätzung  beschreibt diese Situation anhand des Collingbridge-Dilemmas337: 

(Informationsproblem). Zu einem späteren Zeitpunkt sieht sich der Regulator 
-

ckelt und etabliert ist, dass ihre (Mit-)Gestaltung durch den Regulator erschwert 
ist (Macht- und Umsetzungsproblem).338 Das Schliessen von Regulierungslücken 
ex post bringt allerdings auch Vorteile: Die aufgrund der verfügbaren Informa-

339 Will der 

einem frühen Zeitpunkt – ohne Risikoinformationen – tun. Diesem im englisch-
uncertainty paradox» bezeichnete Entscheidungsproblem 

kann zumindest teilweise durch den Beizug von Experten, partizipative Verfahren, 
breite Regulierungsvorgaben oder die regulatorische Orientierung an bestimm-

 Dabei ist stets 
auch das Verhältnis von Staat und Innovator im Hinterkopf zu behalten: Die einer 

-
vationen jedoch primär im privatwirtschaftlichen Bereich entstehen, besteht eine 
Informationsasymmetrie zwischen dem staatlichen Regulator und dem privaten 
Innovator. Rechtsökonomisch betrachtet liegt eine Principal-Agent-Situation vor, 
in welcher der Agent

-

-
cen (vgl. dazu etwa 

337 , einem Philosophen 
The Social Control of 

Technology formuliert.
338 Für eine ausführlichere Umschreibung etwa 

Umsteuern durch den Regulator kann zu erheblichen Kosten führen (
339 

 , 8. Insbesondere zur Problembearbeitung durch Expertise und Partizi-
pation auch uncertainty para-
dox 
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Principals (Regulator) zu seinem Vor-
teil nutzen kann.

ausreichendes Mass an Steuerungswissen besteht, ist das innovationsbezogene 
mehr noch als Recht ohnehin von Ungewissheit hinsichtlich der Funktionswei-
se und Wirkung innovationssteuernder Regulierungsinstrumente geprägt.  Hin-
sichtlich des vorliegend im Besonderen interessierenden Bereichs der Ermögli-
chung und Förderung von Innovation stellen sich erste Schwierigkeiten bereits bei 
der Frage, welchen Regulierungsinstrumenten in welcher Kombination welches 
Innovationspotenzial zukommt.343 Hinzu kommt die Unsicherheit, in welcher Pha-
se des Innovationsprozesses eine allfällige Förderung ansetzen sollte.344 Schliess-
lich fehlt regulatorisches Wissen auch in Bezug auf den Umfang des Förderbe-
darfs: Werden Innovationen gefördert, die sich auch ohne Förderung durchgesetzt 

345 

 Vgl. , 34; 

 , 737; Innovationsregulierung, 33 f., spricht 

343 
344 Vgl. 
345 
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III. Innovation als Gegenstand anderer 
Disziplinen

Innovationen sind Gegenstand zahlreicher Forschungsbereiche wie der Wirt-
-

ziologie.  Diese Wissenschaften betrachten das Innovationsphänomen aus einer 
jeweils anderen Perspektive und bedienen sich unterschiedlicher Herangehens-
weisen und Methoden, um die Voraussetzungen für die Entstehung, Durchsetzung, 
Steuerung und Folgen von Innovationen zu untersuchen.347 

Nebst einem konzisen Einblick in die rechtswissenschaftliche Innovationsfor-

ökonomischen und sozialwissenschaftlichen Innovationsforschung. Diese Wis-
senschaften werden regelmässig als in der Innovationsforschung führend bezeich-
net.348

dieser Wissenschaften für die rechtswissenschaftliche Innovationsforschung von 
Bedeutung sind.349 Denn mit ihnen kann der Regelungsgegenstand von innova-
tionserheblichem Recht, dessen Kenntnis die Rechtsgestaltung voraussetzt, mate-
riell umschrieben werden.

-
ser Darstellung auf der wirtschafts- bzw. sozialwissenschaftlichen Beschreibung 
des Innovationsphänomens. Dazu werden die in diesen Wissenschaftsbereichen 

gegliedert dargestellt. Da für das Verständnis von Innovation deren Entstehung 

 Vgl. 

347 
348 Es handelt sich bei ihnen auch um die ersten Wissenschaften, die sich mit dem Inno-

vationsphänomen beschäftigten; die Ursprünge der Innovationsforschung reichen mit 

(vgl. dazu 
349 

-
sichtlich der ökonomischen Innovationsforschung

 Ähnlich -
-

sches oder rechtliches Phänomen beschrieben (  et al., 3).
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58

von zentraler Bedeutung ist, werden auch knapp die wirtschafts- und sozialwis-
senschaftlichen Sichtweisen auf den Innovationsprozess beleuchtet.

A. 
auf Innovation

-

 Nachfolgend wird 
zuerst die Entwicklung der ökonomischen Innovationsforschung aufgezeigt, be-

wird. Schliesslich folgt eine konzise Darstellung des Innovationsprozesses aus 
ökonomischem Blickwinkel.  

Vorab ist anzumerken, dass die ökonomische Literatur eine prozess- und ergeb-

die Rede ist, kann sowohl der Prozess der Innovationentwicklung gemeint sein als 
353 In der vor-

-

1. Entwicklung der ökonomischen Innovationsforschung

In der Literatur herrscht keine Einigkeit darüber, in welchem Zeitraum das Streben 

Heterodoxie oder sogar Ketzerei im Bereich von Religion, Politik, Geschäftsver-

mit Fortschritt assoziiert.354 -

 
 Kenntnisse über den Entstehungsprozess von Innovation werden im Rahmen der Her-

353 U.a.  87; , 8; , 4; 
354 -

978-3-03891-372-6.indb   58 19.07.2021   13:21:01



59

355 -
-

The Wealth of Nations» von verwiesen.

Obschon die Ursprünge der Innovationsforschung in der Zeit weit zurückreichen, 

sie entstehen; in der Regel wurde die Innovationsbeschreibung von  
schlicht übernommen.357

seiner Publikation Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung

Güter der statischen Wirtschaft ihrer bisherigen statischen Verwendung zu ent-
ziehen und anders zu verwenden.358 -

359 

-

gerückt wurde. -
 Genauere Um-

 

355 Of Innovation , in 

Vgl. dazu , 43; 
 -

lich noch weiter zurückliegende Werke. Ebenfalls genannt wird ein Werk von -
-

tionssystems beurteilt wird (vgl. , 5; , 8 m.w.H).
357 
358 , 43, 55; -

, 4; 
359 , Business, 84.

 Gemäss 

 

die Politikwissenschaft in die Innovationsdebatte einbrachte (
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Dies änderte sich mit der Zunahme von Innovationsstudien in Wirtschafts- und 

-
tausendwende.  Heute ist die volkswirtschaftliche Perspektive, die sich mit den 
gesamtwirtschaftlichen Folgen von Innovationen befasst, von der betriebswirt-

und deren Motive sowie die Wirkungen von Innovationen für Unternehmen im 
Fokus hat; sie beide basieren ursprünglich auf der Schumpeterschen Innovations-
forschung.

2. 

Die Rede von der
darüber hinwegtäuschen, dass Innovationsforschung innerhalb der Wirtschafts-

 

-
tragen. Insbesondere würde eine derartige Darstellung nicht zu mehr Klarheit ver-

-

die einzelnen Disziplinen der Wirtschaftswissenschaften nicht.

 
einem durch wenige Wissenschaftler untersuchten Nebenbereich der Wirtschaftswis-
senschaft zu einem zentralen Forschungsbereich zahlreicher Wissenschaftsdisziplinen 
entwickelt hat, ist entsprechend unbestritten (vgl. 

 , 35.
 Dazu gehören etwa die Makroökonomie, Industrieökonomik, Finanzwissenschaft und 

Entwicklungsökonomie ( , 3).
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2.1. 

-
schiedliche Merkmale von Innovationen hervor. -

a. Neuheit

Der kleinste gemeinsame Nenner der zahlreichen wirtschaftswissenschaftlichen 
 Zentral ist die Frage, wie 

neu eine Innovation sein muss, um als solche gelten zu können.  Es wird ver-

 In der Regel wird keine absolute, sondern lediglich 

gefordert.  Zudem kommt es darauf an, in welchem Kontext die Neuheit beurteilt 
wird: Während im betriebsökonomischen Kontext auf die erstmalige Einführung 

-
fassung die Neuheit im nationalen Raum.  Der Neuheitsgrad, auch bezeichnet 
als Innovationsgrad oder Innovationshöhe, dient zudem der Kategorisierung von 

 Vgl. , 44; et al., 4;  et al., 5; , 

 Weitere genannte Elemente sind etwa die Zweckorientierung der Innovation ( , 

 Vgl. , 44;  et al., 5; , 9; 
 

 , 45.
  et al., 4; 
 

, 47; 
Bewusstseins und nicht der technische Wandel massgeblich ist; , 45, 

-
gen Erfahrungen und Erkenntnisse hinausgeht; 

 

muss.
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Innovationen.373 Die bekannteste Unterscheidung dürfte jene zwischen inkremen-
tellen und radikalen Innovationen sein.374 Während erstere geringfügige Verän-

fundamentale qualitative und quantitative Veränderungen bzw. vollkommen neue 
375

b. (Kommerzielle) Nutzung

-
exploitation of new ideas

die Nutzung als ausschlaggebend für Innovationen und grenzt diese damit von 
377

als die Entwicklung neuer Ideen durch Forschung oder andere Formen der Krea-
tivität, wobei sie als konkrete, potentiell werthaltige Verkörperung der Idee von 
dieser abzugrenzen sind.378 Demzufolge liegt jeder Innovation eine Idee zugrun-
de, die umgesetzt wird und dadurch eine materielle Referenz erhält.379 Nur wenn 

-
 Diese beiden Elemente – die 

373 , 8 f.
374 , 47; -

che Unterschiede:  f., 

Innovation.
375 Vgl. 

, 48; 
 et 

 Gemäss 
-

 et al., 5; , 53. 
377 
378 Vgl. , 45 f.; , 35; 

engeren Konzept des technologischen Wandels zu unterscheiden ( , 
3 f.; -

, Innovation, 398 f.).
379 , 45 m.w.H.
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-
mein.  

c. Wirtschaftlicher Erfolg

Während weitgehende Einigkeit zu bestehen scheint, dass nur kommerziell nutz-

zu der Frage, ob diese zudem wirtschaftlich erfolgreich sein müssen. Regelmässig 
the successful exploitation the successful pro-

duction
 Wird der wirtschaftliche Erfolg der Innovation voraus-

-
383 Dieses Verständnis führt zu der paradoxen Situation, dass 

eine Innovation sich durch ihren Erfolg selber aufzehrt. Denn je bekannter eine 
Neuerung ist, desto schneller hört sie auf, als solche wahrgenommen zu werden.384 

-
ter einer Entwicklung und nicht deren wirtschaftlicher Erfolg für die Beurteilung 
als Innovation entscheidend sein soll.385

-
ses ignoriert.  

Beitrag auch , Shadow, 349). Zum Ganzen -
 et al., 5; , 

5; , 35; -

 Vgl. , 49;  et al., Innova-
 et al., 5; , 34 f.; 

.
und auch Gedanken und Ideen als Innovationen bezeichnend noch passim 

, Innovationsmanagement, 5 f.), sowie pas-

 So u.a. bei  et al., 5; , 53; 
, Innovation, 75.

383 Vgl. auch , 
384 
385 

 , 4.
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d. Normativität

mit wirtschaftlichem Wachstum, Gewinn und Erfolg von Unternehmen und Volks-
wirtschaften.387 Gegenstand der Diskussion um eine normative Dimension des 

bereits erläuterte Frage nach dem wirtschaftlichen Erfolg von Innovationen (neu 
= erfolgreich)388 wie auch die Frage nach dem durch die Innovation bewirkten 
Fortschritt (neu = gut).389 -
zial unerwünschte Entwicklungen oder Entwicklungen mit negativen Folgen unter 

 Hingegen wird die Beurteilung einer Entwicklung als 
Innovation regelmässig davon abhängig gemacht, ob sie eine Verbesserung gegen-
über dem status quo darstellt.
Guten zugrundeliegen, wobei die Neuheit einer Innovation per se nichts darüber 
auszusagen vermag, ob diese gut oder schlecht ist.  Gleiches gilt grundsätzlich 

-
schaftlich betrachtet – negativ sein.393 Wenn die Beurteilung einer Entwicklung als 
Innovation davon abhängig gemacht wird, dass sie eine Verbesserung gegenüber 
dem vorhergehenden Zustand darstellt, setzt das gemäss  et al. unter 
anderem voraus, dass ein erkennbares Zielsystem besteht, welches ein Werturteil 

Unterstellungen werden von 
zu Recht – als äusserst fragwürdig bezeichnet. Einerseits, weil die Beurteilung 
dessen, was eine Verbesserung ist, je nach Interessen und Weltanschauung höchst 
unterschiedlich sein kann.394 -

387 Vgl. , 33;  
388 So verstanden bei 
389 , Facetten, 37.

 
 , 5; -

, 33.
 passim.

393 Ähnlich die als Beispiel die Entwicklung der Gefriertruhe anführt, die 
-

verbrauchs und die Reduktion sozialer Kontakte mit sich brachte.
394 , 33 f.
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tion eine wirtschaftliche oder gesellschaftliche Verbesserung mit sich brachte, 

einer Innovation sind stets unsicher.395 Daher bringt ein normativ konnotierter und 

-
tionsmanagements keinen Mehrwert.

2.2. Objekt der Innovation

397

von Innovationen.398 Bereits  unterschied zwischen der Erzeugung 
und Einführung neuer Produkte oder Produktqualitäten, der Einführung neuer 
Produktionsmethoden, der Änderung der wirtschaftlichen Organisation und der 
Erschliessung neuer Märkte.399 Dies ist insofern eindrücklich, als die spätere öko-

-
-

sierte und die von  bereits erwähnten immateriellen Innovationen erst 
später wieder Beachtung fanden.  

Die heute wohl gängigste Unterscheidung ist noch immer jene zwischen Produkt- 
und Prozessinnovationen.

395 Vgl. , 33 f.
 , 33.

397 
398 So etwa bei , 38; -

verbreitet. Für die rechtswissenschaftliche Innovationsforschung ist diese jedoch nur 
-

gesehen wird (so auch 
399 , 344; , 

 
, 37; -

teilung ergänzt um die Organisationsinnovation (so etwa bei 
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umfasst nach den meisten Gliederungsvorschlägen auch Dienstleistungen.  Wird 
-

duktionsprozess zu verändern, liegt eine reine Produktinnovation vor.  Eine reine 
-

se, wie dieses hergestellt wird.  In der Praxis dürften die meisten Innovationen 
Elemente sowohl von Produkt- wie auch von Prozessinnovationen enthalten.  
Nebst Produkt- und Prozessinnovationen ist in der ökonomischen Literatur – teil-
weise verstanden als Unterkategorien – unter anderem auch regelmässig die Rede 

Struktur- und Geschäftsmodelinnovationen.  

3. Innovationsprozess 

Der Urvater der ökonomischen Innovationsforschung, , 
prägte die Gliederung des Innovationsprozesses in drei Phasen: Invention, In-

 Heute bestehen sowohl in der Praxis wie auch in der 
Wissenschaft unzählige Konzepte und Modelle zur Strukturierung von Innova-

 Nach diesem Verständnis stellen Dienstleistungsinnovationen eine Unterkategorie von 
Produktinnovationen dar (so etwa bei , 48 f , 57; , 37; 

-
tionen die Produkt- und Prozessinnovationen zusammenfallen.

 , Economics, 48
 , 37; , Economics, 38. Grundsätzlich zielen Prozessinnovationen 

-
tiger, herstellen zu können ( -

 
Innovationsarten dennoch wichtig ist. Vgl. auch 

 Vgl. et al., Development, 835, der aus 
einer breiten Perspektive auch Verbesserungen im Bereich von Logistik, Vertrieb und 

-
 unterscheidet zwischen Innovationsobjekten 

und Innovationsarten (Leistungs-, Prozess-, Markt- und Sozial-Innovationen). Ferner 
werden Preis-, Promotions- und Vertriebsinnovationen unterschieden, um nur einige 
zusätzliche zu nennen (vgl. 

eine Invention dar, die durch die Durchsetzung am Markt zu einer Innovation wird. 

(vgl. etwa f. -
, 5).
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tionsprozessen, die sich in ihrem Detaillierungsgrad erheblich unterscheiden.  
-

novationsprozess als sequentielle, zeitlich und wirtschaftlich zusammenhängende 

-
heblich. -
delle von  und 
und  sowie . Einen ersten Überblick über den Innovations-

, das nachfol-
gend exemplarisch erläutert wird. Da für die Ziele und Zwecke der vorliegenden 

-
tionsprozesses als ausreichend erachtet wird, erfolgt diese Erläuterung konzis; von 
der Darstellung weiterer – ebenso eingängiger Modelle – wird abgesehen.  

Das Prozessmodell von  geht von einer Idee aus, die weiterverfolgt 
und damit Gegenstand von Forschung und Entwicklung wird.  Resultat der For-
schung und Entwicklungsphase ist eine (geplante oder ungeplante)  Invention, 
die durch die Markteinführung zur Innovation wird.  Die Durchsetzung am 

 Für eine Übersicht etwa  et al., 5; 

 Vgl. 38; 
 
 
 , 54.
 
 
 
 Für eine Darstellung der gängigen Modelle im deutsch- und im englischsprachigen 

Raum etwa 
-

einer Idee skizzieren (so u.a. , 55 f., 
und , 378).

 Nach 
-

versuchen zufällig auftritt, m.a.W. also nicht den vorgesehenen Folgen entspricht. Man 

 Vor der Phase der Markteinführung sehen andere Modelle regelmässig eine Phase der 
Produktion vor (so u.a. 
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. Die letzte Phase des Innovationsprozesses stellt 
die Imitation der erfolgreichen Innovation dar.  Die einzelnen Sequenzen des 
Innovationsprozesses folgen allerdings nicht notwendigerweise sequentiell auf-
einander; sie können sich auch überlappen.

 kritisiert am diskreten Innovationsprozessmodell nach  ins-
-
-

prägenden und in der deutschprachigen Literatur oft zitierten Stage-Gate-Prozess-
modelle von  suchen diese Mängel zu verbessern, indem sie überlap-
pende Prozessstufen und die Möglichkeit der parallelen Bearbeitung mehrerer 
Prozessphasen vorsehen.  

-

 Einige bedeutende Innovationen jüngerer Zeit sind nicht in einem klassi-
schen from Science to Market-Prozess entstanden, sondern wurden durch das Zu-

Nutzer, Geldgeber und Konkurrenten) angeregt.  Es ist daher eine zunehmende 
-

obachten.  Diese versuchen etwa die Rückkoppelungen, Unterbrechungen oder 
-

-
 passim. 

 , 38. Ähnlich f.
 , 43 f.
 
 Vgl.  auch  

 
nicht-linearen Verlauf von Innovationsprozessen auch -

, 8 f.; 

 , 95. Vgl. auch 
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 Dass 
die Komplexität von Innovationsprozessen mithilfe vereinfachender Modelldar-
stellungen kaum abgebildet werden kann, ist bei allen Prozessmodellen stets im 
Hinterkopf zu behalten.  

4. Zwischenfazit zur ökonomischen Perspektive 

-
-

dass eine Entwicklung einen gewissen Grad an Neuheit aufweisen muss, um als 

-
merzialisierung einer Entwicklung – deren Markteinführung oder innerbetrieb-

eine Innovation nur dann als solche gelten kann, wenn sie von wirtschaftlichem 

der Innovation stets eine Gewinnabsicht zugrundeliegt.

Seit das Hauptaugenmerk der Wirtschaftswissenschaften nicht mehr ausschliess-
lich auf den technologischen Innovationen liegt, die zu Beginn der Innovations-
forschung im Vordergrund standen, sind die in der Literatur beschriebenen In-

gegenüber nicht-technologischen Innovationen, deren Gegenstand etwa Dienst-

Den unzähligen linearen Prozessmodellen des betriebswirtschaftlichen Innova-
tionsmanagements, welche die Entstehungsprozesse dieser Innovationen abzubil-
den versuchen, ist gemein, dass sie eine Phase der Forschung und Entwicklung 
enthalten, in welcher vorab selektionierte Ideen weiterentwickelt werden. Die 
betriebswirtschaftliche Innovationsforschung – insbesondere das Innovationsma-
nagement – fokussiert damit auf Innovationen, die keine Zufallsergebnisse sind, 

-
ert werden können.

 Vgl. für solche Modelle etwa die Übersichten (je m.w.H.) bei , 
95 f.; 

 So auch 
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Sozialwissenschaftliche Perspektive 
auf Innovation

Neben der ökonomischen Innovationsforschung hat sich in den letzten dreissig 

dem Verhältnis von technologischen und sozialen Innovationen sowie von sozialen 
Innovationen und sozialem Wandel befasst.  Innerhalb dieses Bereichs bestehen 
zahlreiche unterschiedliche Forschungsansätze und Forschungsschwerpunkte.  
Diese sind mithin noch weniger systematisiert als die der ökonomischen Inno-
vationsforschung; ob überhaupt eine genuin soziologische Innovationsforschung 
besteht, oder besser allgemein von sozialwissenschaftlicher Innovationsforschung 
gesprochen werden sollte, ist nicht geklärt.  

-

Innovationsverständnis) die Rede zu sein.433 Im Weiteren wird deshalb der allge-
434 

Wie bereits im Rahmen der wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive auf Innova-
tion wird nachfolgend auch die Entwicklung der sozialwissenschaftlichen Innova-
tionsforschung skizziert. Da diese ohne Darstellung der sozialwissenschaftlichen 
Kritik an der ökonomischen Innovationsperspektive kaum erfolgen kann, fällt 

-

 Vgl. , 9; 
-

sowie die Industrie-, Wirtschafts- und Organisationssoziologie genannt (vgl. 
, 9).

 
433 Vgl.  verwenden 

-
lichen Innovationsforschung. 

434 -
forschung neben der sozialwissenschaftlichen Innovationsforschung und wird von die-
ser nicht umfasst.
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B. Sozialwissenschaftliche Perspektive auf Innovation

Darstellung werden auch hier die gemeinsamen Elemente sozialwissenschaftli-

zum Prozess sozialer Innovationen.

1. Entwicklung der sozialwissenschaftlichen 
Innovationsforschung 

Im Gegensatz zu den Wirtschaftswissenschaften ist Innovation erst seit ver-
gleichsweise kurzer Zeit Gegenstand sozialwissenschaftlicher Forschung. Viele 
sozialwissenschaftliche Beiträge knüpfen deshalb an die ökonomische Forschung 
an und fordern eine Erweiterung der bestehenden wirtschaftswissenschaftlich ge-
prägten Innovationsperspektive.435

zu einem historischen Überblick auch die sozialwissenschaftliche Kritik an der 
-

sätze vorgestellt, die von der Herausbildung eines neuen Innovationsparadigmas 
ausgehen. Schliesslich wird aufgezeigt, was die Sozialwissenschaften zur Innova-
tionsforschung beitragen können.

1.1. Innovation als Gegenstand sozialwissenschaftlicher Forschung

-
hundert zurückreichen, blieb die Innovationsforschung während langer Zeit stark 

Sozialwissenschaften verstärkt mit dem Innovationsphänomen.  Während in der 

437

Die ältesten Publikationen, die sich – meist nur sehr am Rande – mit sozialen Inno-

435 Beiträge zur techniksoziologischen Innovationsforschung, die sich primär mit techni-
-
, 

 Vgl. 
437 

-
schungsbereich wurde (
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wird meist der amerikanische Soziologe 
social invention -

-
vationen unterschied.438 entwickelte 

cultural lag 439

sind soziale Innovationen als einseitig abhängig von technischen Innovationen zu 
betrachten, da gesellschaftliche und kulturelle Veränderungen den technischen In-

Im deutschsprachigen Raum wird als erster namhafter Vertreter der sozialwissen-
schaftlichen Innovationsforschung regelmässig  genannt, der sich Ende der 

soziale Innovationen sind und wie sie theoretisch und konzeptionell abgegrenzt 
werden können.  zu diesem Zeitpunkt noch nicht, 
Innovation als eigenständiges Untersuchungsphänomen in den Sozialwissen-
schaften zu etablieren.  in enger 

Innovationen und deren Merkmalen.443

so wie -
tionen beschrieb, befasste sich die sozialwissenschaftliche Innovationsforschung 
auch im deutschsprachigen Raum lange Zeit nur mit technischen Innovationen. 
Obwohl bereits  auf die im Rahmen einer Innovation notwendigen 
gesellschaftlichen Veränderungen einging, konzentrierten sich die ihm nachfol-

438 Vgl. 
 selber noch nicht den Innova-

-
 

Innovation (bzw. der social innovation
englischsprachigen Raum von  verwendet (vgl. die Hinweise in  et 

439 
 Vgl. dazu 

Fokus, Word, 
  et al., 33; , Fo-

kus, 8; 
 , 9 f.; , Fokus, 9 f.

443 
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B. Sozialwissenschaftliche Perspektive auf Innovation

genden Beiträge stark auf technologische Innovationen.444 Die Fokussierung der 

herum stattgefunden zu haben.445

der sozialwissenschaftlichen Innovationsforschung und das Konzept der sozialen 
Innovation in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen werden.

1.2. Erweiterung der bisherigen Innovationsperspektive

-
spektive an das Innovationsphänomen heran als die Wirtschaftswissenschaften. 

-
tigte Innovationsverständnis kann deshalb den Sozialwissenschaften, die andere 

nachfolgenden Subkapiteln wird die Kritik der Sozialwissenschaften an der öko-
nomischen Innovationsperspektive und deren Forderung nach einem neuen, post-
industriellen Innovationsparadigma abgebildet. 

a. Kritik an der ökonomischen Innovationsperspektive

die Begrenzung der Forschung auf technische Innovationen wird heute als ver-
kürzt bezeichnet.447 Durch die frühe Fokussierung der Wirtschaftswissenschaften 
auf ökonomische bzw. primär technologische Innovationen wurde die gesell-

-
Personal Computer 

(PC) gedacht wird.448

-

444 
445 So schreibt 

von sozialen Innovationen handeln und nur eine vage Idee davon besteht, was soziale 
Innovationen sind. Vgl. aber auch , 47, und  

-
ständiges Phänomen, sondern in Zusammenhang mit technologischen Innovationen 
betrachtet werden.

 Vgl. , 
, xi. 

447 
448 Innovation wird in dem Sinne asymmetrisch gedacht (vgl. 
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74

schaftliche Innovationsforschung hat sich lange Zeit auf die sozialen Bedingungen 
technologischer Innovationen konzentriert.449 Bis die Sozialwissenschaften sozia-
le Innovationen als eigenständiges Phänomen zu untersuchen begannen, wurden 
diese oft nur als Voraussetzung, Folge oder Begleiterscheinung technologischer 
Innovationen beschrieben.  Der Grund, weshalb sich nicht nur das wissenschaft-
liche, sondern auch das politische Interesse lange Zeit recht einseitig auf tech-
nologische Innovationen richtete, dürfte deren Bedeutung für das Wirtschafts-
wachstum sein.  Gerade dies soll sich aber in Zukunft ändern: Es wird davon 
ausgegangen, dass soziale Innovationen mit dem Übergang von der Industrie- zur 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft immer mehr an Bedeutung gewinnen.  
Denn während im industriellen Bereich der Fokus auf neuen Produkte und deren 

-
nen – liegt, stehen im Dienstleistungsbereich die sozialen Innovationen als neue 

453 Schliesslich geht die Kritik an einem einseitig auf 
technologische Innovationen ausgerichteten Innovationsverständnis mit der Er-
kenntnis einher, dass technische Innovationen alleine zur Lösung der aktuellen 
gesellschaftlichen Herausforderungen und sozialen Probleme nicht ausreichen.454

449 Vgl.  et al., Innovationen, 
, 9; 

 Vgl. , 9; 
, Fokus, 49; , Inno-

 , 
95 f.

 , 43 f.; , 
Fokus, 8.

453 
Innovationen sehr oft Dienstleistungsinnovationen sind. Gemäss 

Bedeutung des Dienstleistungssektors in Zusammenhang. Denke man an CarSharing, 

Produkte, sondern veränderte Verhaltensweisen und Werte entscheiden. Mit anderen 
Worten also nicht Innovationen im technologischen, sondern solche im sozialen Be-

eine soziale, sondern je nach den ihnen zugrundeliegenden Intentionen auch wirt-

Vgl. ausführlich auch -
vationen nicht per se soziale Innovationen sind. 

454 
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Neben der Fokussierung auf technologische Innovationen versuchen die Sozial-
wissenschaften den ökonomischen Fokus der Innovationsforschung auch mit 
Blick auf dessen Referenzwerte aufzubrechen.455 Wie erläutert, ist die in den Wirt-
schaftswissenschaften dominierende Zieldimension die Kommerzialisierung einer 

 Hinsichtlich nicht-wirtschaftlicher 
Innovationen macht dieses Kriterium regelmässig wenig Sinn, weshalb sich die 
Sozialwissenschaften im Rahmen der Entwicklung eines sozialwissenschaftlich 

und Messgrössen auseinandersetzen müssen. Benötigt werde ein erweiterter Inno-

Durchsetzung mittels nicht-ökonomischer Kriterien beurteile.457 

b. Herausbildung eines neuen Innovationsparadigmas

In jüngerer Zeit werden Stimmen laut, die einen grundlegenden Wandel des In-
novationsparadigmas vermuten bzw. fordern.458 Eine zentrale Rolle komme dabei 
dem gesellschaftlichen Wandel von der Industrie- zur Wissens- und Dienstleis-
tungsgesellschaft zu.459 Die mit diesem Wandel einhergehenden Herausforderun-

-
nikwissenschaften die Basis erfolgreicher Innovationen bilden können, sondern 
diese um andere Lösungsansätze erweitert werden müssen.  In dem Sinne wird 

-
novation weiterentwickelt.  Nach  hat das neue Innovations-

-
 

455 

457 

458 Vgl. , 373; 
459 , 45; Fo-

 
 
 , Fokus, 94; ., Innovation, 97. Experten sprechen in einem 

new nature of innovation -
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Das neue Innovationsparadigma zeichnet sich – sowohl im Bereich sozialer wie 
-

zesses hin zur Gesellschaft aus.  Zu den Unternehmen, Universitäten und For-
-

prozess hinzu.  Entsprechend spielen im neuen Innovationsparadigma Konzepte 
wie open innovation, Kundenintegration und Netzwerke zentrale Rollen.  

1.3. Leistung der sozialwissenschaftlichen Innovationsforschung

Die Erwartungen an die sozialwissenschaftliche Innovationsforschung bzw. das 
Konzept der sozialen Innovation sind gross. So wird sozialer Innovation das Po-
tential zugesprochen, neue Lösungsdimensionen für gesellschaftliche Herausfor-
derungen zu bieten.  Der Bedeutungszuwachs von sozialer Innovation in den 

drängendsten Probleme der heutigen Zeit (wie der Klimawandel oder die zuneh-
mende soziale Ungleichheit) mit den bestehenden Strukturen und Politiken nicht 
gelöst werden können.  

In der Literatur können zwei Bereiche ausgemacht werden, in welchen die So-
zialwissenschaften zur Innovationsforschung beitragen können. Einerseits kann 
die sozialwissenschaftliche Forschung in ihrer analytischen Funktion dabei hel-
fen, die sozialen Voraussetzungen und Folgeerscheinungen von Innovationen 
sowie den sozialen Charakter von Innovationsprozessen besser zu verstehen.  
Dieser Funktion der Sozialwissenschaften liegt der Gedanke zugrunde, dass die 
Natur- und Ingenieurwissenschaften sich mit der Hervorbringung von Innova-

balisierung, der durch die Digitalisierung erreichten Vernetzung der Gesellschaft und 
der zentralen Rolle des Individuums in Zusammenhang steht. In diesem neuen Inno-

allerdings werde sich deren Rolle immer mehr von einem Innovationstreiber zu einem 
Innovationsermöglicher wandeln (OECD, 7, 9; ähnlich auch , 93).

 , 45; Fokus, 

 
, 45 f.; 

 Fo-
open innovation , 454 f.

 , Understanding, 
 , Understanding,  et al., 3.
 , 57; Fokus
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tionen beschäftigen, während die Geistes- und Sozialwissenschaften über deren 

 In dieser Hinsicht kann die 

Erforschung technologischer Innovationen beschrieben werden.
wird ein Potential der Sozialwissenschaften bei der Entwicklung und Gestaltung 

-

sozialwissenschaftlichen Forschung in diesem Bereich keine nur begleitende bzw. 
analytische sein; sie muss die (aktive) Hervorbringung und Gestaltung sozialer In-
novationen zum Gegenstand haben.
hinweisen, dass diese Rolle der Sozialwissenschaften wohl relativ eingeschränkt 
sei, da soziale noch stärker als technologische Innovationen auf dem Wissen und 
den Fähigkeiten von Praktikern (z.B. Politikern und Managern) beruhen würden.  

2. 

473 Unter den schwer greifbaren 
-

gefasst; oftmals ohne diese gegenüber anderen Innovationsformen hinreichend ab-
zugrenzen.474

475 
Nach einem weiten Verständnis kann jede – auch technische – Innovation zugleich 
als soziale Innovation bezeichnet werden, weil sie in irgendeiner Form gesell-
schaftlich relevant bzw. Ergebnis eines sozialen Prozesses ist.  Zudem wird die 

 Vgl. , 35; .
 , 8.
 
 Innovationen, ; dem folgend , Fo-

473 , Innovation, 87; ähnlich , Fokus, 49 f. m.w.H.
474 m.w.H. , 

Fokus, 7 f., 87;
475 

 , 97; , Kern, 
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-
pher im Kontext von Phänomenen des sozialen Wandels bzw. gesellschaftlicher 

477 478 Ein gemeinsames 
Verständnis von sozialer Innovation gibt es nicht.479 

2.1. 

Nachfolgend werden die zur Beschreibung des Phänomens der sozialen Innova-

a. Neuheit 

-
te Neuheit. Die relative Neuheit einer Innovation, etwa die Rekombination oder 
Neukonzeption bekannter Elemente, wird als genügend erachtet.  Es sei kaum 
vorstellbar, dass eine soziale Innovation keinerlei Bezug zu einer bereits bestehen-
den Praktik aufweise.  Ob auch die alleinige Übernahme einer sozialen Praktik in 
einen anderen gesellschaftlichen Kontext (eine andere Region, eine andere soziale 

-
 Zu beachten ist, dass sich die 

sondern auf der Ebene sozialer Praktiken.483

477 Fokus
478  et al., 58;

879.
479 , Understanding, , 9;  

 

 
 So etwa Nach diesem Verständnis kann für die Bestim-

mung der Neuheit bspw. eine Gruppe, Organisation, Branche oder auch ein Staat ge-
wählt werden ( -

483 
, Fokus, 57 f.
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b. Gesellschaftliche Institutionalisierung 

Soziale Innovationen sind gesellschaftlich folgenreiche, vom vorher gewohnten 
484 In der 

aus einer sozialen Invention eine soziale Innovation wird. Vorherrschend dürfte 
-

den, wenn sie praktisch wirksam werden und sich gesellschaftlich durchgesetzt 
485 Soziale Er-

sozialem Wandel zu einer Änderung in gesellschaftlichen Praktiken führen. -

487 Damit wird ex 
post 488 

werden kann, wenn sie bereits zur Routine geworden ist, ist stellenweise Gegen-
stand von Kritik.489

c. Sozialer Wandel

Gemein ist allen Beschreibungen von sozialer Innovation, dass sie – in umstrit-
 Sozialer Wandel kann 

-
sellschaft in ihren grundlegenden Institutionen, Kulturmustern, zugehörigen so-

484 
485 Vgl. , 95; , 

Innovation, 93; Ähnlich auch 
nach dem sich im Erfolg erweist, was innovativ ist.

 
487 Vgl. , Innovation, 93 

m.w.H.
488 -

489 Vgl. 
 

-
lungsmerkmal sozialer Innovationen ist, sondern grundsätzlich für alle Innovationen 
gilt (vgl. 
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 Mit anderen Worten ist sozialer 

der Gesellschaft durchsetzen.  Indem soziale Innovationen neue soziale Prakti-
-

len Wandels.493 Über dieses Verständnis hinausgehend verlangt zudem, dass 
soziale Innovationen die Richtung des sozialen Wandels ändern.494 Von anderen 

-
volles Kriterium beurteilt.495

sozialen Innovation von jenem des sozialen Wandels abzugrenzen ist. -
terschied zwischen den beiden wird unter anderem das Element der Intentionali-
tät angeführt: Sozialer Wandel bezeichnet die nicht intendierte Veränderung der 
Sozialstruktur einer Gesellschaft, während soziale Innovation beabsichtigt ist bzw. 
das Ergebnis zielgerichteten Handelns darstellt.497

d. Wertbezogenheit 

Im Unterschied zum wirtschaftswissenschaftlichen Innovationsverständnis, das – 
zumindest teilweise – auf den Markterfolg von Innovationen abstellt, stehen im 
sozialwissenschaftlichen Innovationsverständnis gesellschaftliche Ziele im Zen-
trum.498 -
novationen das Ziel verfolgen, Bedürfnisse oder Probleme besser zu befriedigen 

 , Wandel, 499. Vgl. dazu auch 
 

493 Vgl.  et al., 5; -
. 

494 
-

zialen Innovationen.
495 

  et al., 4; 
497 

sozialen Innovation beziehen muss; , Innova-
-

498 Die Wertbezogenheit so-
zialer Innovationen kann allerdings nicht als Unterscheidungskriterium zu wirtschaft-

-
fasst und können einen Beitrag zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen 
leisten (  et al., 34; , Fokus, 59; 
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bzw. zu lösen, als es mit den bisherigen Praktiken möglich war.499 -

-
-

fasst.
orientierten Konzeptes verstanden werden.  Eine soziale Innovation führt nach 
diesem normativ geprägten Verständnis immer zu einer Verbesserung gegenüber 
dem vorangehenden Zustand.  

Konzeptes verstanden wird, wird regelmässig darauf hingewiesen, dass sozia-
le Innovationen nicht per se und auch nicht für alle gut im Sinne von sozial er-
wünscht sein müssen.  Dabei sei insbesondere der Wertepluralismus der heuti-

von gesellschaftlichen Werten abhängig gemacht, könne eine Entwicklung von 
einer gesellschaftlichen Gruppe als Innovation eingestuft werden, während eine 
andere Gruppe sie – etwa aufgrund anderer Vorstellungen über die wünschens-
werte soziale Ordnung – nicht als solche anerkennt.

499 -
, 95; Understanding, ; 

, Fokus, 54; , Innovation, 89; , Innova-

 Vgl. Innovationen
 -

nition sozialer Innovation nur über ihren normativen Charakter aussprechen.
 Vgl. - , 7; , 

, Innova-

  et al., 35, nach denen soziale Innovationen selbst wertfrei sind; 
 f., nach -

Understanding, , 47; die 

da eben auch soziale Innovationen existieren würden, die nicht gesellschaftlich er-
wünscht seien; 

 -

Ähnlich  et al., 35;  et 
-

novationen sind per se gut) verabschieden.
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Verbreitung voraussetzt.

2.2. Objekt der Innovation 

-
ken.  Soziale Praktiken als Objekt sozialer Innovation werden in der Literatur 
auch umschrieben als soziale Handlungsmuster, Routinen, Verkehrsformen, Kon-
zepte, politische Instrumente, neue Formen der Kooperation und Organisation, 

 In 
Verbindung mit der Nennung sozialer Praktiken als Gegenstand sozialer Innova-

zu technologischen Innovationen statt. Das wohl vorherrschende Verständnis von 
sozialer Innovation grenzt diese gegenüber der technologischen Innovation durch 
ihre Immaterialität ab. -

Praktiken.
-

 

 
 Vgl.  et al., 5; 

-
, Fokus, 54; , nach denen soziale Innova-

 Vgl.  et al., 5; , Fo-
kus, 58.

 , 47; , Fo-
kus , Innovation, 89. 

 , 47;
Kern .

 , 58.
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3. Innovationsprozess

Während unzählige wirtschaftswissenschaftliche Modelle zum Innovationspro-
zess bestehen, ist der Entstehungs- und Verbreitungsprozess sozialer Innovatio-
nen vergleichsweise wenig erforscht.  Dass in den Wirtschaftswissenschaften 

für die Beschreibung des Entstehungsprozesses sozialer Innovation nutzbar ge-
macht werden, darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die Entstehungspro-
zesse technologischer und sozialer Innovationen fundamental unterscheiden.  
So kommen etwa Forschung und Entwicklung in ihrem klassischen Sinn bei der 
Entstehung sozialer Innovationen eine lediglich untergeordnete Bedeutung zu.  

-

steht daher am Beginn des Entstehungsprozesses einer sozialen Innovation.  Ob 
-
-

tionsprogramm bzw. eine umfassende Innovationspolitik ist nach wie vor selten.  

Bürgerbewegungen bzw. zivilgesellschaftliches Engagement, Nichtregierungsor-
-

 Nach 
genügend gesicherte Erkenntnisse zu Erfolgsfaktoren und Entstehungsprozessen er-
arbeitet, um die Entwicklung und Bewertung sozialer Innovatoren konsequent zu ver-

stattdessen auf die Übersicht in 
et al., passim, verwiesen, wo der Prozess sozialer Innova-

tion in sechs Phasen geteilt wird.
-

deutung der Unterscheidung , 57; 
  et 

 
 So weist , 37, der Rolle des Staates bei der Entstehung sozialer Innovationen 

eine grössere Bedeutung zu als bei der Entstehung technischer Innovationen, wäh-
rend sich die bisherigen Versuche, solche Prozesse zu steuern, gemäss  et al., 
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nannt.
ist in den weiteren Kontext der Entwicklung eines neuen Innovationsparadigmas 
zu setzen.

-

Markt und technologische Infrastrukturen, aber auch über soziale Netzwerke und 
Bewegungen, charismatische Persönlichkeiten, Kommunikation und Kooperation 
sowie auch staatliche Vorgaben und Förderungen.  Dabei sind soziale Innova-

-
zeptanz der gesellschaftlichen Zielgruppe angewiesen sind.  Der Nachahmung 
und Imitation kommt bei sozialen Innovationen daher eine herausragende Bedeu-
tung zu. -
sungs- und Lernprozesse statt, die eine Veralltäglichung bzw. Institutionalisierung 
sozialer Inventionen und damit deren Übergang zu einer sozialen Innovation be-
wirken.  

4. Zwischenfazit zur sozialwissenschaftlichen Perspektive

Die von der sozialwissenschaftlichen Literatur bereitgestellten Umschreibungen 

-
schaften. Nach vorherrschendem Verständnis sind Objekt sozialer Innovationen 

-
änderung bestehender sozialer Praktiken, die sich in der Gesellschaft verbreiten, 
trägt soziale Innovation zu sozialem Wandel bei. Mit sozialen Innovationen soll 
gesellschaftlichen Bedürfnissen begegnet werden, was aber angesichts der Werte-

 Vgl. , 37; 
Untersuchung zum Schluss kommt, dass private Unternehmen weitaus bedeutendere 

, 33.
 , Innovation, 94, mit weiteren Beispielen.
 , Innovation, 93.

, passim. Vgl. weiter -

 , 33; et al., f. 
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pluralität der heutigen Gesellschaft nicht bedeuten kann, dass soziale Innovatio-

-

lösenden bzw. zu befriedigenden gesellschaftlichen Probleme und Bedürfnisse 
-

sich die sozialwissenschaftliche Forschung auch dahingehend, dass der Forschung 

Bestandteil des Innovationsprozesses, im Bereich sozialer Innovation nur unter-
geordnete Bedeutung zukommt.

C. Zusammenführung der Erkenntnisse

-

Danach werden die Phänomene voneinander abgegrenzt, um schliesslich aufzuzei-
gen, weshalb der Einbezug sowohl des wirtschafts- wie auch sozialwissenschaftli-
chen Innovationsverständnisses für die vorliegende Untersuchung relevant ist.

1. Klärung der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen 

Die wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Innovationsforschung hat in den 
-
-

einer Innovation beziehen, und solchen, die den Gegenstand einer Forschungsper-
-
 

-
-

trin zu sein, die sich dieser Problematik annimmt und sich zugleich mit dem Innova-
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-

ermöglicht.

1.1. 

-
-

, was Innovation im Kern aus-
) in der 

zeitlichen, sachlichen und sozialen Dimension bestimmt. In zeitlicher Hinsicht 

es muss zusätzlich beschrieben werden, an welchem Gegenstand sich das Neue 
zeigt. In sachlicher Hinsicht ist deshalb die Relation zwischen gleich- und neu-

 zwischen blossen Neuerungen 
und Innovationen als durchgesetzten Neuerungen mit Folgen für die restlichen 
Varianten zu unterscheiden. In der sozialen Dimension beschreibt  die 

-
chende und fremdartige, wird zu einer Innovation, wenn es als neue Normalität 
anerkannt wird.

 eine Innovation ausgewählt und 
verfestigt. -

 Es besteht 
eine Vielzahl solcher Referenzen, wobei sich jede durch eine eigene Zieldimen-
sion bzw. eigene Kriterien der Durchsetzung, Verbreitung und Rechtfertigung von 
Innovationen auszeichnet. So sind für das ökonomische Innovationsverständnis 
bspw. Referenzwerte wie die Kommerzialisierung oder der wirtschaftliche Er-

daran liegen, dass die Innovationsforschung lange Zeit eine Domäne der Wirtschafts-
-

nis mit Fokus auf technologische Innovationen etablierte, das Innovationsdiskurse bis 
heute dominiert.
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folg vorherrschend, während diese für die Sozialwissenschaften nur eine unter-
geordnete Rolle spielen. In sozialwissenschaftlichen Beiträgen werden in diesem 

-
 verwendet.

Die heute noch immer dominierende ökonomische Innovationstheorie beschreibt 
Innovationen durch die Referenz auf die wirtschaftliche Sphäre: Vom Gegenstand 
her kann es sich um technische oder organisatorische Entwicklungen handeln, die 
aber erst durch ihre Implikationen für die Wirtschaft – ihre kommerzielle Nutzung 
oder ihren wirtschaftlichen Erfolg – als Innovationen beschrieben werden. -

 zufolge sollten diese Innovationen präziser als wirtschaftliche Innovatio-
nen bezeichnet werden.
nach diesem Verständnis nicht das Objekt der Innovation, sondern weist nur auf 
deren kommerzielle Verwertung bzw. deren wirtschaftlichen Erfolg hin.  Wenn 

-
nierende Zieldimension aller Innovationstypen beschreibt, dann beschränkt er sich 
nach diesem Verständnis auf die Untersuchung wirtschaftlicher Innovationen.533 

Neben die wirtschaftliche Innovation treten weitere Referenzen: Wird die wirt-
schaftliche Referenz durch eine soziale ersetzt – spricht man nach dem Verständ-
nis 

534 
Neben der ökonomischen und sozialen sind auch weitere Referenzen denkbar, wie 
etwa ökologische, politische, künstlerische oder wissenschaftliche, für die jeweils 

 
 
 
 
 Nach , 45 f., kann das Objekt einer wirtschaftlichen Innovation technischer, 

-
merzielle Verbreitung gerichtet ist, welche sie zu einer wirtschaftlichen Innovation 

 die For-
schungsperspektive insofern, als die ökonomische Referenz durch die Berücksichti-
gung weiterer gesellschaftlicher Referenzen ihre monopolartige Stellung verliert.

533 Dazu etwa  die-

wirtschaftlichen Unternehmertätigkeit vergleicht (vgl. , Kapitalismus, 

534 
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ein eigener Referenzrahmen artikuliert werden muss.535 -

sollten bspw. technische Innovationen nicht, wie das in der Literatur teilweise ge-
macht wird, als Gegenteil von sozialen Innovationen untersucht werden, da sich 

-

1.2. 

 den über lange Zeit öko-

-

von 

interdisziplinär geprägten Bereich wie die Innovationsforschung von grosser Be-
deutung.537 

-
nung von Referenzen und Relationen bei der Konkretisierung des verfassungs-

 und 
538 -

-
-

535 Während -
nen als Referenzbereich ausweist, vertritt , ,

-
sion der relationalen Innovationsbestimmung bezieht.

 Vielmehr sind nach diesem Verständnis technische das Gegenteil von nicht-techni-
schen Innovationen ( , 

537 Ähnlich  et al., 58; -
Fa-

cetten

538 Vgl. Kern
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auch objektbezogen zu verstehen; während soziale Innovationen in Form imma-
terieller Neuerungen soziale Praktiken nachhaltig verändern, manifestieren sich 
wirtschaftliche Innovationen in kommerzialisierbaren materiellen Produkten und 
immateriellen Prozessen.539 -

auf den Gegenstand einer Innovation (Relation) Bezug genommen. Nach diesem 
-

Erfolgs auf die Kommerzialisierung eines Produktes oder Prozesses (im weitesten 
-

dem Ziel einer gesellschaftlichen Verbesserung richtet.

2. Abgrenzung wirtschaftlicher und sozialer Innovationen

Nach dem zuvor Gesagten liegen der wirtschaftswissenschaftlichen und der so-
zialwissenschaftliche Innovationsforschung unterschiedliche Zieldimensionen 
bzw. Referenzfelder zugrunde.  Somit entscheidet unter anderem auch das stra-
tegische – ökonomische oder gesellschaftliche – Ziel einer Entwicklung, ob diese 

 Während 
sich die wirtschaftswissenschaftliche Innovationsforschung mit marktrelevanten 
Innovationen befasst, sind Gegenstand der sozialwissenschaftlichen Innovations-

539

ihn nur Innovationen des Wirtschaftssystems zu subsumieren wären. Ebenfalls umfasst 
er nicht nur technologische bzw. materielle Innovationen, weshalb die Immaterialität 

-
rium zwischen wirtschaftlichen und sozialen Innovationen dienen kann.

-

 Nach wirtschaftswissenschaftlichem Verständnis sind die Markteinführung oder die 
-

falls Voraussetzung ist der wirtschaftliche Erfolg doch zumindest Ziel der wirtschaft-
lichen Innovation. Das Referenzfeld sozialer Innovation ist hingegen ein gesellschaft-
liches: Innovation ist, was sich gesellschaftlich durchgesetzt hat.

 So können Navigationshilfen für sehbehinderte Menschen als wirtschaftliche Inno-
vation beschrieben werden, wenn das Ziel der Entwicklung sich auf die Generierung 

 et al., 35). 
Vgl. auch 
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forschung die gesellschaftsrelevanten Innovationen.543 Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass trotz ihrer gesellschaftlichen Zieldimension auch soziale Innovationen 
in einen wirtschaftlichen Verwertungsprozess eingebunden und damit marktrele-
vant sein können.544 Der wirtschaftliche Ertrag ist dabei jedoch die Folge sozia-
ler Innovation und nicht deren primäre Zielsetzung.545 Gleichermassen sind alle 
wirtschaftlichen Innovationen trotz ihrer kommerziellen Zielrichtung auch als so-
ziale Phänomene zu begreifen – dies macht sie allerdings nicht zu sozialen Inno-
vationen.  Obschon soziale und wirtschaftliche Innovationen als eigenständige 

schwierig. Regelmässig sind wirtschaftliche und soziale Innovationen in sozio-
technischen Systemen eng miteinander verbunden sind und bedingen sich gegen-
seitig.547 In der Literatur wird etwa das Beispiel der Fast-Food-Ketten angeführt, 
denen als Konzept des Massenkonsums und der hochgradig standartisierten Orga-
nisation in ihrer Intention eine ökonomische Nutzendimension zugrundeliegt, die 
aber im Ergebnis auch eine bedeutende soziale Innovation darstellen, indem sie 

548 Umgekehrt 
wird das Internet, das der Erleichterung der wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
dienen sollte, als Beispiel einer ursprünglich sozialen Innovation angeführt, die 
aber einherging mit unzähligen wirtschaftlichen, insbesondere technologischen 
Innovationen.549 Ebenfalls als soziale Innovation beschrieben wird die staatliche 
Sozialversicherung, deren Einführung aber auch mit der naturwissenschaftlich-
technischen Neuentwicklung der Bevölkerungsstatistik, der Wahrscheinlichkeits-
rechnung und der sozialen Physik in Zusammenhang stand.  Schliesslich ist an 

543 , 394.
544 , 3 f.; , Innovation, 99, nach denen diese Dimension 

sozialer Innovation mit der zunehmenden wirtschaftlichen Bedeutung des Dienstleis-
tungssektors noch an Bedeutung gewinnen wird (so auch 

mit der Feststellung, dass mit sozialen Innovationen kaum 
ökonomischer Gewinn erzielt werden kann.

545  et al., 35. Ähnlich 
 , 97; 

Vgl. auch 
547 , 39; , Innova-

Kern
548 Vgl. et al., 4; 
549 et al., 5.
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C. Zusammenführung der Erkenntnisse

kommerzielle Geschäftsmodel in Form eines Community-Marktplatzes stellt eine 
(erfolgreiche) wirtschaftliche Innovation dar, die zugleich zu einer nachhaltigen 

-
rigkeiten bereiten kann, ist die Erforschung ihrer Unterschiede angesichts der 
Eigengesetzlichkeiten ihrer Entstehung und Verbreitung (auch hinsichtlich der 

 Wie gezeigt ba-
sieren wirtschaftliche Innovationen traditionell auf Forschung und Entwicklung; 
an ihrer Entstehung sind regelmässig Experten aus Wissenschaft und Forschung 
involviert. Im Bereich sozialer Innovationen wird dem zivilgesellschaftlichen 
Engagement (und teilweise auch dem Staat) eine stärkere Rolle zugesprochen – 
Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen kommt hingegen nur untergeordnete 

beiden Innovationsarten: Während wirtschaftliche Innovationen aus dem Bestre-
ben heraus entstehen, neue kommerzialisierbare Produkte und Dienstleistungen zu 

-
digkeit, auf gesellschaftliche Herausforderungen zu reagieren. Zusammenfassend 
ist der Entstehungsprozess wirtschaftlicher Innovationen in der Regel ein sich 
selbst antreibender, dynamischer Prozess, während soziale Innovationsprozesse 

-
forderungen entstehen.553

3. 

Die rechtswissenschaftliche Innovationsforschung lehnt die Etablierung eines 

-
len.554

kontextabhängig ist, drängt es sich auf, den rechtlichen Überlegungen die in den 
entsprechenden Disziplinen erarbeiteten Innovationsforschungsresultate zugrunde 

 In diesem Beispiel ist die soziale Innovation zugleich Folge und – wenn der wirtschaft-

Innovation. 
 Zur Bedeutung ihrer Unterscheidung etwa 

553 
554
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zu legen.555

von Innovation wird vorliegend das verfassungsrechtliche Innovationsverständnis 
konkretisiert.

andererseits kann untersucht werden, ob und in welchem Umfang wirtschaftliche 

werden. Während die vorangehende Klärung des wirtschafts- bzw. sozialwissen-
-

suchung als Basis dient, kann auf eine Berücksichtigung der von Wirtschafts- und 
-

zung des Innovationsphänomens gegenüber Inventionen – verzichtet werden.557

Die Dichotomie sozialer und wirtschaftlicher Innovation ist nicht nur hinsichtlich 

Wahl der Regulierungsinstrumente und Fördermechanismen.558 Die Untersuchung 

sozialer Innovationen wird – wie bereits erläutert – zukünftigen Forschungsbei-
trägen überlassen.559 Es wird jedoch zu zeigen sein, dass dem Staat hinsichtlich 
der Förderung von wirtschaftlichen und von sozialen Innovationen nicht dieselbe 
Rolle zukommen dürfte.

555 So auch 

in Frage gestellt (vgl. etwa 

557 -
setzung oder gesellschaftlichen Verbreitung als Voraussetzung der Beurteilung als In-
novation) für die Rechtswissenschaft nur beschränkt von Bedeutung.  
führt dazu aus, dass es nur beschränkt sinnvoll sei, die rechtswissenschaftliche Inno-
vationsforschung auf Entwicklungen zu beschränken, die von anderen Wissenschafts-
disziplinen als innovativ beurteilt werden. Namentlich, da auch Entwicklungen, die als 
Invention und (noch) nicht als Innovation verstanden werden, zentrale Rechtsfragen 

558 Vgl. 
559
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IV. Schweizerisches Staatsverständnis 
und Innovation

-
gen.  Die Gesamtheit dieser rechtlichen Rahmenbedingungen bzw. die Rechts-

-
wortung in einer Rechtsordnung gewichtet sind.  Für das Verständnis der heuti-
gen schweizerischen Rechtsordnung ist die Entwicklung des Staatsverständnisses 
seit dem Polizeistaat massgebend, die nachfolgend konzis dargestellt wird. Da-

aufgezeigt und deren Bedeutung für das Verhältnis der schweizerischen Rechts-
ordnung zu Innovation untersucht.

A. Historische Entwicklung

sich durch weitreichende Staatsaufgaben auszeichnete, die aus den Staatszwecken 

nebst dem kollektiven wurde ihm auch das individuelle Wohl überantwortet.  

 Denn der li-
-

-
novationssystemen 

 , Staatsaufgaben, N 9; , Staatsaufgabenentwick-

  et al., § 3 N 85; , N 455. 
 Gemäss 

-
 et al., § 3 N 85; 
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heitsrechten und das Vertrauen auf die Koordinationsleistungen privater Institu-
tionen wie des Marktes.  Entsprechend zieht sich der liberale Rechtsstaat aus 
der Sicherung der gemeinen Wohlfahrt zurück und beschränkt sich darauf, die 
Sicherheit, Freiheit und das Eigentum des Einzelnen zu schützen.  Im liberalen 

 Diese 

zur Bindung allen staatlichen Handelns an das Recht.  

Da der liberale Rechtsstaat zwar die Entfaltung des Unternehmertums und wirt-
-

sellschaftlichen Missständen führte, entwickelte sich der bürgerliche Rechtsstaat 
im Zuge der Industrialisierung zum Sozialstaat.  Waren die Erwartungen an den 

-

-
heit und das Eigentum des Individuums zu schützen, sondern auch die sozialen 
Voraussetzungen der Verwirklichung grundrechtlicher Freiheit zu gewährleis-
ten.  Heute beschränkt sich der Sozialstaat nicht mehr ausschliesslich auf die 
Verwirklichung eines grundrechtlichen Notbedarfs, was auch mit Bezeichnungen 

 Der 
Wohlfahrtsstaat hat sich um die Lebensbedingungen der Bürger nicht nur durch 

 , N 455.
 Vgl. , N 455; , 

  et al., § 3 N 85; -

 Vgl. , 

  et al., 

 , N 7. Ferner 
-

verständnisses ist; -

 Vgl.  C., Grundrechte, N 5; -

gleichsetzt). Zum Leistungs- und Wohlfahrtsstaat auch 
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eines Bildungs-, Gesundheits- und Sozialsystems. Weil diese Sozialverantwortung 
einer planerischen Steuerung bedarf, wird der Sozial- und der Wohlfahrtsstaat 

573 Zusammenfassend ist mit der Entwicklung 
-

574

Gegenwärtige Tendenzen

-
zial- bzw. Wohlfahrtsstaat abheben. 

1. Steuerungs- und Präventionsstaat

-

575

von Krankheiten und Kriminalität, der Schutz der natürlichen Ressourcen und die 
 Weil sich der 

Steuerungsstaat gegenüber dem Wohlfahrtsstaat verstärkt mit vorausschauenden 
577 Für das 

Recht, das im Präventionsstaat zur Regulierung künftiger Risiken eingesetzt wird, 

573 Zum Planungs- und Interventionsstaat (in der deutschen Lehre) , Konzept, 
, Risikovorsorge, N 94;  C., 

 N 458.
574 , 7, nach welcher der Grund für die stetige Zunahme an Staatsaufgaben insbe-

sondere im sozialen Engagement des Staates sowie den Regulierungsbedürfnissen der 
Wirtschaft liegt. Vgl. auch 

575 , Gesetzgebung, 79; , Staats-
 N 457.

 Vgl. , Gesetzgebung, 79; , 
 N 457.

577

verwendet (bspw. bei , N 459). 
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578 Neben der klassischen (polizeili-
chen) Gefahrenabwehr, deren Massnahmen zur Verhinderung zukünftigen rechts-
widrigen Verhaltens punktueller Natur sind, sollen nun im Sinne einer umfas-
senden Risikovorsorge unerwünschte Entwicklungen ganzer Systeme frühzeitig 

579 die 
 

Mit anderen Worten kommt es zu einer Vorverlagerung der Gefahrenabwehr, die 
 In der Risi-

kovorsorge gewinnt daher das Vorsorgeprinzip gegenüber dem Störerprinzip an 
Bedeutung.

-
583 Die Entwicklung in Richtung eines Steuerungs- und Prä-

ventionsstaats bzw. die Ergänzung der klassischen polizeilichen Gefahrenabwehr 
-

rungstätigkeit.584

-

rechtliche Dimension zugesprochen, die staatliche Schutzaufträge bzw. Schutz-

578 Vgl. etwa für die Schweiz 

auch zur Risikoreduktion und zur Risikosteuerung eingesetzt (vgl. , Risi-

579 Vgl. , Rahmen, 
8; , Gesetzgebung, 79; , 537; 

 Vgl. , N 459; 
die Bedeutung der Zukunftsplanung im Steuerungsstaat auch im Zweckartikel der 

, Gesetzgebung, 79, nach 

 , 9; , Risikovorsorge, N 78 m.w.H.;  et al., 
, N 447.

 , N 447. Ferner , 87.
583 -

584 , N 453.
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Schutz vermittelt.585

etwa Schutznormen erlassen und Kontrollen vornehmen kann.  Diese Entwick-

objektive Gemeinwohl steht und damit die Freiheit weniger der Sicherheit vieler 
zu weichen hat.587 Im Präventionsstaat erhält das Spannungsverhältnis zwischen 

588 in dem sich der Staat im Rahmen seiner Regulierungstätigkeit 
bewegt, eine andere Gewichtung als im liberalen Rechtstaat.

2. Gewährleistungs- und Kooperationsstaat

-
-

aber auch generell, um Ressourcen zu sparen.589 Mit anderen Worten gewinnt die 
Verwirklichung des Subsidiaritätsprinzips zwischen Staat und Privaten an Bedeu-
tung.  Weil sich der staatliche Beitrag nach diesem Staatskonzept auf die Ge-
währleistung beschränkt, dass die entsprechenden Ziele erreicht werden, ist die 

 

Um zu gewährleisten, dass die Gesellschaft die ihr überbundene Erfüllungsverant-
wortung wahrnimmt, kann der Staat einen regulierten Rahmen für privates Han-

-

585 , Risikovorsorge, N 98; 

 , 

587 , Risikovorsorge, N 98 m.w.H. Ferner 
588 So zum Sozialstaat , Verfassungsstaat, N 79.
589 Vgl. , Einbezug, 5 f.; 

 , Einbezug, 9 f.; Zum Subsidiaritätsprinzip nachfolgend 
Kap. VI.D.3.

 , N 458.
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 Durch die Zusammenarbeit 

Gesellschaft führt.593 -
zung und Rechtsanwendung, welche die rein hoheitliche Regulierung ergänzen, 

594

Das Konzept des Gewährleistungs- und Kooperationsstaates und jenes des Steu-
erungs- und Präventionsstaats schliessen sich nicht gegenseitig aus.595 Zwar geht 
die Entwicklung zum Steuerungs- und Präventionsstaat mit einer Zunahme staat-

 Es entspricht sogar der Regel, dass die Rolle 

Rahmenbedingungen zur gesellschaftlichen Problembewältigung besteht. Dass 
der Staat in Risikobereichen selber tätig werden würde, stünde auch der libera-
len Wirtschaftsverfassung entgegen, welche die Wirtschaftstätigkeit den Privaten 
zuweist.597 -
schiedene Instrumente und Handlungsformen zur Verfügung stehen, bedient er 
sich entsprechend seiner gewährleistenden Funktion im Risikobereich regelmäs-
sig der rechtsetzenden Regulierung.598 

 Vgl.  et al., Verwaltungsrecht, N 43; 
, N 458. Die Regulierungsform der re-

gulierten Selbstregulierung gilt als Charakteristikum des Gewährleistungsstaates und 
ist ein zentrales Instrument, um zu gewährleisten, dass die Gesellschaft die ihr über-
bundene Erfüllungsverantwortung wahrnimmt (

, 89; -
regulierung ausführlich 

593 Vgl. 

594 , 73; , N 458.
595 Vgl. 

 
597 , Restrisiko, 39; 
598 
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C. Bedeutung für das Verhältnis von Recht und Innovation

C. 
und Innovation

Nachfolgend wird aufgezeigt, welche Bedeutung dem Staatsverständnis hinsicht-
lich des rechtlichen Umgangs mit Innovation zukommt. 

1. Innovation im liberalen, demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat

Die Schweiz ist ein liberaler, demokratischer und sozialer Rechtsstaat.599 -
prägung des Rechtsstaatsprinzips bindet das Legalitätsprinzip alles staatliche Han-

BV).  Das Recht ist Grundlage und Schranke staatlichen Handelns und daher 

 Die Rechtsbindung besteht unabhängig da-
von, in welcher Form der Staat handelt. Staatliche Massnahmen der Innovations-
steuerung – sowohl begrenzende wie auch fördernde – müssen daher stets über 
eine Rechtsgrundlage verfügen.  Diese muss ausreichend bestimmt und klar sein, 
so dass der Bürger sein Verhalten danach richten und die Folgen eines bestimm-
ten Verhaltens mit einem den Umständen entsprechenden Grad an Gewissheit 
erkennen kann (Bestimmtheitsgebot).  Wichtige rechtssetzende Bestimmungen 
müssen zudem in einem Gesetz im formellen Sinn enthalten sein (Erfordernis der 
genügenden Normstufe).  Sowohl das Bestimmtheitsgebot wie auch das Erfor-
dernis der genügenden Normstufe stehen den Bedürfnissen des Innovationsrechts 

599 , 

 Das Erfordernis des (generell-abstrakten) Rechtssatzes, der für eine unbestimmte Viel-

(zum Ganzen , SGK BV, 

 

 et al., Verfassungs-

-
et al.,
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 Zudem dürf-
te das Bestimmtheitgebot die rechtsetzende Behörde zumindest hinsichtlich der 
ex ante Regulierung von erst abseh- oder erahnbarer Entwicklungen angesichts 
fehlenden Steuerungswissens vor kaum zu bewältigende Herausforderungen stel-
len. -
genommen, wo der Dynamik und Ungewissheit von Innovationsprozessen mit 

die rechtsanwendenden Vollzugsbehörden beigekommen wird.  Das so ausge-
staltete Innovationsrecht belässt den Vollzugsbehörden einen grossen Spielraum, 
der dazu führt, dass Vollzugsakte von den rechtsprechenden Behörden kaum auf 
ihre Gesetzmässigkeit hin überprüft werden können.  Für die Überprüfung der 
Sachgerechtigkeit staatlicher Innovationssteuerung gewinnt in diesen Bereichen 
daher das Gebot der Verhältnismässigkeit staatlichen Handelns und das Erforder-

BV).  Hinsichtlich der Eignung und Erforderlichkeit von Verwaltungsmassnah-
men im Bereich der Innovationssteuerung genügt es an dieser Stelle festzuhalten, 
dass beide Kriterien bei der Rechtfertigung von Grundrechtseinschränkungen re-
gelmässig keine nennswerten Hürden darstellen.  Im Rahmen der Prüfung der 
Zumutbarkeit der innovationsrechtlichen Massnahme sind die Interessen des be-

zum Schutz der menschlichen Sicherheit kein Null-Risiko anzustreben.  

Dem liberalen Staatsverständnis und der ihm zugrundeliegenden Idee der grösst-
möglichen Freiheit des Individuums entspricht es, dass der Staat möglichst wenige 

 , Risikovorsorge, N 437; 
 Zum Flexibilitätsbedürfnis des Risikorechts , Risikovorsorge, N 438; ferner 

, In-

der Rechtsanwendung im Leistungsstaat auch 
 , Risikovorsorge, N 475. 
 Vgl. , Risikovorsorge, N 475, 485; 

Interesse 
 Dazu , Risikovorsorge, N 483 f.
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Bereiche regeln und die Regelungsintensität allgemein gering halten soll.  Die 
liberale Rechtsordnung ist auf Entfaltungsfreiheit gerichtet, weshalb prinzipiell 

 Das liberale (auch: rechtsstaatliche) 
Verteilungsprinzip besagt, dass die Freiheit der Bürger grundsätzlich unbeschränkt 
ist bzw. sie alles tun dürfen, was ihnen die Rechtsordnung nicht speziell verbietet, 

 Somit 
muss nicht das Zulassen von Innovation legitimiert (und legisliert) werden, son-
dern die Restriktion von Innovation durch die begrenzende Funktion der Rechts-
setzung und Rechtsanwendung.  Im liberalen Rechtsstaat steht die Einführung 
und Verwertung neuer Produkte, Prozesse und sozialer Praktiken grundsätzlich 
unter keinem Gesetzesvorbehalt und bedarf nicht der vorgängigen Zustimmung 
des Gesetzgebers.  Vielmehr ist es das (Innovations-)Recht  des Einzelnen, das 

-
lichen Regulierungsbehörden liegt; die Gründe müssen durch jene belegt werden, 
die Innovationen beschränken wollen, nicht durch jene, die Zugang beanspru-
chen.  

Dem sozialstaatlichen Element entspricht es, dass der Staat Innovationen, deren 

 , Risiko, 

 Vgl. , Verwaltungsrecht, 53; 
Institutio-

der Verfassung ausdrücklich garantiert werden. 
 Bereits früh in der deutschen Lehre 

 , Rahmen, 7; 
 , Rahmen, 7; , 87.
 Es gibt kein Grundrecht auf Innovation (nachfolgend Kap. VI.C.8), aber ein durch 

die rechtsstaatlichen Grundsätze gesichertes Recht zur Innovation (nachfolgend Kap. 

 , 87. Dies entspricht mit Blick auf die Beschränkung von Grundrechten 

für die Eignung und Erforderlichkeit grundrechtsbeschränkender Massnahmen trägt 
(vgl. 
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zum Schutze der Gesellschaft beschränkt.  Solchen potenziell katastrophalen In-
novationen – üblicherweise genannt werden etwa Innovationen im Hochtechno-

 Dabei ist die Sozialadäquanz keine festste-
hende Grösse, sondern verlangt eine normative Wertung.  Bei der Entscheidung, 
ob eine Innovation gesellschaftsverträglich ist oder nicht, steht der Regulator re-
gelmässig vor der Herausforderung, tätig werden zu müssen, obschon er nur über 
unzureichendes Wissen hinsichtlich der Innovation und ihrer Folgen verfügt.

2. Innovation im Präventionsstaat

Wie gezeigt steht die Entwicklung in Richtung Präventionsstaat in unmittelba-
rem Zusammenhang mit der Etablierung des Risikorechts und der Risikovorsorge 
als Staatsaufgabe.  Nachfolgend werden die Implikationen dieses relativ jungen 
Staatsverständnisses für das Verhältnis der Rechtsordnung zu Innovationstätigkei-
ten dargestellt und insbesondere deren Bedeutung hinsichtlich der Innovations-

2.1. Risikorecht zur Sicherung von Innovationsverantwortung

-
de Gefährdungen zu begrenzen und ein bestimmtes Mass an Sicherheit zu gewähr-
leisten.  Im Unterschied zum klassischen Polizeirecht verlangt das Risikorecht 

-
gen eines Risikos und damit eines möglichen Schadeneintritts.  Im Zentrum der 

 , Risikovorsorge, N 94 f.; ., Rahmen, 
7.

 , Risikovorsorge, N 94 f. So unterstellt der Verfassungsgeber etwa gentech-
nische Verfahren im nicht-menschlichen Bereich einschränkenden Krierien, die als 
verfassungsimmanente Wertmassstäbe bei der Entscheidung über die Sozialadäquanz 

, 38).
 Vgl. -

nen; 
 Vgl. 

 
-

 et al., Wirt-
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das Vorsorgeprinzip, das staatliche Interventionen auf der Basis wissenschaftli-
cher Risikoanalysen bereits unterhalb der (polizeirechtlichen) Gefahrenschwelle 

wenn das Risiko eines Schadens möglich erscheint.
so eine Sicherheitsmarge, die Unsicherheiten über längerfristige Umweltbelas-
tungen berücksichtigt.

 Funktional umfasst 
das Risikorecht bzw. die Risikorechtsordnung alle Normen, die der Steuerung von 
Risiken dienen.  

Soweit es sich bei den vom Risikorecht erfassten Risiken um solche handelt, die 
mit Innovationen einhergehen, ist Risikorecht innovationserheblich, da es zur 
Herstellung eines bestimmten Schutzniveaus für Gesellschaft und Umwelt auf 
die Vermeidung oder Begrenzung unerwünschter Innovationsfolgen abzielt und 
so auf die Entstehung und Verbreitung von Innovationen einwirkt.  Nach vor-

-

Erfüllung der Begrenzungsfunktion der rechtlichen Innovationssteuerung.  Mit 
anderen Worten bezweckt das Risikorecht die Sicherung der negativen Innovati-
onsverantwortung. Welches Gewicht die Risikorechtsordnung der negativen Inno-
vationsverantwortung zuschreibt, hängt davon ab, wie umfassend die staatlichen 

interpretieren.

 Das Vorsorgeprinzip stellt ursprünglich ein umweltrechtliches Grundprinzip dar 
-

bereichen bzw. seine Wandlung zu einem allgemeinen Grundsatz des Verwaltungs-
rechts diskutiert (vgl. 

Ganzen 

zur Lehre , 43; 
 

 , Risikovorsorge, N 73.
 Zur Innovationserheblichkeit von Risikorecht , Risikovorsorge, N 34.
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Ziel des Innovationsrechts ist es, normativ erwünschte Innovationen gemeinwohl-
ausgerichtet zu ermöglichen und zu fördern, und normativ nicht erwünschte In-
novationen im Interesse des Rechtsgüterschutzes zu regulieren bzw. deren nicht 

-
zen.  Das bedeutet, dass nicht alle möglicherweise risikobehafteten Innovations-
tätigkeiten mittels risikorechtlicher Begrenzungen unterbunden werden sollen. 

noch befugt.  Denn wie alles staatliche Handeln haben Massnahmen der Risi-

BV).  Das Restrisiko stellt ein als gesellschaftlich tragbar bewertetes Risiko dar, 

 Es wird in der Regel akzeptiert, weil die antizipierten negativen 
Folgen einer (weitergehenden) Risikosteuerung, insbesondere in Form von Irr-
tumskosten, höher sind als die möglichen Kosten des Restrisikos. -
zung von Gefahr, Risiko und Restrisiko ist oft schwierig und die Voraussetzungen, 
unter denen ein akzeptiertes Restrisiko rechtlich verfestigt werden kann, sind nicht 
restlos geklärt.
vom Gesetzgeber vorzunehmen sind.

-

 Das BGer hat mehrfach bestätigt, dass kein Nullrisiko verlangt werden kann (BGE 

, 83; , Restrisiko, 
33 f.; 

 
des risikoverursachenden Innovators und die Schutzinteressen der von den Risiken 

 Vgl. , 9 f.; , Restrisiko, 35; 
 

Sicherheitsanforderungen an eine Seilbahn etwa fest, dass bei der Verhältnismässigkeit 
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C. Bedeutung für das Verhältnis von Recht und Innovation

2.2. 

Die Rechtsordnung begegnet den mit Innovation einhergehenden Chancen und Ri-

Innovationsverantwortung. Wie dargelegt, erfüllt das Risikorecht in der Innovati-
onssteuerung die Begrenzungsfunktion und dient so der Sicherung der (negativen) 

-
-

raussetzung für die Entstehung von Innovationen sind.  Obschon die Bedeutung 
von Innovation für die Wohlfahrt ebenso unbestritten ist wie der Umstand, dass die 
Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft und der Umwelt durch entgangene Chancen auf 
Nutzenzugewinne beeinträchtigt werden können, -
kovorsorgender Massnahmen in der Gesetzgebung und Rechtsanwendung kaum je 

-
-

trachtung zu rücken und das Entgehen von Chancen auf Nutzenzugewinne in Kauf zu 
nehmen.
von Innovation entsteht, weil die Vollzugbehörden in der Risikovorsorge die politi-
sche Verantwortung für das Erreichen der risikorechtlichen Regulierungsziele, nicht 
aber für die Schäden des infolge Überregulierung entgangenen Nutzens tragen.  

dient, auf der Gewährung von Sicherheit und der Risikovorsorge liegt.  Daher wird 
-

mässig bezeichnet.

-
zielen (zum Ganzen 

, 93; 
 Hinzu kommt, dass sie den sich allenfalls realisierenden Chancen bzw. am Nutzen 

einer Innovation nicht beteiligt sind (vgl. zum Ganzen , 33; , 

 Vgl. , Risikovorsorge, N 489; 
., Recht, 388; 

 , Risikovorsorge, N 489. 
 

von den Verwaltungen meist nicht begünstigt werden , 85 f.
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IV. Schweizerisches Staatsverständnis und Innovation

Zur Zunahme risikorechtlicher Regulierung und zum Vormarsch des Vorsorgeprin-
zips erheben sich daher auch kritische Stimmen, die auf die Risiken vorsorgepoli-
tischer Massnahmen aufmerksam machen. Befürchtet wird etwa, dass eine (zu) 

-
logien, Produkte und Verhaltensweisen, deren Chancen auf Wohlfahrtssteigerun-
gen im Regulierungszeitpunkt noch nicht (vollständig) absehbar sind, vorschnell 
verhindert oder nur sehr verzögert zugelassen werden.  So würde das Bestreben, 
Risiken möglichst auf Null reduzieren zu wollen, zu einer Beweislastumkehr in 
dem Sinne führen, als erst die Unschädlichkeit einer Innovation nachgewiesen 

-
hergehenden Unsicherheit kann der Risikoverdacht niemals vollständig widerlegt 
werden, weshalb eine so starke Position des Vorsorgeprinzips den Fortschritt wohl 
zum Stillstand bringen würde. -
bieren, Fehler machen, Scheitern und Optimieren – und damit das Eingehen von 
Risiken – unabdingbare Voraussetzungen für den technischen und wirtschaftli-
chen Fortschritt bzw. die Entstehung von Innovationen sind.  Diese trial and 
error-Methode wird im Rahmen der Risikovorsorge insofern zurückgebunden, als 
das Risikorecht gerade darauf abzielt, das Entstehen von errors bzw. Irrtümern zu 
vermeiden.  Insofern die Risikosteuerung den Erwerb risikorelevanten Wissens 

-
 

Weitere in Zusammenhang mit vorsorgepolitischen Massnahmen geäusserte Be-
denken sind etwa die Schwächung von Forschung und Entwicklung, die unglei-
che Behandlung von Risiken und die Erzeugung unnützer bzw. nicht notwendiger 

das Vorsorgeprinzip führe zu einer Überregulierung und damit verbunden zu einer 
erheblichen Einschränkung der menschlichen Handlungsfreiheit und insbesondere 

 Vgl. , 35 f.; , 
93; 

unknown unknowns
 
 So können etwa auch gescheiterte Forschungsprojekte für die Wissenschaft von Vorteil 

sein, da sie einen Erkenntnisgewinn vermitteln (
 Vgl. , 93; 
 , 93. Ähnlich 
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C. Bedeutung für das Verhältnis von Recht und Innovation

Dass sich die Risikovorsorge als Staatsaufgabe etabliert hat und der Staat hin-
-

gemassnahmen ergreifen muss, wenn die mit einer Innovation einhergehenden 
Risiken die Schwelle der Sozialadäquanz übersteigen, ist inzwischen anerkannt.  

überschiessende und übervorsichtige Risikovorsorge. Zentrale Frage ist somit, 

Perspektive sind die Nutzen und Risiken von Innovationstätigkeiten mittels Kos-

Risikovorsorge zu erreichen.  Wie soeben gezeigt, tendiert der Gesetzgeber in 
-

hörden, die Kosten einer allenfalls zu regulierenden Entwicklung über- und deren 
Nutzen unterzubewerten. Mit anderen Worten besteht im Präventionsstaat die Ge-

optimale Niveau der Risikovorsorge verfehlt wird, was zu einer die Wohlfahrt be-

und die Sicherheitserfordernisse und die Innovationserfordernisse soweit möglich 
zu kompatibilisieren.  Die gegensätzlichen Interessen, die in den unterschied-

verfassungsrechtlich zu beanstanden ist, hängt davon ab, welche Bedeutung die 
-

tion gegenübersteht.

 Vgl. , 78; , Risikovorsorge, 99 , Restrisiko, 37. Für 
die deutsche Lehre , passim

 , 93.
 , Risi-

 So auch , 87 m.w.H. u.a. auf 
 

978-3-03891-372-6.indb   107 19.07.2021   13:21:03



V. 

wird vorgeschlagen, auf die im jeweiligen gesellschaftlichen Bereich verbreitete 

beizuziehen.  Für die dogmatische Verwendung ist ein derart pragmatischer Um-

und andererseits, weil die rechtsanwendenden Behörden selbst in einem bestimm-
-

Bestimmtheits- und Rechtssicherheitsgebots um eine eigene Konkretisierung des 

-

-
cke der Berücksichtigung der Eigenheiten von Innovationsrecht um bestimmte 

-
rungen zur Bedeutung von Innovation im Kontext der gesamten Bundesverfas-
sung.

A. 

 Eingang in 
-

 Da eine nähere Um-

-

978-3-03891-372-6.indb   108 19.07.2021   13:21:03



fehlt und sich eine direkte Übernahme von wirtschafts- und sozialwissenschaft-
-

zu bestimmen.
-

sion derselben erfolgt am Schluss.

1. Grammatikalische Auslegung

-
-

-
 In der französischen 

und der italienischen Fassung

-
sung im Folgenden nicht weiter berücksichtigt werden. 

1.1. 

-
-

rückzuführen. -

Confederazione Svizzera (Cst).
 Vgl. passim; passim

, 47; , 
, 45.

 Vgl. , 47; 
, 9).
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 Zur Herleitung der (weiteren) 

den gebräuchlichen Wortsinn abzustellen, der sich aus Wörterbüchern und Lexika 
ergeben kann.  Der Duden führt verschiedene Bedeutungen des Innovationsbe-

-
artigen, fortschrittlichen Lösung für ein bestimmtes Problem, bes. die Einführung 

 
Mehr, als dass es sich bei einer Innovation um eine neue Entwicklung handelt, 

1.2. 

werden, die sich in der Innovationsforschung betätigen.  Dass ihm – auch in-
nerhalb derselben Wissenschaftsdisziplinen – unterschiedliche fachsprachliche 
Bedeutungen zugeschrieben werden, wurde vorangehend im Rahmen der wirt-

 

werden, dass die wirtschaftswissenschaftliche Innovationsforschung sich mit 
marktrelevanten Innovationen befasst und die kommerzielle Nutzung neuartiger 
Produkte und Prozesse bzw. die Gewinnorientierung der Innovationstätigkeit als 

-
senschaftliche Innovationsforschung stehen soziale Innovationen, die zum sozia-

bzw. verändern.

 Vgl. u.a.  et al., 
5; ., Innova-

-
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Da es sich für die Rechtswissenschaft anbietet, auf Erkenntnisse der in der In-
novationsforschung etablierteren Wirtschafts- und Sozialwissenschaften abzustel-

nach methodischen Grundsätzen. Wie einleitend ausgeführt, können weder der 

direkt in die Rechtswissenschaft übertragen werden.  Grundsätzlich können 
-

 Hinsichtlich der Rezeption so-

eine – und wenn ja welche – fachsprachliche Bedeutung zugrundeliegt. Dieser 

-
engen wollte.  Dafür spricht auch, dass die Bestimmung keinerlei Konkretisie-
rung hinsichtlich des Gegenstands der zu fördernden Innovationen enthält.  

1.3. 

Hinweise zur Ergründung des Wortsinns ergeben sich nicht nur aus der umgangs- 

dessen Stellung im Satzgefüge. Dass die Bundeskompetenz zur Förderung der 
Forschung einerseits und zur Förderung der Innovation andererseits in einem Satz 

wird der Innovationsprozess aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht regelmäs-

Entwicklungsphase steht. -

, 
, Wettbewerb, N 79 f.

 Vgl. in dem Sinne  

auch organisatorische Innovationen umfasst, hat 
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Innovation. Grundsätzlich gilt, dass eine Norm so zu interpretieren ist, dass andere 
Normen nicht zweck- oder funktionslos werden.
deshalb kein so umfassendes Verständnis wie jenes des (wirtschaftswissenschaft-
lichen) Innovationsprozesses zugrunde gelegt werden, da ansonsten die Nennung 

 Dies gilt – insofern 
sie, was vergleichsweise selten der Fall sein dürfte, durch Forschung hervorge-
bracht werden – auch für soziale Innovationen.  Mit anderen Worten legt die 

abzielt, Innovationsprozesse an sich zu fördern, sondern auf die Innovation als das 

-
tion – was auch immer er darunter versteht – durch bundesstaatliche Massnahmen 
gefördert werden kann. Im Umkehrschluss wären Innovationen, die einer Förde-
rung durch staatliche Mittel von vornherein nicht zugänglich sind, nicht unter den 

Förderung von Innovation sowohl hinsichtlich wirtschaftlicher wie auch sozialer 
Innovationen diskutiert wird, lässt sich diesem Umkehrschluss kein Hinweis auf 
ein bestimmtes – wirtschafts- oder sozialwissenschaftlich ausgerichtetes – Ver-

 

zugerechnet.
 Dass die Forschung und die Innovation voneinander abzugrenzen sind, zeigt sich auch 

im Umstand, dass die Kompetenzen zu deren Förderung auf zwei Institutionen verteilt 

kommend auch 
 Vgl. vorangehend Kap. III.B.3.

-
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1.4. Zwischenfazit

-
-

-

einer bestimmten Wissenschaftsdisziplin oder auf die Einschränkung des Innova-

insbesondere das wirtschaftswissenschaftliche Verständnis des Innovationspro-
zesses nahelegen würde. Da er gegenüber dem im selben Satz genannten For-

2. Systematische Auslegung

-

als Ganzes konkretisiert. Besondere Bedeutung ist dabei dem Umstand zuzuspre-

-
sichtigung. -
fassungsnormen ist zu berücksichtigen, dass diese lediglich Umsetzungsvarianten 
darstellen und deshalb den Blick auf die Verfassungsnorm verengen können.

 Vgl. dazu 
-

ziehen. 
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2.1. Forschungsartikel 

-
-

Zuständigkeit des Bundes begründet.
-

Umstand nicht allzu grosses Gewicht beigemessen werden darf, da das Beibe-
-

standes um die Innovation auf einem redaktionellen Versehen beruhen könnte.  

-
-

-
fungskette betrachtet, die eine Forschungs- und Entwicklungsphase sowie auf 

umfasst. Von diesem Verständnis nicht umfasst werden Innovationen, denen keine 
Forschungsphase vorangeht; namentlich ein Grossteil der sozialen Innovationen, 
die die regelmässig nicht auf Forschung beruhen.  

die Innovationsförderung auf die Forschungs- und Entwicklungsphase des Innova-

-
kompetenz umfasst werden. Denn während die am Beginn des klassischen Innova-

 Vgl. 
, 

 Vorangehend Kap. III.B.3.
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Sinn beschrieben werden kann, fällt eine Unterstellung späterer Phasen des Innovati-
onsprozesses unter diese Überschrift zunehmend schwerer. Diese grammatikalisch-

an der Forschungsphase anzuknüpfen haben und eine spätere Förderung – etwa der 
Produktion, Vermarktung oder Verbreitung der Innovation – von der Kompetenz 

-

den vom Bund geförderten Forschungsaktivitäten gehören.  

kann die Förderung der wissenschaftlichen Forschung und der Innovation ins-

Koordination sichergestellt sind.
-
-

novationsförderung zu beachten sind.  Gemeint ist die Koordination innerhalb 
des Hochschul- und Forschungsraums Schweiz.

und der nichtstaatlichen Instanzen liegt primär in deren Verantwortung. Der Bund 
 Insbe-

sondere hat der Bund keine Befugnis, die Forschung über die blosse Koordination 
hinausgehend zu lenken.

 Mit der Ergänzung von 

 , Bildungsrahmenartikel, 5553. Vgl. auch 
sexies 

aBV (
 
 
 
 , 97. Vgl auch 

-
-

-
-
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-
vationsförderung statuiert und sich nicht konkret zum Gegenstand der Förderung 

Bestimmung normativ zu verstehen ist: Gefördert werden sollen nicht alle Innova-

förderungswürdige Innovation ausmachen, von der Wissenschaftsgemeinschaft 
-
-

-

auch eigene Forschungseinrichtungen errichten, betreiben oder übernehmen. Es 
-

 Zur Konkretisierung des Innovationsbe-

 
 Vgl. auch 
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2.2. 

-
zeichnet.  Diese Normen sind in Zusammenhang mit den weiteren bildungs-

-
 Bei der Revision der 

 In der Lehre ist umstritten, ob dieses Re-
formpaket dem Grundsatz der Einheit der Materie gerecht wurde; dieser kann bei 

gewahrt wird.
Verfassungsnorm zu einer Bereichsverfassung aufgrund des sachlichen Zusam-

-
sung deshalb allenfalls nur beschränkt zu.  Der Umstand, dass die Überschrift 

-

 

, 

 SGK BV, Vorbem. zur Bildungsverfas-

  

 , SGK BV, Vor-
, Staatsrecht, § 44 N 8; WBK-

 Vgl. auch -

Einbezug weiterer Verfassungsnormen für die konkrete Bedeutung einzelner Bestim-
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dungsverfassung einen begrenzteren Sachzusammenhang vermuten.  Die Histo-
-

Forschungsartikel zwar in engem Zusammenhang mit den Bildungsartikeln stehe, 

einzigen Bundesbeschlusses gemäss der damaligen Einschätzung des Bundesrates 
mit dem Grundsatz der Einheit der Materie kaum vereinbar gewesen wäre.

u.a. die Gesetzgebung zum Bildungsraum Schweiz und den Hochschulen umfasst, 

-

Gestaltung des durch die Bologna-Erklärung ins Leben gerufenen europäischen 

politischen Prozessen statt.  

 Der Bildungsrahmenartikel ist eine 
Ziel- und Programmnorm für alle Stufen des schweizerischen Bildungswesens.  

Durchlässigkeit des Bildungsraums Schweiz. -
schen Bildungsraums zielt darauf ab, das schweizerische Bildungswesen als Ge-
samtgefüge und nicht isoliert nach einzelnen Bereichen zu betrachten.
ist gemäss

-
-

weise wird der Forschungsartikel denn auch getrennt von der Bildungsverfassung be-
handelt (bspw. bei 

 
 , 9 f. Zum Europäischen Forschungsraum 

 

Bildungsraums, ist ansonsten aber der Konkretisierung durch die Entscheidungsin-
stanzen überlassen. Mit der Durchlässigkeit wird die Kompatibilität und die Gestal-
tung der Übergänge zwischen den verschiedenen Bildungsbereichen und -stufen be-
zeichnet. Vgl. zum Ganzen , BV Kommentar, N 3;  
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er bringe aber 

und dem Nebeneinander von konkurrierenden und parallelen Kompetenzen von 
Bund und Kantonen gemeinsame bildungspolitische Vorstellungen, erzieherische 

 Ob der Bildungsrahmenartikel 
auch auf den Forschungs- und Innovationsbereich anwendbar ist, ist allerdings 
unklar.  Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalra-

-
 Der Bundesrat 

-
fassung stehen sollte – abzuändern und den Forschungsraum in den Wortlaut der 
Norm aufzunehmen.

-
hört.  So hat denn auch der Bundesgesetzgeber die Gestaltung einer kohärenten 

Bundes zu einem Ziel der Koordinationsbemühungen zwischen Bund und Kanto-
nen erklärt.  Ebenso sind im Rahmen der Forschungs- und Innovationsförderung 
der Wissenstransfer und die Zusammenarbeit von Hochschulen und Wirtschaft zu 
fördern.

Die Stellung der Innovationsförderkompetenz in der Bildungsverfassung bzw. die 
Zugehörigkeit des Innovations- zum Bildungsraum wirft die Frage auf, ob der 

-

 
 

 , Bildungsrahmenartikel, 5549.
 -

-
-
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dungseinrichtungen entstehen.  Die Förderkompetenz würde im Falle einer der-

in Hochschulforschungsstätten haben.  Im Umkehrschluss wäre eine Förderung 

2.3. Einheit der Verfassung

praktischen Konkordanz sind Normen der Bundesverfassung nicht isoliert, son-
dern mit Blick auf ein ganzheitliches Verfassungsverständnis auszulegen.  Einer 

Kompetenznormen der Verfassung wie auch die Berücksichtigung des Grundsat-
zes der Wirtschaftsfreiheit. Letzterer begrenzt das staatliche Handeln, indem er 

-

(bundes-)staatlichen Innovationsförderungsmassnahmen zu berücksichtigen.  
Mit Blick auf die Frage, ob auch privatwirtschaftliche Innovationen von der in 

-

a. Weitere Kompetenznormen 

-
-

lichen Verfassungsnormen das gleiche bezeichnen.  Für die Konkretisierung des 

-

-
einrichtungen (

-

 Vgl. 
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re Bundesgesetze, welche sich (direkt oder indirekt) mit der Förderung von In-
novation beschäftigen.  Sie stützen sich auf verschiedene Kompetenznormen, 
welche die Zuständigkeit des Bundes in einem bestimmten Sach- oder Lebens-
bereich – bspw. Kultur, Film, Umwelt oder Wirtschaft – begründen. Entsprechend 

-

Gesetzgeber mit unterschiedlichem Inhalt gefüllt.

-

-

BV nur forschungs- bzw. wissenschaftsbasierte Innovationen erfasst. 

b. Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit

-
liche Garantie der Wirtschaftsfreiheit) ergibt sich der Grundsatz der Wettbewerbs-
neutralität staatlichen Handelns.  Mit ihm in Zusammenhang steht der Grundsatz 

Wettbewerb unter direkten Konkurrenten verzerren bzw. nicht wettbewerbsneu-
tral sind, namentlich wenn sie bezwecken, in den Wettbewerb einzugreifen, um 
einzelne Konkurrenten oder Konkurrentengruppen gegenüber anderen zu bevor-

den daraus abgeleiteten Grundsätzen der Wettbewerbsneutralität und der Gleich-
behandlung direkter Konkurrenten ist der Staat in allen Bereichen seines Handelns 

, BV 

-
grundlage(n) für den Gleichbehandlungsgrundsatz nicht einheitlich, sondern stützt 

94 BV verweist (
vgl. auch 
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zu beachten. -
freiheit abweichende bundesstaatliche Massnahmen zulässig, wenn sie in der Bun-
desverfassung vorgesehen sind.  Die ausdrücklichen Verfassungsvorbehalte für 

-
-

Nach dem Gesagten sind Massnahmen zur Förderung von Innovation wettbe-
werbsneutral auszugestalten und dürfen zu keiner Ungleichbehandlung direkt 
konkurrierender Unternehmen führen – es sei denn, es bestehe im Innovations-
bereich ein Verfassungsvorbehalt für grundsatzwidrige Förderungsmassnahmen 
des Bundes. Da die Verfassung keinen entsprechenden ausdrücklichen Vorbehalt 

erkennbar; vielmehr ergibt sich aus den Materialien, dass mit der Ergänzung von 
-

table Wirtschaftsförderung im Sinne einer umfassenden Industriepolitik anvisiert, 
sondern ausschliesslich die heutigen Förderungsaktivitäten auf eine explizite 

 Nach dieser Klarstellung er-
-

Innovationsförderung mittels grundsatzkonformer Massnahmen zu erfüllen.  

Wäre von vornherein auszuschliessen, dass bundesstaatliche Massnahmen zur 
Förderung privatwirtschaftlicher Innovationen grundsatzkonform ausgestaltet 

 Denn auch Förderungsmassnahmen können Wettbewerbsverzerrungen bewirken (vgl. 
, Kommentar, N 8; zur Rechtspre-

 Kantonale grundsatzwidrige Massnahmen sind überdies zulässig, wenn sie durch kan-
-

satzkonformer und grundsatzwidriger staatlicher Massnahmen vgl. nachfolgend Kap. 

 
impliziten Verfassungsvorbehalte -

 
 Ebenso 
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werden können, würde es das Bestreben nach praktischer Konkordanz zwischen 
dem Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit und der Innovationsförderungskompe-

werden, oder die keiner wirtschaftlichen Verwertung zugänglich sind. Eine der-

Wirtschaftspolitische Fördermassnahmen – wozu die Förderung privatwirtschaft-
licher Innovation zu zählen ist – müssen nicht per se Marktmechanismen verfäl-
schen.733 Fördermassnahmen können etwa wettbewerbsneutral ausgestaltet wer-
den, indem sie grundsätzlich allen Konkurrenten unter den gleichen Bedingungen 
zugänglich sind.734 Die Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung dürfte jedoch umso 
grösser sein, je später im Innovationsprozess eine Fördermassnahme ansetzt bzw. 
je marktnäher sie ist.735 Zusammenfassend ist an dieser Stelle festzuhalten, dass 

-
-

langt. Dass die staatliche Förderung privatwirtschaftlicher Innovationen mit dem 

der Fördermassnahmen zu berücksichtigen.

2.4. Strukturprinzipien 

Strukturprinzip zugeordnet werden; Bezüge lassen sich sowohl zu den Prinzipien 
der Rechts- und Sozialstaatlichkeit sowie auch zum Demokratieprinzip herstellen. 
Dass nicht jede Verfassungsnorm (nur) einem Strukturprinzip zugeordnet werden 
kann, verwundert insofern nicht, als die Strukturprinzipien eng miteinander ver-
bunden und voneinander abhängig sind.  Zentralste Erkenntnis, die aus einer 

hervorgeht, ist, dass es dem Staat bei der Förderung von Innovation nicht um 
Innovation ihrer selbst Willen gehen kann. Einem Staat, der sich dem Rechts-, 

gehen, die mit entsprechender Verantwortung gepaart ist.737 -

733 , 59; 
734 
735

 Vgl. , Umgang, 459; 

737 Dazu auch 
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konkretisiert werden, dass nicht alle, sondern nur gesellschaftlich erwünschte In-
novationen gefördert werden sollen. Die Förderung von Innovation ist an gesell-
schaftliche Zielwerte wie etwa die Sozialstaatlichkeit gekoppelt, die unter ande-
rem die staatliche Sorge um das Wohl der Schwachen (im Kontext von Innovation 

um gesellschaftliche, ökologische und wirtschaftliche Sicherheit zum Gegenstand 
hat.738

sein muss: Staatlich gefördert werden sollen nur gesellschaftsverträgliche bzw. 
gesellschaftlich erwünschte Innovationen. Vor gesellschaftlich unerwünschten 
Innovationsfolgen hingegen, die das Mass der Gesellschaftsverträglichkeit über-
schreiten, hat der Staat zu schützen; hier kommt das Verständnis des Staates als 

739 Die Entscheidungen, welche Innovationen als 
gesellschaftlich erwünscht gefördert und welche als gesellschaftlich unerwünscht 
verhindert werden sollen, liegen beim demokratisch legitimierten Gesetzgeber.  

Inhalt des Sozialstaatsprinzips ist auch die staatliche Verantwortung für die Ge-

Freiheiten.
-
-

tigt, sondern insbesondere gehalten ist, für Innovationstätigkeiten günstige Rah-

738 Vgl. -
, 

739

(vgl. 

sowohl staatliche Massnahmen der Innovationsförderung wie auch solche der Innova-
tionsbegrenzung einer gesetzlichen Grundlage (zur Geltung des Legalitätsprinzips für 

 
m.w.H.; 
Rahmenbedingungen in der Wirtschaft sorgt und sich in der Forschung engagiert.
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743 Relevant sein dürfte dies namentlich in Sach- und 
Lebensbereichen, in denen die Entwicklung und Verwertung von Innovationen 

-
bringen von Innovationen grundrechtlich geschützt sind, steht deren Hemmung 
oder Begrenzung – etwa infolge (Über-)Regulierung – einer richterlichen Über-

744 Grundrechtlichen Schutz bietet 
hinsichtlich wirtschaftlicher Innovationen primär die Eigentums- und Wirtschafts-
freiheit.745 Hingegen werden die Entwicklung und Verbreitung sozialer Innovatio-
nen, denen grundsätzlich kein Gewinnstreben zugrundeliegt, vom Schutzbereich 

-
fahren, ist abhängig vom konkreten Einzelfall. Mit Blick auf die Verbreitung so-
zialer Innovationen in der Gesellschaft kommen etwa das Recht auf persönliche 

2.5. Völkerrechtskonformität

Das für die Schweiz verbindliche Völkerrecht umfasst das Völkergewohnheits-
recht, die allgemeinen Rechtsgrundsätze des Völkerrechts, die durch die Schweiz 

-
rechtslehre.  Weder dem Völkergewohnheitsrecht747 noch den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen des Völkerrechts748 kommt im Bereich der staatlichen For-

743 Im Ergebnis hinsichtlich der Forschung auch , 

744 Vgl. 
745 Vgl. zur Eigentumsgarantie und zur Wirtschaftsfreiheit nachfolgend Kap. VI.C.5 und 

 
747

-

748

handelt sich um Prinzipien, die in den meisten Rechtsordnungen von grundsätzlicher 
-

missbrauchs, das Verhältnismässigkeitsprinzip oder das Gebot des rechtlichen Ge-
hörs). Zum Ganzen 
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schungs- und Innovationsförderung eine über die Vorgaben des nationalen Rechts 
hinausgehende Bedeutung zu.749

Menschenrechtsabkommen wie die EMRK , den UNO-Pakt I  und den UNO-
Pakt II  gelten. Diese garantieren zwar Rechte wie die Freiheit der wissenschaft-

Innovationsförderung relevant sein können.753 Vorliegend kann aber davon ausge-
gangen werden, dass die von den verfassungsrechtlich garantierten Grundrechten 

-
gen mindestens jenen entsprechen, die auch die völkerrechtlich garantierten Rech-
te verlangen würden.754 Von einer eingehenden Betrachtung der völkerrechtlichen 
Menschenrechtsgarantien wird daher abgesehen.

Neben den genannten Menschenrechtspakten, die sich als generelle Vorgaben auf 
die staatliche Innovationspolitik auswirken, bestehen zahlreiche Staatsverträge, 

-
-

749 Vgl. zur Forschungsförderung auch 
 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 

-

753 Das für die staatliche Innovationsförderung zentrale Grundrecht der Wirtschaftsfrei-
heit kennt auf der Stufe der für die Schweiz massgeblichen internationalen Menschen-
rechtspakte kein direktes Pendant (vgl. -

-

754 Hinsichtlich der EMRK geht das BGer nur selten davon aus, dass der Schutzgehalt des 
durch die EMRK garantierten Freiheitsrechts jenen der verfassungsrechtlichen Norm 
übersteigt (dazu -

-
freiheit , 38 f.
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welche Regelungen zu Forschungs- und Innovationstätigkeiten in konkreten Sach-
bereichen enthalten. 

-
schungsabkommen im Rahmen der Bilateralen I von Bedeutung, das die Grund-
lage für eine vollständige Beteiligung der Schweiz an den Forschungsrahmenpro-
grammen der EU bildet.755 Die Schweiz beteiligt sich an den Rahmenprogrammen 

-
ziierte Partnerin.

757 Das Programm dient der Verwirklichung 
-

758

-

unterzeichnen, bedeutet.759

Forschungsrahmenprogramme der EU enthalten Regelungen hinsichtlich der Be-

755

den Europäischen Gemeinschaften über die wissenschaftliche und technologische 
-

 Vgl. Rahmenabkommen über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und den Europäischen Gemeinschaften vom 

-
schaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-

-

-
zerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und der 

757

konnte die Schweiz vorübergehend nur als teilassoziiertes Land am 8. Forschungsrah-
menprogramm teilnehmen. Seitdem die Schweiz vollassoziiert ist, können Schweizer 

-
rechtigt teilnehmen und Fördergelder von der EU erhalten. Das neunte Forschungs-

758 Zur Innovationsunion 
759
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dingungen für die Beteiligung der Schweiz.  Wie die anderen völkerrechtlichen 
-

vationsbereich  zielen sie darauf ab, einen Kooperationsrahmen bereitzustellen 
und machen den Vertragsparteien keine Vorgaben, wie sie ihre nationale Innova-

-
menprogramme zeigt immerhin, dass die Innovationsförderungspolitik der EU 
zumindest punktuell weiter reicht als die schweizerischen Förderungsmassnah-

-
gung nahe. So decken die Forschungsrahmenprogramme der EU etwa die ganze 
Innovationskette von der Grundlagenforschung bis zur marktnahen angewandten 
Entwicklung ab und fokussieren unter anderem auf die Förderung innovativer 
KMU.

-
 Die innerhalb 

eines Forschungsrahmenprogramms gewährten Innovationsförderungen unterlie-
gen keiner beihilferechtlichen Kontrolle durch die EU.  Neben der Förderung 

technologische Zusammenarbeit zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
-

rung der Schweizerischen Eidgenossenschaft an das Rahmenprogramm für Forschung 
-

 Zu nennen sind etwa das Rahmenübereinkommen über die internationale Zusam-
menarbeit in der Forschung und Entwicklung von Kernenergiesystemen der vierten 

-
einkommen über die wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit (u.a. mit 

 Das Instrument zielt auf die Unterstützung disruptiver Innovationen mit Wachstums-
potenzial ab, die für private Inverstoren zu riskant sind (vgl. -

, EIC, passim; 
 -

fallen. Für die Beurteilung solcher staatlicher Innovationsförderungsmassnahmen be-
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wirtschaftlicher Innovationen zielt die Innovationsförderungspolitik der EU auch 
auf die Hervorbringung sozialer Innovationen zur Lösung gesellschaftlicher He-
rausforderungen.  

Staatsvertragliche Bestimmungen, die geeignet sind, schweizerische Innovations-

Forschungs- und Innovationstätigkeiten in bestimmten Sachbereichen zum Ge-
genstand haben. Dazu gehört etwa das Europäische Übereinkommen über Men-
schenrechte und Biomedizin
Embryonen zu Forschungszwecken verbietet. Dass diese Bestimmungen auch die 
staatliche Förderung von Forschungstätigkeiten verbieten, welche die Erzeugung 
menschlicher Embryonen voraussetzen, ist naheliegend.  Gleiches muss konse-
quenterweise auch für die staatliche Förderung von Innovationsvorhaben gelten, 

menschlicher Embryonen einhergehen. 

-
rungsmassnahmen auch jene Staatsverträge von Bedeutung, die beihilferechtliche 

-
 sowie 

das Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und der EU .  Diese abkom-
-

steht ein eigener Unionsrahmen (Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung 

 , Innovation, passim; zu 
, Horizont, 5, 54.

 Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hin-
-

 
-

der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
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licher Beihilfen auf den internationalen Handel zu verhindern bzw. zu vermin-

staatlicher Fördermassnahmen zu berücksichtigen sind, genügt an dieser Stelle 
die Feststellung, dass die für die Schweiz relevanten beihilferechtlichen Bestim-
mungen keine Vorgaben enthalten, welche staatliche Förderungsmassnahmen im 

se verbieten würden.

Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz 

-
-

 trägt.773 Das FIFG enthält als einziger Schweizer Rechtserlass eine 

-
leistungen für Wirtschaft und Gesellschaft durch Forschung, insbesondere anwen-

774 Nachfolgend 

a. Zweck (Art. 1 FIFG)

Die Förderung der wissenschaftlichen Forschung und der wissenschaftsbasierten 
Innovation stellt den Hauptauftrag des FIFG dar.775 Dieser ist gemäss Botschaft 
umfassend zu verstehen: Unter die Forschungs- und Innovationsförderung fallen 

 Der  beurteilt die im FIFG vorgesehenen Dispositionen als mit dem (für die 
Schweiz nicht verbindlichen) Gemeinschaftsrahmen der EU für staatliche Beihilfen 

Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation abgelöst (vgl. 

773 -
-

vision materiell keine Änderung erfahren haben, werden im nachfolgenden nebst den 

774

775
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Erkenntnisse, der Überprüfung bestehender Erkenntnisse sowie der Verbreitung 
 Ein derart breites Förderungsver-

Innovationsprozess umfasst und damit auch Grundlage für eine Unterstützung 

-

777 beschrieben wird.778 Zu-
dem wird ausgeführt, dass die hinsichtlich Innovationsleistung führende Position 
der Schweiz nur beibehalten werden kann, wenn die Wirtschaft auch zukünftig bei 

779 Schliesslich weist auch die 

-
schaftsbasierten Innovationsprozesses – ausgenommen der Pilot- und Demons-
trationsförderung im industriellen Massstab – abgedeckt werde, auf ein auch die 
späteren Phasen des Innovationsprozesses umfassendes Förderverständnis hin.

-

-
-

 
777 -

-
gend – wo auf die entsprechenden Materialien verwiesen wird – noch die damalige 

778 
779 

 , Botschaft Innosuisse, 9495; SBFI, Inno-
suisse, 5.
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wirft.  Dem Gesetzestext und der zugehörigen Botschaft ist unmissverständlich 
-
-

scheiden – die Förderung von Forschung somit von der Förderung von Innovation 
klar zu trennen ist.  Während die Forschungsförderungsinstitutionen Forschung 

Entwicklung direkt anwendbarer Problemlösungen oder marktfähiger Produkte 
-

783 Eine Projektförderung durch 
die Innosuisse setzt denn auch voraus, dass das Projekt zusammen mit einem 

Verwertung sorgen, und eine wirkungsvolle Umsetzung der Forschungsresultate 
zugunsten der Wirtschaft und der Gesellschaft erwartet werden kann.784 Die Inno-

Sinne als ergebnisorientiert beschrieben werden.785

b. 

-

Wirtschaft und Gesellschaft einerseits‚ durch Forschung, insbesondere anwen-
andererseits ‹durch die Verwer-

 So kann den Materialien denn auch entnommen werden, dass die Förderung der 
, Botschaft 

-
sichtlich der Innovationsförderung. Weiterführend , Botschaft FIFG, 8848.

783 , Botschaft FIFG, 8848.
784

785 Ebenfalls unter Verweis auf die Materialien zu diesem Ergebnis kommend , 

-
, Botschaft 
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durch die Förderung von Forschung erfolgt (Innovationsförderung also insofern 
auch als Forschungsförderung verstanden werden kann). Dabei werde durch die 
explizite Nennung der anwendungsorientierten Forschung klargestellt, dass die 

-
wertung bzw. Nutzung der Forschungsresultate zur Entwicklung neuer Produk-

zu verstehen; nebst der privatwirtschaftlichen kann sie auch die volkswirtschaft-
-

nen, bspw. aus dem Gesundheits- oder Sozialbereich, in Frage kommen.787 Die 

-
788 Denn im 

Gegensatz zur Forschungsförderung sei die Innovationsförderung direkt auf den 
wirtschaftlichen Nutzungskontext bezogen und beinhalte eine für die Wirtschaft 
relevante Umsetzung von Forschungsresultaten.789 Von dem im FIFG verwendeten 

-
zeichnet werde.  

im FIFG nicht näher Bezug genommen. Die Botschaft erläutert lediglich den 
Unterschied von Verfahren und Prozessen: Mittels Ersteren würden Produkte aus 

umfassen würden, die nicht in erster Linie die Veränderung von Grundmaterialien 
 

Dieser Beschreibung kann entnommen werden, dass sowohl Verfahrens- wie auch 
Prozessinnovationen nach dem Verständnis des Bundesrats materiell orientiert und 

-

787 
788 
789 

 Diese könne allerdings als (erfolgreiche) Folge der Förderung der Grundlagenfor-
schung auftreten (
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zen sind die Dienstleistungsinnovationen, die sich nach allgemeinem Verständnis 
durch ihre Immaterialität auszeichnen.

-

-
te Innovationen beschränkt. Mit anderen Worten sind Gegenstand der Förderung 

793 erfolgen. Innovationen, die nicht auf Forschung basieren, was unter 

Zweitens erweckt der mehrfache Verweis auf die marktorientierte Innovation bzw. 
-
-

794 beschränkt ist.795

dem FIFG eine wirtschaftswissenschaftliche Innovationsperspektive zugrunde-
-

tegorisierung verschiedener Innovationsformen (Prozess-, Verfahrens, Produkt- 
und Dienstleistungsinnovation) verwendet werden.  Es bestehen allerdings zwei 

-
zung. Einer Förderung nach FIFG zugänglich sind nach diesen Hinweisen nicht 
nur Innovationen mit privatwirtschaftlichen Gewinnaussichten, sondern auch for-

 et al., 7; -

793

794

795

dass die Schweiz ihren Spitzenplatz hinsichtlich Innovationsleistung nur halten kann, 

diesem Punkt ansetze (
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schungsbasierte Innovationen, von denen ein volkswirtschaftlicher Nutzen erwar-
tet wird. 

-

2.7. 

und in diesem zugehörigen Erlassen, sondern auch in zahlreichen weiteren Bun-
desgesetzen und -verordnungen, darunter etwa im Kulturförderungsgesetz797, im 
Bundesgesetz über Regionalpolitik798, im Filmgesetz799 -
rungsgesetz .  Dabei ist das FIFG der einzige Erlass, der sich zentral mit dem 

-

-
novationen die Wettbewerbsfähigkeit der schweizerischen Destinationen gestärkt 
werden soll.  Unterstützt werden dazu u.a. die Entwicklung und Einführung neuer 

-
 

Referenz ist nach dem soeben Gesagten wirtschaftlich. Weiter lässt sich der Inno-

auch organisatorische und Dienstleistungsinnovationen gefördert werden und der 

797 -

798

799 -

 Bundesgesetz über die Förderung von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensauf-

 Für weitere Beispiele vgl. 

 -
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-
de Hinweise hinsichtlich der genannten Referenz und Relationen liefert auch die 

-
kel des Gesetzes an volkswirtschaftlichen Erkenntnissen über Wachstumsprozesse 
orientiert, gemäss denen Wachstumsschübe durch Innovationen ausgelöst werden. 

-

 

die Regionalpolitik zugrunde liegen, das die Gewährung von Finanzhilfen von 

Region abhängig macht.  Die Innovationsfähigkeit wird als zentral für das Wirt-
schaftswachstum und die Wettbewerbsfähigkeit einer Region betrachtet.  Hin-
weis auf ein wirtschaftswissenschaftliches Innovationsverständnis gibt auch die 

-
-

-
schliesslich an die Entwicklung und Erstellung von Produkten und kommerziellen 

-
jekte u.a. möglich, wenn sie besonders innovativ und geeignet sind, neue kulturelle 
Impulse zu geben.
oder der Kulturvermittlung wird zudem als Hinweis auf ein gesamtschweizeri-
sches Interesse beurteilt. -

 

-
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derung , die allesamt nicht-wirtschaftlich sind, kann geschlossen werden, dass 

ausgerichtet ist.  Dem Kulturförderungsgesetz liegt damit ein anderes Innova-
-

ab, auch die zukünftigen neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 
 Finanzhilfen 

oder andere Formen der Unterstützung kann der Bund unter anderem für Instituti-
onen und Bestrebungen leisten, die einen wichtigen Beitrag für die Erhaltung, Ent-
wicklung und Innovation der Filmproduktion und der Filmkultur in der Schweiz 
leisten.  Mit Blick auf den Zweckartikel, wonach das Filmgesetz der Förderung 

-

eine kulturelle Referenz zugrundeliegen.

Diese konzise Zusammenstellung zeigt, dass die verschiedenen Gesetze keinem 
gemeinsamen Innovationsverständnis folgen.  Das System einzelner, die Inno-
vationsförderung in bestimmten Sach- oder Lebensbereichen miteinschliessenden 

-
gesetzgebung widerspiegelt die Innovationspolitik des Bundes, die dieser nicht 
zentral, sondern getrennt nach verschiedenen Politikfeldern betreibt.

-

in der Schweiz zu stärken; b. ein vielfältiges und qualitativ hochstehendes Kulturan-
-

 Zu den verschiedenen Referenzen 
 

Innovationsverständnis in den verschiedenen Politikfeldern ist.
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2.8. Zwischenfazit

Die Einordnung der bundesstaatlichen Innovationsförderungskompetenz im For-

-
gesetzgebung zeigt, dass auch der Bundesgesetzgeber den Legiferierungsauftrag 
auf diese Weise interpretiert, wenn er als Regelungsgegenstand des FIFG lediglich 

-
ders) relevanten Wissenschaften, die eine weitere referenzielle oder relationale 

-

ein wirtschaftswissenschaftliches Innovationsverständnis hin. Die Erläuterung in 
der Botschaft, dass auch eine volkswirtschaftliche Nutzung von Forschungsre-

auch Innovationen ohne direkte kommerzielle Nutzenperspektive umfasst werden 
-

renz begrenzt ist. Nebst der Begrenzung auf forschungsbasierte Innovationen lässt 

-
gesetzgebung, die ein breites Verständnis von Förderung erkennen lassen, das 
auch die Verbreitung und Nutzung neuer und bestehender Erkenntnisse umfasst.

geförderten Innovation zuständig. Den Massstab dazu liefert die jeweilige Wissen-

-

-
-

einer eher weitreichenden Interpretation – als Hinweis darauf gewertet werden, 
dass die Bestimmung nur die Förderung von Innovation an Hochschulen um-

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit verlangt jedoch keinen derartigen generellen 
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Innovationen resultiert aus der Berücksichtigung des Rechts-, Demokratie- und 
insbesondere des Sozialstaatsprinzips.

3. Historische Auslegung

-
 Nachfolgend wird konzis die 

historische Entwicklung der Bildungsverfassung dargestellt. Darauf folgt die 

enthalten die Materialien Hinweise zur Forschungsförderungskompetenz, die 
Rückschlüsse auf die Kompetenz zur Innovationsförderung und damit auf den In-

nichts Neues geregelt wurde, werden im nachfolgenden nicht nur die Materialien 
-

tigt, sondern auch jene zur aBV.  

Dass der Bund die Innovationsförderung vor der Ergänzung des Forschungsarti-
quinquies aBV stützte, dem heute insbeson-

3.1. 

-
setzung der Schulartikel durch neue Bildungsartikel knapp am Ständemehr (wobei 

 Vgl. die Hinweise in Fn. 93. Dies gilt auch für die anderen Bestimmungen im Bildungs-

-
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angenommen wurde).
 In den nachfol-

-
dungsthemen widmeten. -

 Mit 
diesem sollte dem Bund die Möglichkeit gegeben werden, einen Rahmen für einen 

 Nach Beratungen im National- und Stän-

 Ziel der neuen Bildungsverfassung ist die 

des ursprünglich vorgesehenen (einzelnen) Bildungsrahmenartikels erreicht wer-
den konnte, wurde über die ursprüngliche Zielsetzung der parlamentarischen Initi-
ative hinausgehend eine Neuordnung der gesamten Bildungsverfassung beschlos-
sen.  Dem Entwurf der Neuordnung liegt der Gedanke zugrunde, dass Bund 
und Kantone dieses Ziel gemeinsam im Rahmen ihrer Zuständigkeiten verfolgen; 
grundsätzlich bleiben aber die Kantone für das gesamte Schulwesen zuständig.

 -
, Botschaft Forschungsartikel, 378.

 -

eine allgemeine Berufsbildungskompetenz und eine Koordinationskompetenz als Vo-
raussetzung für die bundesstaatliche Unterstützung im Hochschulbereich Eingang in 
die Verfassung (dazu 

 -

-
gestaltungs- und Koordinationsfragen von nationaler Bedeutung aufgrund fehlender 

-
wurf für eine Bildungsverfassung nach dreimaliger Fristverlängerung im November 

, Bildungsrahmenartikel, passim). 
 

, SGK BV, Vorbem. zur 

-
reichen zudem subsidiäre Bundeskompetenzen zugesprochen für den Fall, dass die Ko-
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3.2. Einführung des Forschungsartikels 1973
sexies aBV

Der Bund fördert die wissenschaftliche Forschung. Seine Leistungen können insbesondere 
an die Bedingungen geknüpft werden, dass die Koordination sichergestellt ist.
Er ist befugt, Forschungsstätten zu errichten und bestehende ganz oder teilweise zu über-

nehmen.

sexies  In der 
quater gelistet. 

Beratungen hinzugefügt.  

Bis der Forschungsartikel Eingang in die Bundesverfassung fand, fehlte eine aus-
drückliche verfassungsrechtliche Grundlage für die Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung durch den Bund.833

führte allerdings zu keinen grundsätzlichen Neuerungen, da bereits vorher davon 
ausgegangen wurde, dass der Bund zur Forschungsförderung berechtigt ist.834 

-

in diesem Bereich als unerlässlich erachtet.835 Die Bedeutung der Forschungsför-
-

rein zu prüfen.  führte in den parlamen-
-

 Botschaft

833 , Botschaft Forschungsartikel, 375.
834 Mit der Verankerung der Kompetenz in der Verfassung war der Bund nun nicht nur 

(zum Ganzen 

835 -
ziert und auch die anwendungsorientierte Forschung an den Hochschulen müsse unter-
stützt werden; insbesondere, wenn es sich um Fragen des allgemeinen Wohls handle 
(
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837 Man bedürfe mehr wissenschaftlicher Forschung, die 
allerdings teilweise in eine andere Richtung als bis anhin gelenkt werden müsse. 
Die Forschung habe sich insbesondere Untersuchungen anzunehmen, die bei der 

-
838 Der neue Verfassungsartikel werde es erlauben, Forschungsschwer-

839 

 

Einführung des Forschungsartikels breit verstanden wurde und auch die Nutzung 

bezeichnet würde.  Die Frage ist insbesondere angezeigt, weil der Innovations-
-
-

tung der Forschungsförderung lassen einen breiten Förderungszweck vermuten, 
-

etwa festgehalten, dass Wissenschaftler und Ingenieure an den Hochschulen, in 
-

schaftlichen Kenntnisse zu erweitern und neue Produkte und Verfahren zu entwi-

837

838

839 -

 Noch stärker hervorgehoben wird der Einsatz von Forschungsergebnissen bzw. deren 
-

stellen soll die Innovationsförderung nicht auf die in der Forschung genuin angelegte 
-

Projekte abstelle. Die Geistes- und Gesellschaftswissenschaften würden auf gleichbe-
rechtigter Basis wie die Naturwissenschaften, Mathematik und medizinischen Wissen-
schaften unterstützt (
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843

-
844 

Schliesslich wird hinsichtlich der Umsetzung der Förderung ausgeführt, dass sich 
die Kommission zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung (KWF) der För-
derung der anwendungsorientierten Forschung an den Hochschulen annehme. Ne-

-
liche Bedeutung eines Projekts.845 Die KWF stützte sich zum damaligen Zeitpunkt 

-
, das dem Bund die Kompetenz zur Gewährung von Beiträgen 

847 Ob 

heute als Innovationsförderung bezeichnet würden, lässt sich der Botschaft zum 
Bundesgesetz nicht entnehmen.848

843 
844 -

stützt werden, weshalb der Forschungsartikel die verfassungsrechtliche Grundlage für 
, 

Botschaft Forschungsartikel, 434).
845 Die Botschaft führt weiter aus, dass verschiedene Wirtschaftskreise eine stärkere 

staatliche Förderung der anwendungsorientierten bzw. wirtschaftlich motivierten For-
schung anregen würden, weshalb der Schweizerische Wissenschaftsrat und die KWF 
ein Konzept für die Förderung der anwendungsorientierten Forschung erarbeiteten 
(zum Ganzen 

-

847

Bund kann Hochschulen, anderen wissenschaftlichen Organisationen sowie For-
schungsabteilungen von Fachschulen, die nicht unmittelbar Erwerbszwecke verfolgen, 
Beiträge für zusätzliche wissenschaftliche und technische Forschungen gewähren, 
oder ihnen ausnahmsweise Forschungsaufträge selbst erteilen, soweit diese Forschun-

848 -
fung zu dienen und wurden mit Blick auf die Bedürfnisse der Wirtschaft und Praxis an 
die Hand genommen ( , Botschaft Krisenbekämpfung, 583).
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entsprechendes immerhin als naheliegend erscheinen.849 Die Materialien enthal-
ten somit Hinweise darauf, dass die Förderung der anwendungsorientierten For-
schung bereits früher auch auf die Förderung von Innovation abzielte.  Hierbei 

sexies aBV die in Diskus-
sion stehende Neuregelung der anwendungsorientierten Forschung nicht mehr wie 
bisher ausschliesslich auf die Wirtschaftsartikel der BV

quater BV zur Verfügung 
 

Im Gegensatz zur Förderung von Forschung an den Hochschulen war die staatliche 

des Bundesrats umstritten.853 Sowohl in der Botschaft wie auch in der Beratung im 
-

blematik der Förderung der Industrieforschung hingewiesen.854 -
den – bereits ohne verfassungsrechtliche Grundlage – hinsichtlich bundeseigener 
Bedürfnisse sowie ausgewählter (sozial und wirtschaftlich bedeutsamer) Bereiche 
gemacht.855

und Kantonen bezeichnet der Bundesrat ein stärkeres bundesstaatliches Engage-
-

849 Vgl. dazu auch 
-

 Der 
auf das Krisenbekämpfungsgesetz denn auch als Innovationsförderung.

quinquies

-
-

orientierten Forschung geregelt war). 
 , Botschaft Forschungsartikel, 439.

853 
854

855 So wurde bspw. die Bauforschung aufgrund ihrer sozialen und wirtschaftlichen Be-

private Finanzierung in der Schweiz nicht möglich bzw. gescheitert war und dieser 
, Botschaft For-
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da das Verhältnis von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft berührt werde. Dem Bund 
-

der Botschaft, dass der Bund ausgewählte privatwirtschaftliche Forschungsvor-
haben bereits ohne Verfassungsgrundlage unterstützte und der in Frage stehende 
Forschungsartikel – trotz des noch bestehenden Klärungsbedarfs – diese staatliche 
Hilfe nicht eingrenzen sollte.

Ebenfalls nicht eingegrenzt werden sollte gemäss Bundesrat der Gegenstand der 
Forschungsförderung: So führt die Botschaft zum neuen Forschungsartikel aus, 
dass die umfassende verfassungsmässige Kompetenz es dem Bund erlauben wer-
de, in allen Bereichen der Forschungsförderung – von der Grundlagenforschung 
bis zur industrienahen Forschung – unterstützend einzugreifen. Von Einschrän-
kungen dieser Befugnisse solle möglichst abgesehen werden.857

einzelner, besonders wichtiger Forschungsgebiete werde verzichtet, da eine solche 
-

lichen und technischen Fortschritts rasch veraltet wäre.858 Zudem seien verschie-

Forschungsartikel zu behandeln; genannt wird unter anderem das neue Konzept 
für die Förderung der anwendungsorientierten Forschung.859

 
857 , Botschaft Forschungsartikel, 433 f.
858

, Botschaft For-
schungsartikel, 434).

859 , Botschaft Forschungsartikel, 438 f.
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3.3. 

)
 Der Bund fördert die wissenschaftliche Forschung.
 Er kann die Förderung insbesondere davon abhängig machen, dass die Koordination 

 sichergestellt ist.
3 Er kann Forschungsstätten errichten, übernehmen oder betreiben.

-

der Bundeskompetenzen wurde nicht anvisiert. sexies BV 
nur redaktionell angepasst.

-

Der Botschaft zur neuen Bundesverfassung ist zu entnehmen, dass der For-

Forschungsgegenstandes oder der Methode verbiete sich auch angesichts der Frei-
-

-
-
-

kretisierung des Fördergegenstandes zulassen würden, lassen sich der Botschaft 
nicht entnehmen. 

Zusammenfassend stützt die Botschaft zur neuen Bundesverfassung die bereits 
anhand der Materialien zur Einführung des Forschungsartikels gewonnenen Er-
kenntnisse: Einerseits bezieht sich Förderungskompetenz des Bundes auf alle For-
schungsbereiche und Forschungsmethoden. Eine thematische Eingrenzung sieht 

 
sexies

3 wurden zudem geringfügig umformuliert (dazu auch 
, SGK BV, 
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der bundesstaatlichen Förderung nicht grundsätzlich ausgeschlossen, auch wenn 
in dem Fall die Förderung zurückhaltend erfolgt.

3.4. 

 Der Bund fördert die wissenschaftliche Forschung und die Innovation.

und die Koordination sichergestellt sind.
3 Er kann Forschungsstätten errichten, übernehmen oder betreiben.

-

Vernehmlassung statt.
Hinweise zu dieser Änderung. -

-
sion für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats (WBK-N) wird sie weder 

wichtigsten Neuerungen aufgeführt.

-
dungsbereich, d.h. in der Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistungen für 

 

-
gebnisorientiert zu interpretieren ist.  
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-

Dieser Beschreibung zufolge basiert Innovation auf wissenschaftlichen Erkennt-
nissen. Da wissenschaftliche Erkenntnisse das Ergebnis von Forschung sind, weist 

-

ist. -

 Mit Blick auf die Forschungsförderung stellt sich in 
diesem Zusammenhang die Frage, ob als forschungs- bzw. wissenschaftsbasiert 

-
-

nur die an den Hochschulen betriebene Forschung zu bezeichnen ist, was eine 
Begrenzung der staatlichen Förderungskompetenz bedeuten würde. -

873 
874 und die Materialien 

darauf hinweisen, dass der Verfassungsgeber die Forschungsförderungskompe-
tenz nicht begrenzen wollte.875

auf die Innovation bezieht, führen die Materialien aus, dass die Erweiterung um 

abzielt. -
deutung beigemessen, wäre demnach zu diskutieren, ob infolge der Begrenzung 
der Forschungsförderungskompetenz auch die Befugnis zur Innovationsförderung 

, Erläuterungen, 8.
 So etwa , Botschaft 

an den Hochschulen durchgeführte Forschung zu unterstützen sei.
873 sexies , 8; 
874 
875 , Botschaft Forschungsartikel, 433 f.
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-
fassung mit einem Blick in die Materialien zu verneinen: Im Bericht der  WBK-N 
wird die Bedeutung der Zusammenarbeit mit der Wirtschaft im Rahmen der In-
novationsförderung hervorgehoben. Zudem enthalten bereits die Materialien zur 

-
fassungsgeber die Forschungsförderungskompetenz nicht auf die Hochschulfor-
schung begrenzen wollte – eine entsprechende Begrenzung der Innovationsförde-
rung fällt deshalb ohnehin ausser Betracht.877

-
tionsverständnis vorschwebte. Insbesondere die Beschreibung des Innovationsbe-

zumindest kommerzialisierbare Entwicklungen zu beschreiben.878 -
-

induzierte Innovation)879 entstammt den Wirtschaftswissenschaften. Schliesslich 
-

liche Innovationen, da Objekt sozialer Innovationen – nach vorliegendem Be-
-

tiken sind.  Hingegen lässt der Umstand, dass Innovation als die Entwicklung 
von Produkten und Dienstleistungen auch für die Gesellschaft umschrieben wird, 

877 So fördert der Bund gemäss der Botschaft zur Einführung des Forschungsartikels so-
-
-

Förderung privatwirtschaftlicher Forschung spricht (
ebenso -

878

Produktions- und im Dienstleistungsbereich anbieten, die auf dem Markt zu einer ho-
hen Wertschöpfung führen. Innovationen müssen also entwickelt und auch umgesetzt 
werden. Nur so können wir uns auf dem hart umkämpften Markt mit Produkten und 

879 Bei anwendungsinduzierten Innovationen sind Zielsetzung und Zweck bekannt und 
 (vgl. 

-
-

novationen beschreiben.
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-
renzen, etwa auf die soziale Sphäre, umfasst. Insofern lässt die Umschreibung 
des Innovationsphänomens durch die WBK-N keinen eindeutigen Schluss auf ein 
ausschliesslich wirtschaftlich relevante Entwicklungen umfassendes Innovations-
verständnis zu. 

-
-

deskompetenzen einhergehen sollte. Gemäss dem Bericht der WBK-N hat der 

Grundlagenforschung über angewandte Forschung bis hin zur marktorientierten 

erhielt. -

hin.883

-
langt.884 Schliesslich geht auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme davon aus, 

im Sinne einer umfassenden Industriepolitik anvisiert, sondern ausschliesslich die 
heutigen Förderungsaktivitäten auf eine explizite Verfassungsgrundlage abstützen 

885

-

, Bildungsrahmenartikel, 5553, wo statt von 

die Rede ist.

883

884

885 -
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Weiter liest sich in der Botschaft, dass in Zusammenhang mit der Innovations-
förderung die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft eine besondere Rolle spiele; 

-

im Bereich des Wissenstransfers und mittels weiterer Dienstleistungen.887 Daraus 
-

Strukturen entstehenden Innovationen umfasst.

3.5. Zwischenfazit

Die Untersuchung der einschlägigen Materialien zeigt, dass der Forschungsarti-

Bildungsartikel stand und in den parlamentarischen Beratungen auf wenig Kritik 

888

-
-

auch privatwirtschaftliche Innovationen umfassend zu konkretisieren. Dass der 
-

-
-

-
, Erläuterungen, 8).

887

888 Zudem wurden bei den Bildungsartikeln mehr (heikle) Kompetenzfragen berührt als 
beim Forschungsartikel (vgl. -
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zum Forschungsartikel ausgelegt wird und weitergehende Überlegungen ange-
stellt werden. Diese Diskussion wird nachfolgend geführt.  

-
ständnis entnommen werden. Sie enthalten nur wenige Hinweise, die eine Kon-

Förderung der anwendungsorientierten Forschung konjunkturpolitisch motiviert 

erwähnte bereits die Botschaft zur Einführung des Forschungsartikels, dass mit 
der staatlichen Forschungsförderung dringende Gegenwartsaufgaben nicht nur 

wirtschaftswissenschaftliches Innovationsverständnis schliessen lassen. Gegen 
eine ausschliessliche Messung von Innovation an ökonomischen Kriterien spricht 

Referenz zu einer Einschränkung der Förderungskompetenz des Bundes führen 
würde, die mit der grundsätzlichen Intention des Forschungsartikels nicht ohne 
Weiteres vereinbar scheint. So wurde in den Materialien hinsichtlich der For-

-
artikels betont. Wie den Botschaften zur Einführung des Forschungsartikels und 

Verfassungsgeber bewusst auf eine Konkretisierung der Forschungsförderungs-

der Methoden der Forschung; der Bund sollte grundsätzlich zur Förderung in 
allen Forschungsbereichen ermächtigt werden. Es stellt sich die Frage, ob diese 
grundsätzlichen Überlegungen des historischen Verfassungsgebers über die For-
schungsförderung auch hinsichtlich der Innovationsförderung Geltung beanspru-

dass der Bundesrat die Neuregelung der (durch die KWF vorgenommenen) Förde-
rung der anwendungsorientierten Forschung ursprünglich ebenfalls auf den For-
schungsartikel abstützen wollte, legt nahe, dass die grundsätzlichen Überlegungen 
des historischen Verfassungsgebers hinsichtlich der Forschungsförderung nach 
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sexies aBV die anwendungsorientierte Forschung bereits berücksichtigten.889 
Da die Förderung der anwendungsorientierten Forschung durch die KWF wohl 
von Beginn an recht breit verstanden wurde und sich zumindest im Laufe der Zeit 
zu einer Förderung auch der Innovation entwickelte (was in der Umbenennung 

historischen Verfassungsgebers zur Forschungsförderung – wo sinnvoll – auch 
hinsichtlich der Innovationsförderung zu berücksichtigen. Schliesslich ist der his-
torische Wille des Verfassungsgebers nicht zu berücksichtigen, wenn er keinen 
Niederschlag im Verfassungstext gefunden hat.  Eine allfällige Erkenntnis, dass 

-
verständnis vorschwebte, wäre daher ohnehin zu relativieren.

-
-

und Dienstleistungsinnovationen beschränken würde. Denn der Verfassungsgeber 
verzichtete – wie soeben ausgeführt – bei der Einführung des Forschungsartikels 

-
rechtliche Bestimmung besonders relevanter Forschungsgebiete sowie auf die 

-

Förderung von Innovation im Gegensatz zur Förderung von Forschung auf be-
stimmte Objekte beschränken bzw. auf bestimmte Ziele ausrichten wollte. Zudem 
wird die Kategorisierung von Innovation nach deren Gegenstand auch innerhalb 
der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Forschung sehr unterschiedlich vor-

werden in der Innovationsforschung nicht einheitlich verwendet.  Der Wahl die-

889 Obschon die Förderung der anwendungsorientierten Forschung durch die KWF nach 

ausschliesslich auf die Wirtschaftsartikel der BV hätte gestützt werden müssen, stützte 
quinquies

als Verfassungsgrundlage für die Neuregelung der Innovationsförderung im FIFG ver-
wendet. 

978-3-03891-372-6.indb   153 19.07.2021   13:21:06



-
gemessen werden.

4. Teleologische Auslegung

-
-

re nach der verfassungsrechtlichen Regelung der Forschungsförderung Eingang 
in den Forschungsartikel fand, ist der allgemeine Zweck des Forschungsartikels 

-
folgt wurde, zu unterscheiden. Zur Ermittlung des allgemeinen Zwecks können 

einschlägigen aufgabenübergreifenden Staatszielbestimmungen der Verfassung 
-
-

dieser Stelle nicht erneut berücksichtigt.  

4.1. Kompetenzzuweisung

handelt es sich um eine die Zuständigkeit des Bundes im Forschungs- und Inno-
vationsförderungsbereich begründende Kompetenznorm.893 Bereits vor der Ergän-

-
schungsaktivitäten bis hin zur marktorientierten Innovation.894 Mit der Ergänzung 

zu den Strukturprinzipien.
893

894 -
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895 Es 
-

 Denn die Gesetzesgrundlage im kon-
-

tionsförderungsorgans, da die mittelfristige innovationspolitische Dimension der 
Fördertätigkeit im Vergleich zum Beginn der Förderung in der Nachkriegszeit eine 
immer bedeutendere Rolle einnahm.897 

auf neue Förderungsgegenstände beabsichtigte, sondern eine Verfassungsgrund-

898 -
nommen werden, dass die Kompetenz zur Forschungsförderung den Bund nicht 
auch zu Massnahmen im Bereich der Innovationsförderung ermächtigte; dass die 

-
den. 

4.2. Aufgabenzuweisung

beschrieben werden.899 Im Unterschied zu einer Kompetenznorm, welche die Zu-
ständigkeit eines Gemeinwesens zur Regelung eines bestimmten materiellen Be-
reichs begründet und damit das Verhältnis zwischen Zentral- und Gliedstaaten be-

und Gesellschaft.  

895

-
passung der Rechtsgrundlagen und ein dem SNF vergleichbarer Status verlangte (Mo-
tion Noser, vgl. Fn. 884).

 , Bildungsrahmenartikel, 5553. 
897 Motion Noser (vgl. Fn. 884); 
898 Dazu auch 

-

899  et al., Verfassungsrecht, N 78.
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a. Ursprung der Innovationsförderung als Mittel 
der Konjunkturpolitik

Ursprünglich basierte die Förderung von Innovation  auf der Grundlage des 

 Die-
quinquies aBV, dem heute insbesondere der Kon-

strument zur Konjunkturunterstützung. Durch die Einsetzung der Kommission zur 
Förderung der wissenschaftlichen Forschung (KWF) und die Förderung der an-
wendungsorientierten Forschung und Entwicklung wurde die drohende Rezession 
bekämpft.
wissenschaftliche Organisationen für wissenschaftliche und technische Forschung 

 Der Fokus 

 Ge-

 

-
, Botschaft Krisenbekämp-

fung, 583).

-

 
 
 , Botschaft Krisenbekämpfung, 573.

-
-

, Botschaft Krisenbekämpfung, 583).
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b. Gemeinwohlorientierte Innovationsförderung zur Bewältigung 
gegenwärtiger Herausforderungen

Die Verankerung der staatlichen Forschungsförderungskompetenz in der Verfas-

diesem Bereich begründet; namentlich mit der fast ausschliesslichen Finanzierung 

Staates in der anwendungsorientierten Forschung – insbesondere in Forschungen 
über Fragen des allgemeinen Wohls.  Die Forschung müsse intensiv gefördert 

werden können.  Primär habe der Bund seine eigenen Forschungsbedürfnisse 
 In den parlamentarischen 

Beratungen wurde betont, die Forschung habe sich insbesondere Untersuchun-

 Der neue Verfassungsartikel biete die 
-

 In der Botschaft wird jedoch auch ausgeführt, dass der Bund 
die wissenschaftliche Forschung ohne Einschränkung nach der Motivierung zu 
fördern habe und dort direkt tätig werden müsse, wo die kantonalen und priva-

 Zusammenfassend ist den Materialien aus 
 zu entnehmen, dass Zweck der Förderung wissenschaftlicher 

Forschung in der Mitwirkung des Staates bei der Lösung wirtschaftlicher und so-
zialer Probleme gesehen wurde, welche das allgemeine Wohl oder bundeseigene 
Bedürfnisse betrafen.

 
 

 , Botschaft Forschungsartikel, 378.

 

Hinweise hinsichtlich des Zwecks, der mit dem Forschungsartikel verfolgt werden soll 
(vgl. 
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der Forschungs- und Innovationsförderung zugrundeliegenden Zweck.  Die Bot-

 Im Sinne des 

Innosuisse) als subsidiär ausgerichtete Innovationsförderung, die auch die Stär-
kung der Zusammenarbeit von Wirtschaft und Wissenschaft zum Ziel habe.  Die 

-
sem Verständnis dort angezeigt, wo der individuelle Eigennutz nicht ausreicht, um 
eine mit Blick auf das (im internationalen Wettbewerb stehenden) Wirtschafts-
system genügende Innovationsleistung zu erreichen.
Marktnähe von Innovationen kommt dem Subsidiaritätsprinzip bei staatlichen 
Massnahmen zur Förderung innovationsverdächtiger Entwicklungen grösseres 
Gewicht zu als im Bereich der Förderung der (Grundlagen-)Forschung. Denn im 
Gegensatz zur Forschungsförderung ist die Innovationsförderung auf den wirt-
schaftlichen Nutzungskontext bezogen und beinhaltet eine für die Wirtschaft re-
levante Umsetzung von Forschungsresultaten.  Insbesondere im Rahmen der 
Projektförderung durch die Innosuisse – die den Beizug eines Wirtschaftspartners 

-
massnahmen.

 Den parlamentarischen Beratungen kann lediglich entnommen werden, dass die Er-

-

-
lung innovativer Produkte und Dienstleistungen für Gesellschaft und Wirtschaft (an-

-

 
 
 Vgl. 
 
  

keine direkten Beiträge an die Wirtschaftspartner ausbezahlt , Botschaft 
FIFG, 8888).
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4.3. Staatsziele 

Der Bundesverfassung fehlt es mit Blick auf den Forschungs- und Innovationsbe-

-

sowie die Sorge um eine möglichst grosse Chancengleichheit unter den Bürge-
 Mit Blick 

auf die Innovationsförderung dürften nebst der Wohlfahrtsförderung insbesondere 
die Förderung der nachhaltigen Entwicklung und der Einsatz für den dauerhaften 

 

a. Förderung der gemeinsamen Wohlfahrt 

-

-
derung der gemeinsamen Wohlfahrt als Ziel des Bundesstaates benennt.  Indem 

-
lungsrichtlinie für die rechtssetzenden und rechtsanwendenden Behörden  – unter 
anderem die Förderung der gemeinsamen Wohlfahrt als verbindliches Staatsziel 

der Innovationsförderung stets vor dem Hintergrund von Wohlfahrtsüberlegun-

als Leitlinie staatlicher Innovationsförderung zu begreifen. Daraus folgt hinsicht-

positive normative Konnotation; das Konzept des Wohlfahrtstaates kann nur die 

 , BSK BV, 

 Vgl. 
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Förderung von Innovation legitimieren, die (voraussichtlich) zum wissenschaft-

b. Nachhaltige Entwicklung

Der erst im parlamentarischen Verfahren in den Zweckartikel aufgenommene Be-

-
mag, ohne für künftige Generationen die Möglichkeiten zu schmälern, ihre eige-

-
folgenden Generationen eine ökologische, aber auch eine soziale und ökonomi-
sche Dimension umfasst (umfassendes Konzept der nachhaltigen Entwicklung).  
Staatliches Handeln soll insgesamt nachhaltig angelegt und darauf ausgerichtet 
sein, ein Gleichgewicht zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung, dem Schutz 
der Umwelt und den sozialen Verhältnissen herzustellen.  Die ökologische Di-
mension des Ziels der Förderung der nachhaltigen Entwicklung und das Ziel des 
Einsatzes für den dauerhaften Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen werden 

 Der in dieser Bestimmung wiedergege-
bene Nachhaltigkeitsgrundsatz ist von den rechtsetzenden und rechtsanwenden-

-
 

Wie die Förderung der gemeinsamen Wohlfahrt wirkt sich auch die nachhalti-
ge Entwicklung als Zielvorgabe auf die staatliche Innovationsförderungspolitik 

 Zitiert nach

, 88.
 Vgl. , 

-

-

 Vgl. , 

 , 

 Vgl. dazu nachfolgend Kap. VI.D.5.
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Bundesgesetzgeber den Forschungsorganen bei der Planung ihrer durch Bundes-
-

-
tigkeitsüberlegungen darauf schliessen, dass die Beurteilung, ob eine Innovation 
erwünscht ist und allenfalls gefördert werden sollte, nicht nur auf ökonomische 

-
te umfassen muss.

4.4. 
Grundrechtsverwirklichungsbestimmung

Hinsichtlich der Förderung der wissenschaftlichen Forschung hält  fest, 
-

lichungsbestimmung zur Realisierung der Forschungsfreiheit darstellt. Zweck von 
-

-

-

-

beschrieben werden. -
-

der Doktrin hin, nach denen sich der grundrechtliche Schutz auf alle Etappen des 
Forschungsbereiches, namentlich den sogenannten Werkbereich und den Wirk-
bereich, erstrecke; die Umsetzung der Forschungsergebnisse in die Praxis wird 

 

BV) besteht, ist in der Literatur unbestritten (vgl. 
N 4; 
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von diesen Bereichen gerade nicht erfasst.933 Nach diesem Verständnis kommt 
-

die Basis wissenschaftsbasierter Innovation darstellt und die Verwertung von For-
schungserkenntnissen zu Innovationen und damit einhergehend (zumindest im 

auf monetäre Gewinne und trägt nach diesem Verständnis zumindest indirekt zur 
Verwirklichung des Grundrechts der Wissenschaftsfreiheit bei. 

4.5. Zwischenfazit

-
zung der Konjunktur diente, zielt sie heute auf die (subsidiäre) Unterstützung bei 
der Bewältigung sozialer, wirtschaftlicher und technischer Gegenwartsaufgaben, 

nicht beigekommen werden kann. Konkret bezwecken staatliche Förderungsmass-
nahmen die Beförderung der Innovationstätigkeit dort, wo eigennützige Motive 

-
reichen.

Dieser Zweck der staatlichen Innovationsförderung legt ein umfassendes Inno-
-

schränkt ist – die Vielfalt der zu bewältigenden Herausforderungen verlangt nach 

überdies die Erwähnung nicht nur der Wirtschaft sondern auch der Gesellschaft 

verbietet sich auch, wenn in Übereinstimmung mit der sozialwissenschaftlichen 
Doktrin die zunehmende Bedeutung sozialer Innovation berücksichtigt werden 

933 Während zum Werkbereich u.a. die freie Wahl des Forschungsgegenstandes, die Be-
-

wertung des Forschungsvorhabens notwendigen Massnahmen gezählt werden, um-
fasst der Wirkbereich die Freiheit der wissenschaftlichen Kommunikation ( , 
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soll.934

durch die im Zweckartikel der Bundesverfassung normierten Staatsziele der För-
derung der gemeinsamen Wohlfahrt und der nachhaltigen Entwicklung, die eine 

-
förderung nahelegen.

5. Funktionale Auslegung

Nach einem funktionalen Verständnis sind innovationserhebliche Normen mit 
Blick auf den Steuerungszweck des Innovationsrechts – der Ermöglichung er-
wünschter und der Verhinderung unerwünschter Innovationen – auszulegen und 

notwendigen verfassungsrechtlichen Konkretisierung dieses übergeordneten 

dieser Stelle abgesehen werden.935 -

 Die 
-

sichtigung des Fernzwecks staatlicher Innovationssteuerung (die Ermöglichung 
erwünschter und die Verhinderung unerwünschter Innovationen) zeigt, dass der 

ist, unerwünschte Innovationen bzw. Innovationsfolgen zu verhindern,937 können 
staatliche Massnahmen nicht die Förderung von Innovation um ihrer selbst willen 

-
sofern auf normativ erwünschte Innovationen zu beschränken. Die Entscheidung, 
welche Innovationen gefördert werden sollen, liegt bei den gesetzgebenden und 

934 Die Berücksichtigung aktueller Entwicklungen der Innovationsforschung könnten 

935 Denn die Frage, welche Innovationen erwünscht und welche unerwünscht sind, steht 

und Innovationsverantwortung in einer Rechtsordnung gewichtet sind (dazu vorange-

die von den rechtsetzenden und rechtsanwendenden Organen grundsätzlich in der ge-

nachgegangen.

937
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-

verfassungsrechtlichen Zielwerte gebunden.938

Folgenberücksichtigende Auslegung

Ziel der rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung ist ein Innovationsrecht, 
das normativ erwünschte Innovationen ermöglicht und fördert, und normativ un-
erwünschte Innovationsfolgen auf ein sozialadäquates Mass begrenzt.939 Innova-
tionserhebliche Rechtsnormen sind mit Blick auf die Folgen hinsichtlich der Ver-
wirklichung dieses Steuerungsziels auszulegen und anzuwenden. In vorliegender 
Untersuchung fand der Steuerungszweck von Innovationsrecht bereits im Rahmen 

-
rungen verwiesen werden kann.  

auf Leistungen des Bundes.  Individual- und Sozialfolgen berücksichtigende 
Folgenerwägungen werden daher insbesondere auf der Ebene der ausführenden 
Gesetzgebung relevant, wo bundesstaatliche Massnahmen zur Förderung von In-
novation ausformuliert und (allfällige) Individualansprüche begründet werden. So 

-
tionsförderung ausgerichtet sind.  Innovationsprojekte werden nur mit Beiträ-
gen unterstützt, wenn eine wirkungsvolle Umsetzung der Forschungsresultate zu-

Wettbewerbsfähigkeit der Umsetzungspartner oder auf die Volkswirtschaft zu be-

938 Zur Rolle der rechtsetzenden und rechtsanwendenden Behörden im Rahmen der Inno-

939

-
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beim Umsetzungspartner voraussichtlich resultierende wirtschaftliche oder gesell-

-

943 werden sie vorliegend – wo es sich anbietet – in die 
944

7. Realistische Auslegung 

eine hohe politische Priorität beigemessen, was nicht zuletzt das Volumen der auf-
gewendeten Fördermittel zeigt.945 Im internationalen Vergleich gehört die Schweiz 
zu den innovativsten und – bemessen an ihrem Bruttoinlandprodukt – am stärksten 
in Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten (F&E) investierenden Ländern.  Da-
bei werden rund zwei Drittel der F&E-Gesamtausgaben von der Privatwirtschaft 
getragen.947 Im Gegensatz zu den insbesondere im Bereich der Grundlagenfor-

der anwendungsorientierten und experimentellen Forschung.948

und Forschungsergebnisse zu verwerten liegt damit grundsätzlich im Handlungs-
bereich der Privatwirtschaft.949 -

Rechnung zu tragen. Namentlich kommt der Zusammenarbeit von Wissenschaft 

943

944

945 
 Vgl. 

jährlich erscheinende European innovation scoreboard, das die Innovationsleistung in 
EU-Ländern, anderen europäischen Ländern und regionalen Nachbarn analysiert und 

overall innovation 
Leader in Europe, outperforming all EU-Member States , 

947 
948 

949 Vgl. 
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eine zentrale Bedeutung zu.  So fokussieren die Fördertätigkeiten der Innosuis-

mit Umsetzungspartnern aus der Privatwirtschaft, die Förderung des Wissens- und 

und Coaching-Dienstleistungen für KMU und Forschungspartner. -

auf die Sicherung privater F&E-Investitionen und die Verstärkung der Zusammen-
arbeit von Wissenschaft und Wirtschaft.

-
stand zu berücksichtigen, dass Innovationsprozesse in der Regel unsicher und un-
vorhersehbar sind und ihre rechtliche Steuerung – davon umfasst auch ihre För-

lassen sich Innovationen nur begrenzt hoheitlich anordnen.953 Innovationsförde-
rungsmassnahmen können nicht auf ein bestimmtes – naturgemäss noch unbe-
kanntes – Ergebnis, sondern lediglich auf die Lösung eines konkreten Problems 
ausgerichtet werden.954 Nebst direkt auf die Förderung von Innovationen gerichte-
te Massnahmen sind mit Blick auf die innovationshemmende Wirkung von Recht 

auch (diesen gegensteuernde) Mechanismen der Innovationsermöglichung von 
Bedeutung.955 Die Beauftragung des Bundes zur Innovationsförderung umfasst 

 So umschreibt der 

 Zur Bedeutung der Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft im Rahmen der 
Innovationsförderung 

 
 -

953

954

des Energiesystems verbundenen Herausforderungen beauftragten Bundesrat und Par-

-
search; SCCER) und die Förderung von Innovationsprojekten im Energiebereich mit 
sich brachte (vgl. dazu 

955

, BSK BV, 
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-
957

Schliesslich sind mit Blick auf die tatsächlichen Verhältnisse die jüngeren Ent-
wicklungen in der Innovationsforschung zu thematisieren, wozu etwa die zuneh-
mende Bedeutung sozialer Innovationen gehört.958 Es setzt sich zunehmend die 

-
änderung sozialer Praktiken voraussetzt und damit deren Fähigkeit zu sozialen In-
novationen an Relevanz gewinnt.959 Fraglich ist, ob und wie die staatliche Innova-
tionsförderung dem Bedeutungszuwachs sozialer gegenüber wirtschaftlichen und 
insbesondere technischen Innovationen zu begegnen hat. Legitimiert werden die 
Förderungstätigkeiten des Bundes im Innovationsbereich u.a. mit der Bedeutung 
von Innovation für die gemeinsame Wohlfahrt und die nachhaltige Entwicklung 

 Machen 
Wohlfahrts- und Nachhaltigkeitsbelange verstärkt soziale Innovationen notwen-
dig, ist zu untersuchen, ob und wie staatliche Förderungsbemühungen dieser Ent-
wicklung Rechnung zu tragen haben.  Unter diesem Blickwinkel scheint eine 

wirtschaftlichswissenschaftliches Innovationsverständnis verkürzt, was für einen 
hinsichtlich der Beurteilung und den Gegenstand von Innovation (referenz und re-

-
nen stellt den Gesetzgeber allerdings vor zusätzliche Herausforderungen: Da die 
Innovationsforschung lange Zeit eine Domäne der Wirtschaftswissenschaften war, 
sind die Entstehungs- und Durchsetzungsbedingungen sozialer Innovationen ver-
gleichsweise wenig erforscht, was den Einsatz von Recht zur Förderung sozialer 
Innovationen zusätzlich erschwert.
auf soziale Praktiken dem Vorwurf des Paternalismus zu stellen. Die staatliche 

957 
958

959 Vgl. 
 
 Vgl. 

-
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 Die 
politischen Grundpfeiler der Subsidiarität und der liberalen Wirtschaftsordnung, 
auf die sich auch die Forschungs- und Innovationsförderung abstützt, verlangen 
vom Bund zudem generell Zurückhaltung bei der steuernden Einwirkung auf In-
novationen.

8. Zusammenführung der Auslegungserkenntnisse: 

Die mittels des grammatikalischen, systematischen, historischen, teleologischen, 

nachfolgend zusammengeführt. Die Diskussion der sich teilweise widersprechen-

8.1. Referenzunabhängigkeit

Eine Innovation wird anhand einer Referenz ausgewählt und verfestigt. Die Re-
ferenz als dominierende Zieldimension zeichnet sich durch eigene Kriterien der 
Durchsetzung und Verbreitung von Innovationen aus. Mittels der Bezugnahme 

-
sem Verständnis konstituierenden – etwa wirtschafts- oder sozialwissenschaftli-
chen – Kriterien konkretisiert werden.  

-

Zuordnung zu einer bestimmten Referenz weder möglich noch zulässig. Vielmehr 
-
-

stimmten Referenz abzusehen. Die Materialien zeigen, dass der Verfassungsgeber 
bewusst von der Normierung von Forschungszielen oder der Konkretisierung be-

-
dürfnisse durch Innovationen 
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Forschung möglichst ohne Einschränkung verstanden wissen wollte. Es bestehen 

-

mehrerer, nicht konkretisierter Wissenschaftsdisziplinen zugrunde gelegt werden 
-

liche Referenz spricht. 

-
gung zu berücksichtigende Fernzweck der staatlichen Innovationsförderung, dass 
idealerweise alle mit Blick auf die Individualfreiheit sozialverträglichen und mit 
Blick auf Gemeinwohlbelangen erwünschten Innovationen zugelassen (und allen-
falls gefördert) werden. Die Beschränkung auf eine bestimmte wissenschaftliche 
Referenz – am naheliegendsten wäre die Beschränkung auf ein wirtschaftswis-
senschaftliches Innovationsverständnis – verbietet sich insbesondere, wenn davon 
ausgegangen wird, dass die Herausforderungen der Zukunft nicht mehr nur mittels 
wirtschaftlichen bzw. technologischen Innovationen bewältigt werden können, 
sondern vermehrt soziale Innovationen notwendig machen.

8.2. 

Grundsätzlich erscheint es nach dem zuvor Gesagten naheliegend, von einer Be-

auch hinsichtlich seiner Relation abzusehen und ihn mit Blick auf den Gegenstand 

Gegenstand der geförderten Innovation zulässt.
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Die systematische Einordnung der Kompetenz zur Innovationsförderung im For-
schungsartikel sowie die Umschreibung des Innovationsphänomens in den Ma-

eine bedeutende Engführung der bundesstaatlichen Innovationsförderung schlies-

-

-
novationsförderung.

da die Bedeutung von Wissenschaft und Forschung bei deren Entwicklung gerin-
ger ist als bei wirtschaftlichen und insbesondere technologischen Innovationen.  

durch andere Mechanismen als Forschung entstehen; auch nach wirtschaftswis-

(mehr) dem klassischen from Science to Market-Prozess und werden daher vom 
 Generell trägt der 

8.3. Erfassung privatwirtschaftlicher Innovation

-
stützt auf seine verfassungsrechtliche Kompetenz auch die privatwirtschaftliche 
Forschung unterstützen kann. Hinsichtlich der Innovationsförderung ist es wiede-

-
derungskompetenz in den Forschungsartikel bzw. die Bildungsverfassung –, die 

 Vorangehend Kap. III.B.3.
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Förderung etwa auf Innovationstätigkeiten an (Fach-)Hochschulen wenig Sinn, 
da die Innovationskraft der Schweiz primär vom Privatsektor herrührt, den es ent-

Innovation. 

-
freiheit abzuweichen, muss die Förderung grundsatzkonform ausgestaltet werden. 

-
vatwirtschaft von den Förderungsmassnahmen. Dasselbe gilt hinsichtlich interna-
tionaler Rechtsvorgaben. Dabei ist zu bemerken, dass die Innovationsförderungs-
massnahmen der EU umfassender sind als die Innovationsförderungspolitik der 

Unternehmen – etwa im Rahmen der Projektförderung – absieht.

8.4. Normativität 

-

sowie die funktionale Konkretisierung und die Folgenberücksichtigung verlangen, 

-
anstrengungen grundsätzlich auf gemeinwohlbefördernde und aus ökonomischer, 
gesellschaftlicher und ökologischer Perspektive nachhaltige Innovationen gerich-
tet sein. Die blinde Förderung von Innovation um ihrer selbst willen verbietet sich 
im sozialen Rechtsstaat. 

und unerwünschte Innovationen vermeiden. Die Entscheidung, welche Innovatio-
nen rechtsnormativ erwünscht bzw. unerwünscht sind, obliegt im Rechtsstaat dem 

Normen  – den rechtsanwendenden und vollziehenden Behörden, die im Rah-
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8.5. Ergebnisorientierung

-
net werden.

-

es nahe, ersteren auf die Phasen des Innovationsprozesses zu begrenzen, die auf 

Materialien, aus denen hervorgeht, dass es bei der Förderung von Innovation in 
-

liche Verwertung der durch Forschung gewonnenen Erkenntnisse geht. So sind 
-

liche Förderungsorgane mit der Förderung der Forschung und der Förderung der 
Innovation beauftragt. 

Die systematische Betrachtung des Forschungsartikels, namentlich die Berück-
-

der Vorzug gegeben, würden gerade jene Merkmale, die das Innovationsphäno-
men von der Forschung abgrenzen (Kommerzialisierbarkeit, Einführung oder 

-

-
pretion, die den Fokus auf die forschungsähnlichen Phasen beschränkt; für den 

Neuerung.

Schliesslich ist anzumerken, dass die Ergebnisorientierung des Innovationsbe-

von Forschungsresultaten voraussetzt, bedeutet namentlich nicht, dass bundes-
staatliche Innovationsförderungsmassnahmen auf die Phase der Einführung oder 
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der Verbreitung im Markt oder der Gesellschaft zu konzentrieren wären (was mit 
Blick auf das Gebot der Wettbewerbsneutralität staatlichen Handelns und der 
Gleichbehandlung von Konkurrenten problematisch sein könnte). Ebensowenig 

-
men auf ein bestimmtes Ergebnis auszurichten wären (was zu ordnungspolitischen 

Verfassungskontext

-
deren Stelle in der Bundesverfassung verwendet. Wie im vorangehenden Kapitel 
gezeigt, bestehen jedoch weitere Verfassungsbestimmungen, die den Bund in be-
stimmten Sach- oder Lebensbereichen für zuständig erklären und ihn dabei auch 
zur Innovationsförderung in diesem Bereich ermächtigen.  Da die Innovations-

 In einem zweiten Sub-
kapitel wird konzis die Bedeutung des weiteren innovationserheblichen Verfas-
sungsrechts umrissen.

1. 
Zuständigkeitsbestimmungen

973 Da es sich da-
-

stand beschränkt ist, erstreckt sich die Förderungskompetenz des Bundes auf ver-
schiedenste Sach- und Lebensbereiche.974 Fraglich ist, in welchem Verhältnis diese 

973

974

 

Beispiel für die Zuweisung einer Bundeskompetenz nach einem in verschiedenen 
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-
digkeit des Bundes in einem bestimmten Sach- oder Lebensbereich begründen. 
Zu diesen nach Sachbereichen zugewiesenen Bundeskompetenzen gehören unter 

-
975

1.1. 

-
petenz des Bundes stillschweigend auf Sach- und Lebensbereiche beschränkt 

-

 

Stillschweigende Beschränkungen von Bundeskompetenzen ergeben sich nicht 

-
deskompetenzen folgend – in stillschweigende Beschränkungen kraft Sachzusam-
menhang und stillschweigende Beschränkungen kraft Natur der Sache. Eine Be-

Verfassungsbestimmungen, welche die Bundesgewalt ausdrücklich beschränken 
oder Kompetenzen ausdrücklich den Kantonen vorbehalten, unterlaufen würden. 

aus einzelnen Verfassungsbestimmungen, sondern aus verfassungsrechtlichen 
Grundentscheidungen abzuleiten.977 -
der Verfassungsnormen, welche die Kompetenz des Bundes zur Förderung for-
schungsbasierter Innovation von Vornherein beschränken würden, noch birgt die 

-

Umweltschutz (vgl. -
-

probleme umschrieben (vgl. -

975 Vgl. 
 Diese Frage stellt sich grundsätzlich bei allen Kompetenzen, die dem Bund nach einem 

, Kompetenzverteilung, 88, 

977 , Kompetenzverteilung, 88.
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rischen Rechtsordnung so grundlegend umzugestalten, dass eine Beschränkung 
kraft Natur der Sache zu bejahen wäre.978 

Immerhin ist an dieser Stelle anzumerken, dass der Bundesgesetzgeber dem Cha-
-

setzgebung Rechnung zu tragen und die Einheit der Verfassungsordnung – und 
damit die in anderen Verfassungsbestimmungen vorgenommene Kompetenzver-
teilung zwischen Bund und Kantonen – in besonderem Masse zu beachten hat.979 

in den ansonsten den Kantonen zur Regelung überlassenen Sach- und Lebensbe-
reichen im Besonderen – Zurückhaltung zu üben und seine Förderungsbemühun-
gen auf Bereiche zu richten hat, in denen die kantonalen (und notabene privaten) 

 

1.2. 

Einige Bundesgesetze, die Bestimmungen zur Förderung von Innovation (im Sin-
ne folgenreicher Neuerungen zur Bewältigung bekannter oder neuer Probleme)  
enthalten, stützen sich ausschliesslich auf eine bestimmte Sachkompetenznorm 

-
-

schutzgesetz

-
schaftsgesetz983

-

978 In diesem Sinne zur Forschungsförderung auch 
979 Vgl. 

 Vgl. in diesem Sinne auch die Botschaft zur Einführung des Forschungsartikels, in 
der ausgeführt wird, dass die Beauftragung des Bundes mit der Förderung der wissen-

Sektoren der Forschungstätigkeit in unserem Lande auszudehnen hat; vielmehr wird 
-

983
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arbeiteten Gesetzesentwurf984 Massnahmen im Bereich der Innovationsförderung 
vorsieht.985

die Regionalpolitik987 und das Bundesgesetz über die Förderung von Innovation, 
988

-
gesetz989

Entwicklung von Energietechniken (insbesondere in den Bereichen des Energie-
sparens und der erneuerbaren Energien) zu fördern.  Die Botschaft zum Ener-

die Förderung der Grundlagenforschung, der anwendungsorientierten Forschung 
und der forschungsnahen Entwicklung sowie die Unterstützung von Pilot- und 

-

984 Entwurf zur Änderung des Bundesgesetzes über die Landwirtschaft (E-LwG; BBl 

985 -

entweder die Innovation oder die Zusammenarbeit entlang der Wertschöpfungskette 
bis E-LwG hinsichtlich der För-

derung der Verwertung von Forschungsresultaten sowie der Unterstützung der Digita-
lisierung. Schliesslich soll der Bund neu Finanzhilfen für Pilot- und Demonstrations-

-

kann (

987

988 Bundesgesetz über die Förderung von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensauf-

989

septies octies aBV; vgl. zum Ganzen , Bot-
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wendung von Verfahren, Materialien und Produkten, stützt der Verfassungsgeber 

Hinsichtlich der Forschungsförderung beurteilt  die Praxis des Bundesgesetz-

fraglich. Zusammengefasst führt er aus, dass es sich sowohl bei der Forschungs-
-

-
kompetenz zu. -
rungen nicht unbesehen übertragen werden. Wie gezeigt, umfasst der Innovations-

entwickelt werden.993 Er ist daher vom (engeren) Innovationsverständnis anderer 
Verfassungsnormen, die den Bund (implizit) zur Förderung von Innovationen in ei-
nem bestimmten Sach- oder Lebensbereich ermächtigen, zu unterscheiden. Zudem 

-
basierter Innovationen als subsidiäre Generalkompetenz herangezogen werden.

2. 

Neben den soeben angesprochenen Kompetenznormen, die den Bund in einem 
bestimmten Sach- oder Lebensbereich zur Innovationsförderung ermächtigen, 
bestehen zahlreiche weitere Verfassungsbestimmungen, die zwar keine bundes-
staatlichen Kompetenzen zur Förderung von Innovation begründen, aber den-
noch innovationserheblich sind. Sie gewähren etwa Rechte oder legen Ziele oder 
Grundsätze fest, an denen sich das staatliche Handeln auszurichten hat. Sie gestal-
ten so auch die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen, die von den gesetz-
gebenden und rechtsanwendenden Behörden zu berücksichtigen sind und die den 

diese Weise wirken sie indirekt auf die Entstehung und Verbreitung von Innova-
tionen ein.994 Die Gesamtheit dieser innovationserheblichen Verfassungsnormen 

 

 
993

994 Sie gehören daher nach vorliegendem Verständnis zum innovationserheblichen Recht, 
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und Innovationsverantwortung.995

-
gend in Kapitel VI eingegangen, wenn es darum geht, die Bundesverfassung auf 

-
halten, dass die den schweizerischen Rechtsstaat konstituierenden Grundsatznor-
men bzw. das schweizerische Staatsverständnis den Rahmen für die Modalitäten 
staatlichen Handelns und damit auch für den staatlichen Umgang mit Innovation 
festlegen.  Es ist selbsterklärend, dass sich diese Rahmenbedingungen nicht wie 

-

schweizerischen Rechtsordnung gegenüber Neuem bestimmen.

C. 

-

innovationspolitischer Bedeutung handelt. Damit zusammenhängend – und auch 
aufgrund des Verzichts des Verfassungsgebers auf ausführende Konkretisierun-

Kontext der Bundesverfassung sei klar, was wiederum die Frage aufwirft, ob der 
-
-

1. 

Die Innovationsforschung war lange Zeit eine Domäne der Wirtschaftswissen-
schaften. Mit dem Einzug und der Etablierung der Innovationsforschung in wei-
teren Wissenschaftsdisziplinen hat der bis dahin ökonomisch geprägte Innova-

-

995

und Innovationsverantwortung einer Rechtsordnung vorangehend Kap. IV.
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C. Würdigung

samkeit auf sich. In Zusammenhang mit der Entwicklung der Industriegesellschaft 
zu einer Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft wird sozialen Innovationen eine 
zunehmende Bedeutung zur Bewältigung der zukünftigen gesellschaftlichen He-
rausforderungen beigemessen. Nicht mehr nur technische Neuerungen, sondern 

-
schritt und Wohlfahrt sein.997 Dieser Paradigmenwechsel wird auch in Zusammen-

einige der bedeutendsten Innovationen jüngerer Zeit nicht in einem klassischen 
from Science to Market-Prozess, sondern durch das Zusammenspiel verschiedens-

998

-
derung normativ erwünschter, forschungsbasierter Entwicklungen, die in privat-

Gesellschaft oder Wirtschaft umgesetzt bzw. angewandt werden. Die Frage, ob 
nicht forschungsbasierte Innovationen staatlichen Förderungsmassnahmen über-

-

die Förderung forschungsbasierter Innovationen bezieht. Der Bund ist auf dieser 

seiner Innovationsförderungspolitik zu berücksichtigen.

Die Fokussierung der bundesstaatlichen Förderung auf forschungsbasierte In-
-

novationsförderung als Weiterführung der Förderung von Forschung bzw. deren 

linearen Entstehungsprozesses, das dieses Verständnis prägt, steht im Gegensatz 
zu den jüngeren Entwicklungen in der Innovationsforschung, die soeben zusam-
menfassend dargestellt wurden. Zu den Innovationen, die nicht oder zumindest 
nicht direkt auf der Basis von Forschung entstehen, gehören nicht nur ein wohl 

Innovationen muss nicht zwingend aus der Forschung kommen, sondern kann von 

oder Konkurrenten und deren Zusammenspiel ausgehen.

997

998

978-3-03891-372-6.indb   179 19.07.2021   13:21:07



Soweit soziale Innovationen jedoch auf der Basis von Forschung entstehen, wer-

-
tender zu erfolgen als jene wirtschaftlicher Innovationen. Bei wirtschaftlichen 
Innovationen, deren Gegenstand etwa Produkte, Dienstleistungen oder Prozesse 
sind, entscheidet auch im Falle ihrer staatlichen Förderung letztlich der Markt 
bzw. der Konsument über ihren Erfolg und ihre Verbreitung. Die Förderung sozia-
ler Innovationen, deren Gegenstand soziale Praktiken sind, dürfte hingegen in der 

-

nudge
bestimmten Handlungsoption.999 Der Paternalismusvorwurf liegt nahe: Es stellt 

 

-

sein. Die über die Förderungswürdigkeit einer Innovation entscheidenden Behör-
den stehen nicht nur vor der Schwierigkeit, die Wirkungen einer (noch nicht ent-
wickelten) Innovation nicht ex ante bestimmen zu können.  Orientiert sich die 

-
hang auf bestimmte Schlüsseltechnologien oder Schlüsselbereiche ausgerichtet, 
können darüber hinaus Spannungsfelder mit den Freiheitsrechten der Innovatoren 
und dem Grundsatz der Wettbewerbsneutralität staatlichen Handelns entstehen.  

999 Grundlegend zu nudges , passim.
 Vgl. , 33 f.; -

, Risikovorsor-
slippery slope argument
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C. Würdigung

2. Notwendiger Verzicht auf einen verfassungsrechtlichen 

stellt sich die Frage, ob die vorangehend erarbeiteten Merkmale des Innovations-
-

-

-
schungsförderung – zu verstehen und kann folglich nicht auch anderen Verfas-
sungsnormen zugrundegelegt werden. Denn andere Kompetenznormen ermächti-
gen den Bund etwa zur Rechtsetzung in bestimmten Sach- und Lebensbereichen; 

-

 Folglich muss die 
-

-

-
legung zu bestimmen. 

Innovationen sind als von aussen an die Rechtsordnung herangetragene Phänome-
ne zu verstehen, auf deren Entstehung und Verbreitung das innovationserhebliche 

-
-
; 

diesem Zusammenhang die Frage, ob auf die Bestimmung eines verfassungsrecht-

Diese Frage ist – mit Vorbehalt  – zu bejahen. Den (verfassungs-)rechtlichen 

 Zu diesem anstelle vieler 

 Zu diesem sogleich Kap. V.C.3.
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-

Gegenstand (verfassungs-)rechtlicher Normierung sein können. Die Verengung 
-

soziale, kulturelle oder künstlerische Innovationen in Wechselwirkung mit dem 
-

licher Steuerung sein können. Nach dem Gesagten ist zudem unklar, worin der 
-

-
chen Verfassungsnormen. Schliesslich spiegelt der Verzicht auf einen verfassungs-

der Bund seine Innovationsförderung getrennt nach verschiedenen Politikfeldern 
betreibt, denen unterschiedliche Innovationsverständnisse zugrundeliegen.  

3. 

-

hinwegtäuschen, dass überall dort, wo die rechtsetzenden Behörden den Innova-

 Mit Blick auf die Rechtssi-

-

wird) zwingend notwendig. Dabei ist auch dem Umstand Rechnung zu tragen, 

geprägt ist; wo an sie Rechtsfolgen geknüpft werden, sind die Determinanten die-
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VI. 

Pervertiert die schweizerische Staats- und Rechtsordnung zum Präventionsstaat, 

denn auf die Chancen von Innovationen fokussierenden (Über-)Regulierung. Die 
staatliche Risikovorsorge ist im Innovationskontext primär auf die Sicherung 
von negativer Innovationsverantwortung ausgerichtet. Wird die Risikosteuerung 

-
lich Sache des Gesetzgebers.

-
tung der Rechtsordnung selber. Grundlegende Vorgaben hinsichtlich der Gewich-
tung dieser beiden Pole ergeben sich aus der Bundesverfassung.  Ihre Vorgaben 
sind auf der Stufe des nachfolgenden Rechts zu berücksichtigen.

die Förderung und Ermöglichung von Innovation mittels Recht in der vollständi-
gen oder teilweisen Verantwortung des Bundes liegt und in dem Sinne eine – der 
Risikovorsorge gegenüberstehende – Staatsaufgabe darstellt.  Diesen Überle-
gungen wird der in der rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung zumeist 
verwendete weite – weder hinsichtlich seiner Referenz noch hinsichtlich seiner 
Relation begrenzte – -
wältigung bekannter oder neuer Probleme zugrundegelegt.

-
vationen umfasst, -
wortung der Frage, ob der Staat zur Förderung und Ermöglichung von Innovation 
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-
rungen neben den Kompetenzbestimmungen auch die Grundrechte, die Staatsziel-
bestimmungen und die Verfassungsgrundsätze sowie die Strukturprinzipien. Da 

-
liche Untersuchung versteht, unterbleibt eine Berücksichtigung des Völkerrechts 
sowie des ausführenden Gesetzesrecht. 

A. Dogmatische Vorbemerkungen

Zur Ergründung der Fragen, ob Innovationsförderung nach der schweizerischen 
Verfassungskonzeption eine Staatsaufgabe darstellt und welcher Stellenwert der 

Staatsaufgabenlehre sowie der Prinzipienlehre notwendig. Nachfolgende Kapitel 
dienen der konzisen Darstellung dieser Grundlagen. 

1. Staatsaufgabenlehre

der staatsrechtlichen Lehre über die Staatsaufgaben zuzuordnen, an der es in der 
Schweiz bis heute weitgehend mangelt.
Staatsaufgabe fehlt.  Das erste der nachfolgenden Subkapitel dient deshalb einer 

nicht durch die Rechtswissenschaft alleine beantwortet werden, sondern bedarf 
weiterer Erkenntnisquellen.  Die Staatsaufgabenlehre ist deshalb nicht rein 
rechtswissenschaftlich, sondern interdisziplinär angelegt; unter anderem befassen 

Staatsaufgaben.
Staatsaufgaben fehlt es allerdings an Rechtsverbindlichkeit.  Folglich können 

 -
send auch 

 
 
 
 Vgl. 
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entsprechende nichtjuristische Überlegungen auch im Rahmen der Verfassungs-
auslegung nicht unbegrenzt berücksichtigt werden.
wird deshalb auf die an sich wichtige Blickerweiterung durch Einbezug ökonomi-
scher und philosophischer Erkenntnisse verzichtet. Die Untersuchung allfälliger 

Grundlage der schweizerischen Bundesverfassung, was im nachfolgenden zwei-
ten Subkapitel näher erläutert wird.

1.1. 

-
-

ihr Verhältnis zueinander unterschiedlich umschrieben.  Bei der Beschreibung 

 

a. Staatsaufgaben, Staatsziele und Staatszwecke

-
-

sierung.

 , Risikovorsorge, N 88, mit Hinweis auf 
 Für die deutsche Literatur vgl. etwa die Publikation von -

-
, 9; -

, Staatsaufgaben, N 4; 
 , Staatsaufga-

ben, N 4;

 , 9 f. Vgl. 
auch 

 Botschaft wies in 
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welche die Basis der staatlichen Existenz im Sinne der Letztbegründung und 
Rechtfertigung staatlichen Handelns bilden.  Der Staat existiert nicht um sei-
ner selbst Willen, sondern zur Erfüllung der ihm aufgegebenen Zwecke.  Die 

Gemeinschaft) nennt die Bestimmung auch die nachhaltige Entwicklung, den in-
neren Zusammenhalt, die kulturelle Vielfalt, die Chancengleichheit, den Erhalt 
der natürlichen Lebensgrundlagen und die friedliche und gerechte internationale 
Ordnung.  Hinweise zur eigentlichen Rechtfertigung der Existenz des schwei-
zerischen Bundesstaates lassen sich der Zweckbestimmung allerdings nicht ent-

klassischer Zweckartikel darstelle, sondern vielmehr den Charakter einer Staats-
zielbestimmung habe.  

Die Staatszwecke werden durch die Staatsziele konkretisiert, die Leitlinien und 
Grundsätze staatlichen Handelns darstellen.  Während die Staatszwecke die 
Existenz eines Staates rechtfertigen (Staat als Objekt der Rechtfertigung), hat 
sich das staatliche Handeln an den Staatszielen auszurichten (Staat als Subjekt 
des Handelns).  Diese können sowohl in ausdrücklichen Staatszielbestimmun-
gen und anderen Normen festgeschrieben sein, als auch ungeschriebene Verfas-
sungsprinzipien und dergleichen darstellen.  Die einzige ausdrücklich als sol-

 Obwohl nicht explizit genannt, ist unbestritten, dass die 
Bundesverfassung nicht nur von sozialstaatlichen, sondern auch von demokrati-
schen, rechtstaatlichen und föderalistischen Zielen geprägt ist.  Zu den Staats-

Verfassungsbestimmungen in ein hierachisches Verhältnis gestellt und entsprechend 

 Vgl. , Staatsaufgaben, N 5; -

 , 9.
 Dazu 
 , BSK 

 
 Vgl. , Staatsaufgaben, N 7; , 57; 
 
 , Staatsaufgaben, N 33; .
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Staatsziele und Staatszwecke begründen keine neuen (Bundes-)Kompetenzen, 
-

telbaren Individualansprüche; sie haben programmatischen Charakter und gelten 
als Richtmass für das staatliche Handeln.
die Staatsziele konkretisieren und den Staat in einem bestimmten Sachgebiet zu 

 Obschon sich die Staats-

 Sie bedürfen deshalb einer weiteren Konkretisierung im 
Rahmen der ausführenden Gesetzgebungen.  Zu ihrer genaueren Bestimmung 

 
Berücksichtigend, dass Staatsaufgaben nicht nur nach dem Konkretisierungsgrad 

-
ler Weise als Mittel oder Instrumentierung deren Verwirklichung dienen, hat ihre 

 Vgl. et al., § 3 N 8; , 
Staatsrecht, § 4 N 37; -
normen enthalten Zielbestimmungen, ohne ausdrücklich als solche bezeichnet zu sein 

, Staatsaufgaben, N 34; , 57).
 Vgl. 

N 8;  f.
 

, 58; , 33.
 , Gesetzgebung, 75; , 58. 
 
 -

ze Breite und Detailierung einer Staatsaufgabe durch etliche Erlasse und der zugehöri-
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b. 

-
 

-

-
sellschaft erfüllt werden.  Nach diesem auch als Stufentheorie bezeichneten 

positiven Recht festgeschrieben und staatlichen Behörden zur Erfüllung übertra-
gen wird.

-
reiche unterschiedliche Kooperationsformen zwischen dem Staat und Privaten. 

 

-
wirkung verlangen.

 Vgl. , 47; 

 So Problematik, 5 , Staatsaufgaben, N 8; ; 
 , Ge-

setzgebung, 75; 
  
 Vgl. 

-

 So etwa -
verantwortung und nicht bei einer staatlichen Kontroll- und Gewährleistungsverant-
wortung spricht. Vgl. allgemein 
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-
kenntnisgewinn beschränkt sein.  

-

 Mit Blick auf die 

bezeichnet, für die der Staat nach geltendem positivem Recht entweder vollstän-
dig oder teilweise verantwortlich ist, unabhängig davon, ob er die Erfüllung der 

 

c. Staatsaufgaben und Staatskompetenzen

-
 Eine 

-
 

das ob, sondern auf das wer.  Sie widerspiegeln jedoch implizit die Vielfalt der 
 

 . So ist etwa in der Bundesverfassung 

die Hinweise bei 
 So auch 

 Einem so weiten Verständnis folgend auch , 
94; 

 
 N , Staatsaufgaben, N 7. Vgl. auch  et al., Ver-
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Denn Staatsaufgaben können nur verwirklicht werden, wenn entsprechende Kom-

-
zen, die derart angereichert ist, dass sich die Staatsaufgaben daraus ergeben.

Die Zuweisung einer Kompetenz an den Bund beinhaltet in erster Linie eine Hand-
-

 Eine solche ergibt sich ent-
weder direkt aus der zuständigkeitsbegründenden Verfassungsnorm oder aus deren 
Zusammenspiel mit anderen Verfassungsnormen.

entscheiden, ob er untätig bleiben oder Vorschriften erlassen will. Vielmehr hat er 
-
-

wird, kaum praktische Bedeutung.

 Ob dem Staat die Erfüllungs- oder nur die 

 
-

-

Ganzen 

 , BV Kommentar, Vor-
N  et al., Verfassungsrecht, 

 So etwa bei  
N 73; , 93 m.w.H.

 N 73.
  et al., Verfassungsrecht, N 737; , 

 
 So auch 

978-3-03891-372-6.indb   190 19.07.2021   13:21:07



der Staatsaufgabe unerheblich.

1.2. Herleitung von Staatsaufgaben

der Staatsaufgaben aus den diesen übergeordneten Zielen und Zwecken möglich 

deduktiven Herleitung von Staatsaufgaben.  Eine solche ist allerdings überaus 
schwierig, wenn nicht sogar unmöglich, da sie letztlich auf die Frage nach der 
Rechtfertigung des Staates selbst hinausläuft.  Wenn überhaupt, kann auf diese 
Weise nur ein eng umfasster Bereich originärer Staatsaufgaben ausgemacht wer-
den, die systemnotwendig dem Staat zustehen müssen. Hinsichtlich der weiteren 

-
men werden.

-
 Schliesslich kommt hinzu, 

dass es einer deduktiven Herleitung von Staatsaufgaben, die durch ihre Orientie-
rung am Staatszweck stark staatsphilosophisch geprägt ist, an (Rechts-)Verbind-
lichkeit mangelt.

durch Verfassung oder Gesetz den staatlichen Behörden (Rechtsetzung, Recht-
sprechung, Regierung, Verwaltung) zugewiesen wird (positiv-rechtliche Herlei-
tung).  Massstab zur Beantwortung der Frage, ob eine Staatsaufgabe vorliegt, 

 Zur Erfüllungs- und Gewährleistungsverantwortung -
sen zudem die Regulierungsverantwortung unterscheidet; , 

 N 75.
 

 
 Vgl. 
 
 Vgl. N 74; 

, 34  
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 Da die in der Verfas-

der Regel der Konkretisierung durch Gesetzes- und Verordnungsrecht und können 
-

den.  Nebst dem nationalen Recht können sich Staatsaufgaben zudem auch aus 
dem Völkerrecht ergeben.  

1.3. 

Hinsichtlich der Begründung neuer Staatsaufgaben impliziert die positiv-recht-

des Staates, indem als Staatsaufgabe betrachtet wird, was die Verfassung dem 
Staat zur Erfüllung zuteilt. -

dem in der Bundesverfassung in seinen Grundzügen niedergelegten liberalen und 
demokratischen Staatsbild unvereinbar wäre.  Dieses verlangt die stete Recht-
fertigung staatlichen Wirkens und sieht Staatsaufgaben insofern als begründungs-

 Das Schrifttum spricht sich aus diesem Grund für 

nach wie vor notwendig und zweckmässig und damit gerechtfertigt ist.  Ähnli-
ches geht auch aus dem Subsidiaritätsprinzip hervor, das verlangt, dass dem Staat 

 , 34. 
 , 75; 
 
 

allerdings ausschliesslich auf die Vorgaben der Bundesverfassung abgestellt (voran-

 Vgl. , Risikovorsorge, N 87; , Staatsauf-
gaben, N 55; , 

 Vgl. , Risikovorsorge, N 87, mit der Erläuterung, dass bereits 
, 

, Staat, 
, Staatsaufgaben, N 58 f.

 
 , Staat, 33; , 59.
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selber erfüllt werden können.  Inhaltliche Kriterien zur Beantwortung der Frage, 
was eine Staatsaufgabe darstellt und was nicht, können dem Subsidiaritätsprinzip 
allerdings nicht entnommen werden;  es zeigt lediglich, dass bestehende Staats-
aufgaben keinen Selbstzweck darstellen dürfen und kann insofern eine Entschei-
dungshilfe sein.  

 
Potenzielle Schranken zur Begründung von Staatsaufgaben sind nebst verfah-

 etwa die Grundrechte und der Grundsatz der 
Wirtschaftsfreiheit.  Nebst diesen bestehen allerdings kaum materielle verfas-

beschränken könnten.  Mangels klarer Kriterien und Schranken ist die Begrün-
-

gebnis eines politischen Prozesses.  Was als Staatsaufgabe gilt, wird demnach 
im staatlichen Willensbildungsprozess, genauer im demokratischen Verfassungs- 
und Gesetzgebungsverfahren entschieden.  Den rechtsstaatlichen Grundsätzen 

-

entnehmen, die Vorrang vor politischen Entscheidungen haben.  Besonderes 

 -
rungsmaxime spricht; , Verfassungslehre, N 44; 

, 58 f.
 , Problematik, 533 f., spricht bei der Beurteilung, was der Private 

-
-

um neue Staatsaufgaben einen Rationalitätsgewinn liefert.
 
 

-
kultative Gesetzesreferendum und auf Verfassungsebene durch das obligatorische Ver-
fassungsreferendum verhindert werden (vgl. N 85 f.).

 N 83; 
 N 84.
 , N 84; 

, 58 f.
 
 Vgl. 
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Staat nicht tätig werden bzw. keine Staatsaufgabe wahrnehmen darf.  Das öf-
fentliche Interesse wirkt so steuernd und begrenzend auf Staatsaufgaben.  -

-

-
mokratischen Rechtssetzungsverfahrens.  Nach dem Gesagten kann von einer 

1.4. Staatsaufgaben und individualrechtliche Ansprüche 

Verfassungsbestimmungen können ohne ausführende Gesetzgebung (ganz oder 

sie genügend bestimmt sind. -
bestand und Rechtsfolgen genügend genau formuliert sein; das Legalitätsprinzip 
verlangt mit Blick auf den Gesetzesvorbehalt, die Rechtssicherheit und die rechts-
gleiche Rechtsanwendung eine hinreichende und angemessene Bestimmtheit der 
anzuwendenden Rechtssätze.  Erfüllt eine Verfassungsbestimmung diese Vo-

 
 
 
 
 
 , Staatsaufgaben, 

N 58.
 Der Grad der erforderlichen Bestimmtheit lässt sich nicht abstrakt bestimmen, sondern 

-
halte, von der Komplexität und der Vorhersehbarkeit der im Einzelfall erforderlichen 

-
sungsrechte und von der erst bei der Konkretisierung im Einzelfall möglichen und 
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raussetzungen, begründet sie justiziable Individualrechte, d.h. Rechtsansprüche 
des Einzelnen gegenüber der Staatsgewalt.  Diese verfassungsmässigen Rechte 

-
-

ressen schützen. Bei der Bestimmung des Vorliegens von verfassungsmässigen 
Rechten stellt das Bundesgericht insbesondere auf das Rechtsschutzbedürfnis und 

 

Die bundesgerichtliche Formulierung lässt einen weiten Kreis der Verfassungs-
normen vermuten, die individuelle Rechtsansprüche vermitteln.  Vorschriften 
organisatorischer Natur und Bestimmungen mit bloss programmatischem Charak-

allerdings keine verfassungsmässigen Rechte zu begründen. -
tenzbestimmungen, welche die Zuständigkeit im Verhältnis zwischen Bund und 

des Einzelnen haben, vermitteln nach herrschender Lehre und Rechtsprechung 
keine verfassungsmässigen Rechte.  Entsprechend werden solche auch nicht 
ohne Weiteres durch Staatsaufgaben begründet, auch wenn der Staat seinerseits zu 

sind regelmässig zu unbestimmt formuliert, als dass aus ihnen subjektive Rechte 

ein Gestaltungsspielraum eingeräumt, den die rechtsanwendenden Behörden nicht 
durch die Konstruktion eines individuellen Rechts beschneiden dürfen.  Erst 
durch die Konkretisierung in der ausführenden Gesetzgebung werden die Verfas-
sungsnormen zu durchsetzbaren Rechtsansprüchen verdichtet, auf die der Einzel-

 

 -

 Vgl. 

 , 43, mit Rechtsprechungshinweisen (noch zur aBV); 
 
 Vgl. 
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2. Prinzipientheorie 

-
zerischen Rechtsordnung beizumessen ist, führt zu der Frage, ob es sich bei der 

-
ordnung Grundsatzgehalt zukommt. Rechtstheoretisch interessiert diesbezüg-

-
-

det. -
scheidung zwischen Prinzipien und Regeln zentral, die im europäischen Raum 

-
keiten)  und in den Vereinigten Staaten 

 (weiter-)entwickelt wurde.  

zu Prinzipien und Regeln zu vermitteln. Vielmehr wird auf die Prinzipientheorie 

nachfolgend soweit eingegangen, als dies für die Zwecke der vorliegenden Unter-
-

rungen zur Ermittlung bzw. Herleitung von Prinzipien.

2.1. Regeln und Prinzipien

 stellt zur Unterscheidung von Rechtssätzen und Rechtsprinzipien auf die 
Funktionsweise bzw. Bestimmtheit von Normen ab.  Ein Rechtssatz muss an-

-
gelegt sein, die ein Beamtenstab in nachprüfbarer Weise als gegeben oder nicht 

, 
, Prinzipi-

, 7. 
 

, 39; 
und dazu 

 So auch , 7; , 77; 
 , Kerngehalte, 75 f.
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 Demgegenüber bieten Prinzipien keine Handlungs-
anweisungen für bestimme Fallgruppen, sondern materiale Wertungsmassstäbe 
oder Gerechtigskeitstopoi, die durch die Rechtsordnung zu verfolgen sind.  Sie 

 

 und ihm folgend  stellen für die Unterscheidung von Regeln und 
Prinzipien auf die logische Struktur der in Frage stehenden Norm ab.  Ist die-

stets entweder erfüllt oder nicht erfüllt – handelt es sich um eine Regel.  Stellt 
die Norm hingegen lediglich Gründe zur Verfügung, welche die Entscheidung im 

sind, handelt es sich um ein Prinzip.  Prinzipien sind nach diesem Verständnis 
nicht direkt anwendbar, sondern bedürfen der Konkretisierung durch Regeln.  

Prinzipientheorie entwickelte  insofern weiter, als er Prinzipien 

auf die rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten möglichst hohen Masse rea-
 Prinzipien können nach diesem Verständnis in unterschiedlichen 

Graden erfüllt werden; das Mass ihrer Erfüllung hängt von den tatsächlichen und 
rechtlichen Möglichkeiten ab.  Gestützt darauf formuliert  die sich vonei-

-
zulösen sind.

gemacht wurde – durch das Ungültigerklären einer der Regeln entschieden.  

 
 
 
 Vgl. , Kerngehalte, 75.
 -

 weist  den Regeln prima facie Charakter zu, da sie nicht abschliessend for-
muliert werden können (

 
interpretiert; 

 Vgl. 
 , Grundrechte, 75 f.
 
 , Grundrechte, 77.
 , Grundrechte, 77 f. Vgl. auch 
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dass der Dualismus sehr grob ist, da in der Praxis die meisten Normen sowohl Elemen-
te von Prinzipien wie auch von Regeln aufweisen und so Mischformen darstellen wür-
den.

2.2. 

-
) und allgemei-

nen Rechtsgrundsätzen.  Sowohl den allgemeinen Rechtsgrundsätzen wie auch 
den Verfassungsgrundsätzen bzw. Verfassungsprinzipien wird in der Regel eine die 

 
Damit zusammenhängend wird auch regelmässig auf ihre hohe Generalitätsstufe, 
ihren programmatischen Gehalt oder ihre Vagheit verwiesen.  Von diesen Punkten 

 Nachfolgend wird auf 

 Dazu gehören etwa die Verjährung 

 Kerngehalte, 77. Zu weitergehen-
der Kritik an der Prinzipientheorie vgl. , passim.

 Kerngehalte, 77 f. Vgl. auch

-

 Ebenfalls abgegrenzt werden die Strukturprinzipien, auf die nachfolgend in Kap. VI.E 
eingangen wird.

 Vgl. , Verhältnismässigkeitsprinzip, N 73; 
der hinsichtlich der allgemeinen Rechtsgrundsätze von grundlegenden (normativen) 
Handlungsprinzipien oder Verhaltensmaximen spricht; 

 Vgl. 

-
nonym verwendet (vgl. 
ausführlich 

 Verhältnismässig-
keitsprinzip, et al., 
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und die Verrechenbarkeit von Geldforderungen.
regelmässig ungeschriebenes Recht; sie gelten mit anderen Worten auch dann, 
wenn sie nicht positiviert sind.   spricht in diesem Zusammenhang von 

die Gerichte festgestellt wird.  Da sie (ungeschrieben) auf Gesetzesstufe stehen, 
können sie vom Gesetzgeber grundsätzlich aufgehoben und geändert werden.  
Sie dienen in erster Linie der Lückenfüllung des geschriebenen Rechts.  

In der Regel werden die allgemeinen Rechtsgrundsätze von den Verfassungs-
grundsätzen abgegrenzt.

hier nicht einheitlich.

  
  
 , Verhältnismässigkeitsprin-

zip, N 75. Ferner et al., 
 Vgl. , 93; , Methoden-

 , Verhältnismässigkeitsprin-
zip, N 75; et al., , 

 -
gelegten geschriebenen Norm verdanken, nicht zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
gehören, weil ihre Geltung nicht erst durch Richterspruch begründet wird (so zählt er 

Verfassungsprinzipien). 
-

Rechtsmissbrauchsverbot sowie den Grundsatz der Verhältnismässigkeit auch als all-
gemeine Rechtsgrundsätze (vgl. 
Rechtsprechung). Letzteren bezeichnet es auch als verfassungsmässiges Prinzip (an-

die Unterscheidung von allgemeinen Rechtsgrundsätzen und Verfassungsgrundsätzen 
auch als nicht zwingend beurteilt (vgl. 
N 97; ferner , 8). 
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-
 Dabei ist zu beachten, 

-

dass eine Vorschrift nicht direkt anwendbar ist (so bspw. wenn die Menschen-
würde des Ungeborenen als Verfassungsprinzip bezeichnet wird), als auch, dass 
es sich um grundlegendste Werte und Ideen handelt, die der Bundesverfassung 
zugrunde liegen (so etwa, wenn Strukturprinzipien als Verfassungsprinzipien be-
zeichnet werden).

2.3. Ermittlung von Prinzipien

Nach dem zuvor Gesagten ist in allgemeiner Weise festzuhalten, dass nebst rechts-
-

ren, auch Prinzipien (und Grundsätze)
eine diese überdachende Geltung zugeschrieben wird. Die Ermittlung dieser Prin-
zipien wird als eines der schwierigsten methodologischen Probleme bezeichnet.  

-
kennung von Prinzipien vorgestellt.  Wie einleitend erläutert, folgt die vorlie-

a. Ethisch-gerechtigkeitsorientierte Ansätze

-

 Vgl. , 7 f.; , Komm. aBV, Verfassungsrechtliche Einleitung N 87, 
, Verhältnismässigkeitsprinzip, N 73; 

 Zur Menschenwürde des Ungeborenen als Verfassungsprinzip , Bot-

Kap. VI.E. Zum Ganzen 

 , 9.
-

hende Literatur verwiesen. 
 Vorangehend Kap. I.C.3.
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hend – abgeleitet werden.  Nach ihnen ist die Geltung der Prinzipien des Rechts 

um Geltung zu erlangen. -
satzes ist etwa , der Prinzipien als Fundamentalnormen mit ethisch-recht-
lichem und politisch-rechtlichem Inhalt beschreibt, die als Rechtsquellen das ge-
schriebene Recht und das Gewohnheitsrecht ergänzen, wo dieses unvollständig 
ist.
auf ganz allgemeine, typische Situationen und Interessenlagen des menschlichen 

 Dem Prinzip der Gerechtigkeit entspricht bei  das 

verzichten, wenn dadurch die objektiv wertvolleren Interessen anderer Menschen 
vereitelt würden.  

Vergleichbar mit dem Gerechtigkeitsgedanken bei  erkennt  als 
gemeinsamen inhaltlichen Nenner zentraler rechtsstaatlicher Prinzipien die Idee 
der Fairness, die essentieller Bestandteil der Rechtsstaatsidee sei.  Ähnlich er-

, der allerdings ebenfalls nicht 
auf den Gerechtigkeitsgedanken abstellt, sondern auf die politischen und philo-
sophischen Grundlagen des Staates, aus denen sich bestimmte Prinzipien ergeben 
können.  

b. Verfassungsstaatlicher Ansatz

 können allgemeine 

-

 Fairness, Vgl. zur Unterscheidung des ethisch-gerechtigkeitsorien-
, Verhältnismäs-

 
 
 , 37.
 , 37.
 .

la philosophie d’un 

par l’emporter sur la réalité juridique et sociale
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 Sie sind somit weder metarechtlicher 
Natur noch können sie aus dem positiven Recht induktiv hergeleitet werden.  

-
 und können als solche ausdrückliche Ver-

fassungsgrundsätze darstellen oder sich als Konkretisierungen solcher Grundsätze 
erweisen.  

 
Darin ist eine Parallele zu den zuvor erläuterten ethisch-gerechtigkeitsorien-

-
-

knüpft.  Mit anderen Worten leitet  Verfassungsgrundsätze (bzw. all-
gemeine Rechtsgrundsätze) aus dem materiellen Rechtsstaatsprinzip ab und setzt 
sie damit weitgehend mit den allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Verwaltungs-
rechts gleich.

Rechtssicherheit und die Verhältnismässigkeit.  Der schweizerische Verfassungs-
geber ist dem von 

-

 aus dem Willkürverbot bzw. 
dem materiellen Rechtsstaatsprinzip entwickelten Grundsätzen überein.

 
 
 
 
 
  D., Verhältnismässigkeitsprinzip, N 79.
 Insofern ist principes,  vergleichbar, der 

résultent 
nécessairement de l’interprétation de la constitution écrite dans son ensemble et de 
son esprit Richtplan, N 375. Zum Gan-
zen  D., Verhältnismässigkeitsprinzip, N 79.

 
 
 Vgl.  D., Verhältnismässigkeitsprinzip, N 79; 
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Schliesslich kann an dieser Stelle auch  Methode der Feststellung von Prin-
zipien angeführt werden: Ihm zufolge manifestieren sich Prinzipien der politischen 

-

der politischen Moral sehr wichtigen Normen festgestellt werden könnten.

c. Induktives und deduktives Vorgehen

-

Rechtsgewinnung beschrieben.  Um ein grundsätzliches Verständnis für die-
-

 

-
 Vereinfacht 

-
vorstellungen der rechtsstaatlichen Verfassung – ab.

 Vgl. hierzu , 59, mit Hinweis auf 
 Zum induktiven Verfahren bei der Rechtsgewinnung , Methodenlehre, 

(zur Lückenfüllung) verwendet (dazu etwa 
-

nentaleuropäischen Gesetzesrecht bzw. im angelsächsischen und angloamerikanischen 
Fallrecht vgl. 

 Vgl. zum deduktiven Vorgehen  bei der Entwicklung seiner allgemeinen 
(Verwaltungsrechts-)Lehren auch 

-
zipien wird kritisiert, dass sie einer Erhöhung dieser Prinzipien in einen Rang über 
die Verfassung gleichkommt (vgl. 
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-
gungen der Rechtsidee kann als Deduktion beschrieben werden.  Generell be-

falschen oder unsinnigen Ergebnissen zu kommen, wenn die zugrundeliegenden 
Prämissen nicht stimmen.  Mittels eines induktiven Vorgehens werden Prinzipi-
en hingegen aus in der Rechtsordnung explizit normierten Indizien abgeleitet; sie 

 Induktiv 

oder zumindest hinlänglich zu diesen in Verbindung setzen lassen.  

Schliesslich können die induktive und die deduktive Vorgehensweise auch kom-
biniert werden.  So spricht etwa  von der Möglichkeit der Rückführung 
der (induktiv) hergeleiteten Prinzipien auf die Rechtsidee.  Gemäss  hat 

aus den fundamentalen Rechtsprinzipien erahnt und aufgrund eines nicht weiter 

induktive durch ein deduktives Vorgehen, bei welchem von den allgemeinsten 
Grundsätzen höchster Stufe, die er als fundamentale Rechtsprinzipien bezeichnet, 
ausgegangen wird.  Durch diese Kombination von induktivem und deduktivem 
Vorgehen können Prinzipien von Normengruppen unterschieden werden, die nicht 
als orientierungsgebende Prinzipien anerkannt werden können, weil sie überge-

 Vgl. , 73.
 Zum juristischen Syllogismus vgl. 

-

Weg der Gesamtanalogie) aus in der Gesetzesordnung explizit normierten Indizien 
, Bundestreue, 

 Vgl. 
 Vgl. System, 
  drei Möglichkeiten, wie Prinzipien als Bestandteil des geltenden 

Rechts erkannt werden können: Indem sie als Bewertungs- oder innerer Ordnungs-
gedanke dem positiven Recht immanent sind, sich auf die Rechtsidee zurückführen 
lassen oder aus der Natur der Sache gewonnen werden können. Vgl. zu -
satz auch , 73 Fn. 393.
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

ordneten Prinzipien widersprechen.  spricht in diesem Zusammenhang 

Zuständigkeitsbestimmungen

die ihm durch die Verfassung zugewiesen werden, dienen die Kompetenznormen 

 Entsprechend der subsidiären 
Generalkompetenz sind in den nicht ausdrücklich dem Bund zugewiesenen Be-

-
 Da dem Bund im Bereich der Innovationsför-

derung die politische Hauptverantwortung zukommt, fokussiert die vorliegende 
 

Entsprechend des Charakters von Innovation stellt die staatliche Innovations-

Lebensbereiche berührt.  Einige dieser Bereiche weist die Verfassung mittels 

 System , 73.
 

(Bundeskompetenzen). Zum Ganzen 
-

aufgaben bestehen und wer diese wahrzunehmen hat , Problematik, 

nicht zwingend auf Verfassungsebene verankert, sondern können auch im formellen 
Gesetz geregelt sein ( , 59 f.). So überlässt etwa die Ver-

-

kantonalen Verfassung verankert sein, wenn diese einen Verfassungsvorbehalt kennen 
(vgl. 

  Vgl. -
des in der Forschungsförderung 

sexies aBV zudem 
-
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Kompetenznormen teilweise oder vollständig in die Zuständigkeit des Bundes. 

zur Förderung von Innovation mitenthalten können, ergibt sich aus dem Charak-
ter der Innovationsförderung: Diese bildet keinen Selbstzweck, sondern ist ein 
Instrument zur Erreichung höherrangiger Ziele. -
mittelbaren Erfüllung einer Staatsaufgabe dient, kann die Innovationsförderung 
deshalb von zuständigkeitsbegründenden Verfassungsnormen mitumfasst werden. 
Dies gilt zumindest für jene Kompetenznormen, die hinsichtlich ihrer Umsetzung 
nicht auf bestimmte Instrumente begrenzt sind und Förderungsmassnahmen per 
se ausschliessen.  Vorliegend sind diejenigen Kompetenznormen von Interesse, 
die den Bund zur Innovationsförderung in einem bestimmten Sach- oder Lebens-

-

Erkenntnisgewinne versprechende und daher vorliegend als bedeutend erachtete 
Kompetenzbestimmungen.  

1. 

 Der Bund fördert die wissenschaftliche Forschung und die Innovation.

und die Koordination sichergestellt sind.

Förderung forschungsbasierter Innovation zu.  Die nachfolgenden Kapitel ori-

lassen.

-
legung der Verfassungsbestimmung zu ermitteln (  et al., Bundesstaatsrecht, 
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

1.1. 

Der primäre Zweck bundesverfassungsrechtlicher Kompetenzregelungen ist die 

-
bensbereich, wobei mit dieser Ermächtigung nicht zwingend eine Handlungsver-

der wissenschaftlichen Forschung und der Innovation nicht um eine blosse Er-
 

Ein Nichts-tun des Bundes liesse der Verfassungstext nicht zu.  Dem steht auch 
-

und nicht beschreibend verwendet.  Diese grammatikalische stimmt mit der his-

der Forschungsförderung – zu entnehmen, dass der Bund mit der Verankerung der 
Kompetenz zur Forschungsförderung in der Verfassung nicht nur befugt, sondern 

-

Innovationsförderung geht deshalb ein verbindlicher Rechtsetzungsauftrag einher; 
der Bund hat Massnahmen der Innovationsförderung gesetzlich festzulegen.  

nicht deckungsgleich sein (vgl. , BV Kom-

  

sexies aBV 
 ., 

 Im Gegensatz zu den Materialien der Ersteinführung des Forschungsartikels und der 
-

Forschungsförderungskompetenz vgl. 

; , Botschaft Forschungsarti-
-

rung ausgerichtet wird (vgl. allgemein 
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-
renziert, weist darauf hin, dass sie sämtliche bundesstaatlichen Behörden (sowohl 

nimmt.  

-
schungs- und Innovationsbereich für günstige Rahmenbedingungen zu sorgen.  

-
sierte Innovation hat primär programmatischen Charakter.
Massnahmen der Innovationsförderung ist er allerdings von nicht zu unterschät-

-

aufgrund der staatlichen Wettbewerbsneutralität von vornherein Grenzen gesetzt 
sind. -
tels Recht durch Unsicherheit und Nichtwissen auch hinsichtlich ihrer Wirksam-
keit geprägt ist.  Insbesondere in Bereichen, die präventiv reguliert werden und 
in denen die Gefahr einer zu starken Rückbindung von Innovation besteht, hält 

-

 Vgl. ähnlich 
 Mit Bezug auf die wissenschaftliche Forschung

sexies aBV 
-

-
schen Bewilligungsverfahren zu. 

Rahmenbedingungen für die private Wirtschaft verlangt 

 Vgl. zur Forschungsförderung , Wissenschaft, 484 f.; 
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

mungen – die vollziehenden Behörden an, auch die von Innovation ausgehenden 
Chancen in ihre Entscheidungen einzubeziehen.

einer Staatsaufgabe hinaus: Indem die Bestimmung dem Bund im Innovations-
bereich eine umfassende Förderungsaufgabe zuweist, bringt der Verfassungsge-

-

-
-

1.2. 

Wie im Rahmen der Vorbemerkungen ausgeführt, sind gewisse Verfassungsbe-
stimmungen auch ohne ausführende Gesetzgebung unmittelbar anwendbar und 
begründen justiziable Individualrechte. -

-

dieser höchst unbestimmt ist und seine inhaltliche Bedeutung nur punktuell um-
rissen werden kann.
zu den Massnahmen der Innovationsförderung. Die Bestimmung ist in höchstem 
Masse unbestimmt und auf gesetzliche Konkretisierung angewiesen, wobei dem 

-
sprechend grosser politischer Handlungsspielraum zukommt.  Individualan-
sprüche auf Leistungen des Bundes können daher erst auf Grundlage der ausfüh-

-

ressen (vgl. 
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verfassungsunmittelbare Förderungskompetenz.  Entsprechendes ist auch den 
Materialien zur Forschungsförderung zu entnehmen, die festhalten, dass der Bund 

 

-

-
 

Rechtsweg durchsetzen zu können, einhergehen. -
zung ist nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung aus der Bestimmung abzu-

 Ob ein 
in der Verfassung normierter Gesetzgebungsauftrag einen individualrechtlichen 

-

dass auch der Richter mit seinen Mitteln überprüfen kann, ob der Gesetzgeber 

 Dies entspricht auch der übereinstimmender Lehre (vgl. , BV Kommentar, 

 
 

 , Herausfor-
 

BV). Denn das allgemeine Verbot der Rechtsverzögerung und Rechtsverweigerung 

 -
artiges subjektives Recht gänzlich ausgeschlossen sei (
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

-
sis eines Gesetzgebungsauftrags grundsätzlich bejaht würde, wäre ein solcher 

Kompetenznorm enthaltene Gesetzgebungsauftrag belässt dem Bundesgesetzge-
ber einen erheblichen Gestaltungsspielraum und ist inhaltlich nicht hinreichend 
bestimmt, um Grundlage eines Entscheids bilden zu können. -
tiziabilität daher ohnehin abzusprechen.

1.3. Formulierung einer bundeseigenen Innovationsförderungspolitik

-
-

 Zumindest in der französischen und 
italienischen Fassung der Bundesverfassung scheint auch der Verfassungsgeber 

promouvoir
promuovere pro muovere

 
Dieser synonymen Verwendung steht der in der rechtswissenschaftlichen Literatur 
wohl vorherrschende Sprachgebrauch gegenüber, der die Worte unterscheidet und 

-
nente beimisst. -

-
stimmt ist, um im Einzelfall Grundlage eines Entscheids zu bilden. Es muss in der 
Rechtsanwendung möglich sein, ohne zusätzliche Konkretisierung durch den Gesetz-

-
, Grundrechtslehre, 

-
sigen Rechts sinngemäss heranziehen (

-
aufträgen generell 

 
 

-
terschied erkennbar sei.
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densein von Massnahmen Dritter, die durch die Unterstützung ermöglicht oder er-
weitert werden.  So unterscheidet etwa  die Förderungskompetenzen, 
die den Bund zur Formulierung und Verfolgung einer eigenen Politik ermächtigen, 
von den Unterstützungkompetenzen, die den Bund auf die Unterstützung bei der 
Verwirklichung einer drittbestimmten Politik beschränken.  

Nach dem Gesagten stellt sich die Frage, ob der Verfassungsgeber dem Bund mit 

-
derungspolitik zusprechen wollte. Die Materialien halten fest, dass der Bund im 
Bereich der Innovationsförderung über das Innovationsförderungsorgan (damals 

-
förderungsorgans diente.  Der Verfassungsgeber ging also zum Zeitpunkt der 
Ergänzung davon aus, dass der Bund im Bereich der Innovationsförderung selbst-
ständig tätig ist. Sowohl die teleologische wie auch die historische Betrachtung 
zeigen somit, dass der Verfassungsgeber dem Bund nicht nur die Kompetenz zur 
Unterstützung kantonaler Fördermassnahmen, sondern auch jene zur Initiierung 
bzw. Weiterführung eigenständiger Massnahmen zur Förderung der Innovation 

 -

-

 
-
-

 Im Sinne einer Beschreibung der gegenwärtigen Situation nennt der Bericht der WBK-
-

träge an Projekte, die gemeinsam von Hochschulen und Wirtschaft durchgeführt und 
-

gen im Bereich des Wissenstransfers (Informationsvermittlung, Plattformen, Innova-

-
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

zuwies.  Mit anderen Worten hat der Bund eine eigene aktive Förderungspolitik 
zu formulieren und umzusetzen.  

BV über eine einfache Unterstützungskompetenz hinausgeht.  Er verlangt, dass 

Sinne der Formulierung einer eigenen Politik – nach einem Konzept vorgeht. Un-
systematische oder nur einseitig auf einzelne Projekte oder Sektoren ausgerichtete 
Fördermassnahmen sind nicht zulässig.  Hinsichtlich der Forschungsförderung 

 

 Dieser kann im 
Innovationsbereich vielmehr als Förderungsbedingung beschrieben werden: Im 

Handelns verbietet sich die Förderung von Projekten, die von vornherein keinen 
praktischen Nutzen bzw. keine Etablierung von Innovationen versprechen.

errichten, zu übernehmen oder zu betreiben. 
 Zur Forschungsförderung 

-

Stellen bezieht bzw. der Verwirklichung einer drittbestimmten Politik dient.
 So zur Forschung sexies aBV , Be-

 , Botschaft BV, 

-
stützt werden, weshalb der Forschungsartikel die verfassungsrechtliche Grundlage für 

, 
Botschaft Forschungsartikel, 434). 

 Nur wenn eine Entwicklung einen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen oder anderwei-

zur Innovation. Ob eine Entwicklung erst als Innovation gilt, wenn sie sich erfolgreich 
-

in der ausgeführt wird, dass der Bund nicht jedes noch so teure Forschungsprojekt 
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1.4. Handlungsspielraum bei der Ausgestaltung der Förderung

Die Kompetenz des Bundes zur Forschungs- und Innovationsförderung wird als 
umfassend beschrieben.  Dies bedeutet allerdings nicht, dass der Bund den In-

Regelungs- sondern lediglich eine Förderungskompetenz zu.  Gestützt auf diese 
Norm darf der Bund daher ausschliesslich Förderungsmassnahmen ergreifen.  

und Handlungsformen noch hinsichtlich der zu verfolgenden Ziele konkretisiert 
-

nahmen einen weiten Ermessensspielraum.

Verfassungsauftrag auch die Kriterien, von denen die Förderung abhängig zu ma-
chen ist, nicht fest.  Stellenweise wird in Zusammenhang mit der Verwendung 

-
le Komponente der Förderung hingewiesen.

 

Mittel möglichst rationell eingesetzt werden , Botschaft Forschungsarti-
-

, Evaluation, 53).
 So 

-
deckt. Für die Lehre 

 , BV Kommentar, 

von umfassenden und fragmentarischen Kompetenzen denn auch als begrenzt, weil die 

 Zur Forschungsförderung
 
 , Botschaft Forschungsartikel, 434.
 Generell 

-

 Vgl. in Zusammenhang mit der Förderung von Kunst und Musik , BV Kom-
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

Ungeachtet des weiten Gestaltungsspielraums hat der Bund bei der Formulierung 
seiner Innovationsförderungspolitik die Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns 

-

-
ten. -

Innovation nicht direkt auf die Verfassungsnorm abgestützt werden, sondern be-
dürfen – um dem Legalitätsprinzip zu genügen – einer genügenden gesetzlichen 
Grundlage.  Zudem sind nur Förderungsmassnahmen zulässig, welche mit dem 
Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit (und damit dem Grundsatz staatlicher Wettbe-
werbsneutralität) vereinbar sind.  

2. 

 Für den Bereich der Kultur sind die Kantone zuständig.
 Der Bund kann kulturelle Bestrebungen von gesamtschweizerischem Interesse unterstüt-

3 -
liche Vielfalt des Landes.

 

-

 
auch 

-
, 

-

ist (vgl.  et al., 

 Vgl.  et al., 
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-
 

-
 Der Staat darf nicht in das kulturelle Schaf-

fen eingreifen oder die Kultur für seine Zwecke instrumentalisieren; der Schutz 
der Grundrechte ist im Kulturbereich von besonderer Bedeutung.  Die Bundes-

-
-

denen Verfassungsbestimmungen unterschiedliches bezeichnet, ist grundsätzlich 

-

sozialen Gruppe. -
 Darin zeigt sich eine 

im Sinne von Handlungsmustern oder Routinen) zum Gegenstand hat.  

 
 
 , SGK BV, Vorbem. zur Kulturverfassung N 4. Vgl. 

auch -
konzepte und Förderungskriterien mit Blick auf ihre Vereinbarkeit mit der Rechts-
gleichheit und der Kunstfreiheit als kritisch beurteilt.

 , 
8 f.; 

 Vgl. , 8 f.; ., SGK BV, Vorbem. zur 
Kulturverfassung N 8.

 , SGK BV, Vorbem. zur Kultur-
verfassung N 7).

 
, 7 f., 
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

-
 

Dies nur schon deshalb, weil diverse Kulturbereiche (etwa Sport, Film, Bildung 
und Forschung) Gegenstand besonderer Kompetenzbestimmungen sind; ihnen 
gegenüber ist der Kulturartikel subsidiär.  Gemäss  umfasst 

der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, bei denen ein künstlerischer Gehalt 
überwiegt, also nicht ein wirtschaftlicher, wissenschaftlicher, bildungspolitischer, 

 

Obschon in Zusammenhang mit der Förderung kultureller Bestrebungen von ge-

Rede ist,
 Gemäss  umfasst die Kulturförderung 

-
-

 

Mit Blick auf die bundesstaatliche Innovationsförderung ist der Kulturartikel in-

-

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit ist aber auch gestützt auf diese Norm nicht zu-
lässig. -

 
, SGK 

 Vgl. 
 

 Vgl. , 
-

licher Sicht ohnehin kein Unterschied bestehe.
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rungskompetenz keine Grundlage für den Erlass von (Förderungs-)Regelungen, 

3. 

 Der Bund erlässt Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner natürlichen Um-
welt vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen.
Er sorgt dafür, dass solche Einwirkungen vermieden werden. Die Kosten der Vermeidung 

und Beseitigung tragen die Verursacher.

Der Umweltschutzartikel räumt dem Bund eine umfassende, konkurrierende 
-

zungsauftrags, Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner natürlichen 
Umwelt vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen zu erlassen.
als allgemeine Kompetenznorm ausgestaltet, die den umweltpolitischen Hauptauf-
trag der Bundesverfassung umschreibt, und die von speziellen Kompetenznormen 
teilweise ergänzt, überlagert oder zurückgedrängt bzw. begrenzt wird.  Entspre-
chend handelt es sich bei der Umweltschutzkompetenz wie bei der Bundeskom-

-
petenz.  Die Norm begründet keine individuell durchsetzbaren Rechte auf den 
Schutz der Umwelt.

-
nen (wie Luftverunreinigungen und Lärm) auch nachteilige Veränderungen (etwa 

-

 Denn wie vorangehend ausgeführt, ist Kultur bzw. deren Bestimmung keine staatliche 

 Vgl. , BSK BV, 

 Vgl. -

 Vgl. , BSK BV 
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

belastungen.
solche, die auf natürlichen Ursachen beruhen (z.B. Erdbeben oder Überschwem-
mungen).  Die Umweltschutzbestimmung widmet sich einem dynamischen Pro-
blemfeld; die Gefährdungen für den Menschen und seine Umwelt und damit die 

sondern verändern sich im Laufe der Zeit. Der Verfassungsgeber hat daher be-
wusst darauf verzichtet, einen Katalog besonders aktueller bzw. prioritär zu be-
kämpfender Einwirkungen in den Verfassungstext aufzunehmen, da dieser der 

im Gegenteil eher wahrscheinlich, dass in Zukunft neue Gefährdungen auftau-
 Im Zentrum von 

-
-

bereich spezieller Kompetenznormen.  

Massnahmen zu ergreifen, die zur Zielerreichung erforderlich sind.  Es steht 
ihm frei, ob er sich klassisch polizeirechtlicher Instrumente wie Gebots- und Ver-
botsnormen, marktwirtschaftlicher Massnahmen wie Lenkungsabgaben oder Sub-

 Vgl. 
-

deren auch 
 , Petit commen-

 

-
-

bare schädliche Einwirkungen sind z.B. Verunreinigungen der Luft, des Wassers oder 
des Bodens (

 , 
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ventionen bedienen möchte.  Umweltfreundliches Verhalten kann daher auch 
 

-
ursacherprinzip zwei umweltrechtliche Leitmaximen.  Für vorliegende Unter-
suchung ist insbesondere Ersteres von Bedeutung: Das Vorsorgeprinzip verlangt, 
dass potenziell schädlichen oder lästigen Einwirkungen auf den Menschen und 
seine natürliche Umwelt präventiv – also frühzeitig am Ort ihres Entstehens – 
begegnet wird.  Es stellt zudem eine Entscheidungsregel bei Unsicherheit dar, 
wenn gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse fehlen.
den rechtssetzenden und den vollziehenden Behören einen grösseren Ermessens-
spielraum für Handlungsoptionen zur Risikovorsorge  und will verhindern, 

-

-
-

herer Stelle bereits eingegangen.
dem Bundesgesetzgeber im Bereich des Umweltschutzes die Zuständigkeit zur 
Vorsorge vor Risiken – also unterhalb der polizeirechtlichen Gefahrenschwelle 
liegende (zumindest teilweise noch unbekannte) Einwirkungen – erteilt.  Wenn 
und soweit Innovationen in Form von allenfalls schädlichen oder lästigen Innova-
tionsfolgen Risiken für den Menschen und seine natürliche Umwelt bergen, sind 

 Die Erhebung von Lenkungsabgaben ist grundsätzlich zulässig (so explizit -

, BV Kommentar, 

-
mente auf Innovation 

 
-

sungsgrundsätze (vgl. z.B. BV 5), sondern um verfassungsrechtliche Vorgaben bzw. 
Richtpunkte

 
 Vgl. 
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

-
zenden Behörden verlangt. 

-

BV auch Grundlage für die staatliche Förderung von (Umwelt-)Innovationen: 
Wird anstelle der potentiell negativen Innovationsfolgen das Potenzial von In-
novationen zur Lösung aktueller und zukünftiger Herausforderungen des Um-
weltschutzes ins Zentrum der Betrachtung gerückt, ist Innovation nicht mehr als 

-
aufgabe Umweltschutz zu erfüllen.

von Innovationen zu verfolgen.  Die Förderung unter Berufung auf den Um-
weltschutzartikel ist auf Innovationen auszurichten, die lästige oder schädliche 
Einwirkungen auf den Menschen und seine Umwelt begrenzen bzw. abwenden 
können – die mit anderen Worten Umweltschutzanliegen dienlich sind. Eine wei-
tergehende Eingrenzung der unter dieser Kompetenz förderbaren Innovationen – 
etwa hinsichtlich ihrer Relation oder Referenz – verlangt der Umweltschutzartikel 
nicht. Zulässig ist daher grundsätzlich sowohl die Förderung wirtschaftlicher wie 
auch sozialer Innovationen.  Mit Blick auf die Ziele des Umweltschutzes ist 
die Förderung auf Innovationen (bzw. innovationsverdächtige Entwicklungen) zu 
richten, die reelle Chancen auf eine Verbreitung im Markt bzw. der Gesellschaft 

 Vgl. etwa -
schutzgesetzgebung mithilfe technischer Innovationen einiges zur Verbesserung der 
Luftreinhaltung habe erreicht werden können (bspw. im Bereich der Hausfeuerungs-
anlagen, der Katalysatorentechnik bei Fahrzeugen oder der Filtertechnik bei Kehricht-

Europa 
 Zur Förderung von Umweltinnovationen etwa , passim, und zur Innovati-

onssteuerung durch Umweltrecht , passim. 
 Wie ein Blick in die ausführende Gesetzgebung zeigt, verfolgt der Bundesgesetzgeber 

-

-
-

USG). Gemäss -
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bzw. ihre Etablierung in der Gesellschaft kann die Umweltbelastung nachhaltig 
vermindert werden.

-
schutzinnovationen bis zur Markt- bzw. Gesellschaftsreife und – wo dies unter 
Wahrung der rechtsstaatlichen Grundsätze und dem Grundsatz der Wirtschafts-
freiheit möglich ist – darüber hinaus zu fördern.

Nach dem Gesagten liegt es grundsätzlich in der Entscheidung der rechtsetzenden 
Bundesbehörden, ob sie im Rahmen der Verfolgung umweltschutzrechtlicher Be-
lange innovationsfördernde Massnahmen einsetzen. Es stellt sich die Frage, ob sie 

-

BV keinerlei Vorgaben hinsichtlich des Massnahmeninstrumentariums enthält, ist 
-

Staatsaufgabe Umweltschutz die Förderung von Umweltschutzinnovationen also 
unweigerlich mitumfassen würde. Zwar dürfte unbestritten sein, dass gegenwär-
tige (und zukünftige) Umweltprobleme mit den heute bekannten Verfahren und 
Produkten nicht oder zumindest nicht vollständig bewältigt werden können und 
ihre Vermeidung bzw. Begrenzung Innovationen notwendig macht.

, Kommentar 

 Mit dem Voranschreiten des Innovationsprozesses verringern sich Unsicherheit und 

-
-

-
sexies aBV) u.a. 

-

septies -

-

Klimaerwärmung eine zentrale Rolle zukommt, dürfte unbestritten sein (vgl. -
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

-
nen abzuleiten, ginge allerdings zu weit und wäre mit der Subsidiarität staatlichen 

 

4. 

3

Geräten. Er fördert die Entwicklung von Energietechniken, insbesondere in den Bereichen 
des Energiesparens und der erneuerbaren Energien.

-
rallele Förderungskompetenz des Bundes im Bereich der Energietechniken.  
Der Umsetzung dieses Förderauftrags dienen vor allem das Energiegesetz und 
die zugehörigen Verordnungen.  In der Botschaft zum Energieartikel der alten 

octies aBV)  wird ausgeführt, dass der Entwicklungs-
-

kann der Bund 

liegt im (Entschliessungs-)Ermessen der Vollzugsbehörden zu entscheiden, ob sie eine 

, Kom-

, Ergänzungsband 

als erwartet, trat das Parlament auf das Konsolidierungsprogramm allerdings nicht ein und 

 Vgl. 

, BV 

-
octies 

-
wicklung von Energietechniken, insbesondere im Bereich des Energiesparens und der 

978-3-03891-372-6.indb   223 19.07.2021   13:21:09



-

-
ten zur technischen Entwicklung eines Produkts oder Materials bis zur Markt-
reife.  Dabei umfasst die Förderkompetenz die Grundlagenforschung und die 
angewandte Forschung, die Entwicklung neuer Energietechniken, die Förderung 
von Pilot- und Demonstrationsanlagen und -projekten, Feldversuche sowie die 
Produktentwicklung.
der herrschenden Lehre – keine Grundlage für die Unterstützung der praktischen 

 Massnahmen, die auch die 

BV auf weitere verfassungsrechtliche Grundlagen gestützt werden.  So basieren 
-

wendung von Verfahren, Materialien und Produkten zum Gegenstand haben, auf 

 Diese Bestimmung ver-
-

keiten, da die Förderung erneuerbarer Energien und der sparsame Umgang mit 
Energie dazu beitragen, die Umweltbelastungen zu mindern.  

-
wünschte Projekte zu unterstützen, für welche die private Finanzierung nicht 

 
 Vgl. 
 , BSK BV, 

, 

  Vgl. octies N 57; -

-

gieSchweiz (das u.a. ein Gefäss für die Markterprobung innovativer Ideen bietet und 

-

(vgl. 
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

Verfassungsauftrags zur Förderung bleibt primär die Wirtschaft zuständig für die 
Produktentwicklung im Energiebereich. -
dem nicht zu grundsatzwidrigen Einschränkungen der Wirtschaftsfreiheit; die vom 
Bund erlassenen Förderungsmassnahmen haben im Einklang mit dem Grundsatz 

 Wie die Umweltpolitik 
-

kann.  Förderungsmassnahmen, die nicht unbeabsichtigt zu unzulässigen Wett-
bewerbsverzerrungen führen und nicht wirtschaftspolitisch, sondern umwelt- bzw. 

die Wirtschaftsfreiheit ausgestaltet werden.

-
reich der Förderung der Entwicklung neuer Energietechniken. Wie beim Verfas-

Förderungsmassnahmen beschränkte Zuständigkeit. Von der generellen Innova-
tionsförderungskompetenz unterscheidet sie sich allerdings in zweierlei Hinsicht: 
Einerseits ist der Förderungsgegenstand auf Energietechniken und damit auf eine 
bestimmte Relation begrenzt.  Soziale Innovationen (etwa die gesellschaftliche 

auf der Grundlage des Energieartikels daher nicht gefördert werden. -
seits erlaubt die Förderkompetenz nur die Förderung der Entwicklung, nicht aber 

-
desgesetzgeber innovative Energietechniken über die Entwicklungsphase hinaus 
fördern, hat er entsprechende Massnahmen auf weitere Verfassungsgrundlagen 
abzustützen.

 
 

vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit und insbesondere vom Grundsatz des freien 

 
auf die bundesgerichtliche Rechtsprechung

-
nung zu tragen (zum Ganzen 

 (vorangehend Kap. 

 Vgl. 
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5. 

-

Dem heutigen Konjunkturartikel der Bundesverfassung entsprach in der aBV insbe-
quinquies, der durch das Krisenbekämpfungsgesetz konkretisiert wurde 

und die damalige Grundlage für die staatliche Innovationsförderung darstellte.  
-

-
turartikel wurde als nicht mehr notwendig beurteilt.
des Verfassungsgebers, die Innovationsförderung fortan nicht mehr konjunkturpoli-
tisch abzustützen, sondern als explizite Zuständigkeit in der BV zu verankern, ist 

-
vationsförderungsmassnahmen zulassen würde, abzusehen.

Der Bund kann wirtschaftlich bedrohte Landesgegenden unterstützen sowie Wirtschafts-
zweige und Berufe fördern, wenn zumutbare Selbsthilfemassnahmen zur Sicherung ihrer 
Existenz nicht ausreichen. Er kann nötigenfalls vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit ab-
weichen.

quinquies bis

die Förderung von Forschung, die unmittelbar kommerziellen Zwecken dient.  
Weitergeführt wurde diese Bestimmung in der neuen Bundesverfassung unter an-

 

 
 So auch 
 
 Gemäss der Botschaft zur neuen Bundesverfassung dient der neue Verfassungsartikel 

bis -
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

Die Strukturpolitik will die Zusammensetzung und Entwicklung einer Volks-
wirtschaft hinsichtlich ausgewählter Branchen, Regionen oder anderer Faktoren 

-
rungskompetenz sowie die Kompetenz zum Erlass von Massnahmen der regio-
nalen und der sektoralen Strukturpolitik.

3 BV zu einem Handlungsauftrag verdichten kann.  Obschon die sachlich be-
grenzte Gesetzgebungskompetenz grundsätzlich konkurrierender Natur ist, lässt 
sie Raum für kantonale Massnahmen und ist daher über weite Strecken eher paral-
leler Natur.
Massnahmen ist das wirtschaftliche Florieren bzw. Überleben der geförderten 
Branchen, Regionen und Berufe, insbesondere mittels der Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit und des Branchenwachstums.  

Zu den Masssnahmen der allgemeinen Wirtschaftsförderung gehören etwa staat-
lich verbilligte Darlehensgewährungen, Steuererleichterungen und staatliche 
Bürgschaftsgarantien.  Im Rahmen der regionalen Strukturpolitik kann der 
Bund Massnahmen vorsehen, um ein durch seine geographische Lage als Ein-
heit wahrgenommenes Gebiet zu unterstützen, wenn die wirtschaftliche Existenz 
der Bewohner gefährdet erscheint.  Die sektorale Strukturpolitik richtet sich 

(
 

-
diarität und Existenzgefährdung gebunden und haben das Legalitäts- und das Verhält-
nismässigkeitsprinzip sowie den Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit zu beachten (vgl. 

, N 895). 
 

-
fugt, die dem Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit widersprechen (zum Ganzen -

, 
).

 Vgl. bis N 73; -
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auf die ökonomische Stärkung bestimmter Branchen.  Massnahmen, welche 
die Förderung der Gesamtwirtschaft zum Gegenstand haben oder die Förderung 
nur einzelner Wirtschaftssubjekte bezwecken, sind nicht zulässig.  Vorausset-

wirtschaftliche Bedrohung vorliegt bzw. zumutbare Selbsthilfemassnahmen zur 
Sicherung der Existenz nicht ausreichen; sowohl Massnahmen der sektoralen 
wie auch regionalen Strukturpolitik haben das Subsidiaritätsprinzip zu berück-
sichtigen. -

 Schliesslich be-
-

gionalen Strukturpolitik; allgemeine Fördermassnahmen sind an den Grundsatz 
der Wirtschaftsfreiheit gebunden und müssen entsprechend wettbewerbsneutral 
ausgestaltet sein.  

-
politik.  Die Kompetenz ermächtigt den Bund deshalb zur Ergreifung aller 
wirtschaftsbezogenen Massnahmen, welche der Förderung existenzgefährdeter 

 

ausgelegt werden.

N 3; 
 Es ist aufgrund des Wortlauts des Verfassungstextes unklar, ob sich das Erfordernis 

zumutbarer Selbsthilfemassnahmen nur auf Massnahmen der sektoralen Strukturpoli-
-

den, dass der Bund auch regionale Strukturpolitik erst betreiben darf, wenn zumutbare 
Selbsthilfemassnahmen unzureichend sind (vgl. zum Ganzen  BV Kom-

, BSK 

 Vgl. 
den wirtschaftsvölkerrechtlichen Vorgaben insbesondere , BSK BV, 

 , Komm. 
bis N 84; 

-
wertsteuersätze für einzelne Branchen, Steuererleichterungen, Mittel zur Exportförde-
rung, staatlich verbilligte Darlehensgewährungen und staatliche Bürgschaftsgarantien 
genannt (vgl. 
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Branchen oder Berufe bzw. wirtschaftlich bedrohter Landesgegenden dienen.  
Diesem Ziel können auch innovationsfördernde Massnahmen dienen, welche sich 
auf die Wettbewerbsfähigkeit und das Wachstum einer Landesgegend, Wirtschafts-

die gesetzliche Festlegung von Innovationsförderungsmassnahmen herangezogen 
werden.  Deren Umfang bzw. Gegenstand ist insofern beschränkt, als sie zur Er-
reichung strukturpolitischer Ziele geeignete Instrumente darstellen müssen. Eine 

verlangt die Verfassungsbestimmung nicht.  Für die bundesstaatliche Förderung 

-
-

-

als grundsatzkonform.  

Der Bundesgesetzgeber bedient sich Massnahmen der Innovationsförderung so-
wohl im Rahmen der sektoralen wie auch der regionalen Strukturpolitik. Zur sek-

-

 
 Zu regionalen und sektoralen strukturpolitischen Fördermassnahmen des Bundes im 

Bereich der Start- und Innovationsförderung von Unternehmen vgl. , 
passim.

 denn auch 
-

in den Bereichen Produkte- und Dienstleistungsentwicklung, Organisations- und Pro-

Die Massnahmen seien komplementär zu jenen von Innosuisse; bei Bedürfnissen nach 
Unterstützung im wissenschaftsnahen und forschungsbasierten Umfeld könnten die 
Wirtschaftspartner auf die Förderinstrumente von Innosuisse zurückgreifen ( -

 Vgl. 
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fen.  regelt u.a. die Kompetenz des Bun-
 

-
 Im Rahmen der regionalen Strukturpolitik wurde das Bundesgesetz über 

die Regionalpolitik  erlassen, das die Wettbewerbsfähigkeit einzelner Regionen 
stärken und deren Wertschöpfung erhöhen soll.  Finanzhilfen können unter an-
derem gewährt werden, wenn die Innovationsfähigkeit einer Region gestärkt wird; 
der Innovationscharakter der geförderten Initiativen, Programme oder Projekte für 

7. 

 Der Bund sorgt dafür, dass die Landwirtschaft durch eine nachhaltige und auf den Markt 
ausgerichtete Produktion einen wesentlichen Beitrag leistet zur:
a. sicheren Versorgung der Bevölkerung;

c. dezentralen Besiedlung des Landes.
 Ergänzend zur zumutbaren Selbsthilfe der Landwirtschaft und nötigenfalls abweichend 

vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit fördert der Bund die bodenbewirtschaftenden bäuer-
lichen Betriebe.

  
M

 Bundesgesetz über die Förderung von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensauf-
-
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B. Zuständigkeitsbestimmungen

3 -

-
turnah, umwelt- und tierfreundlich sind.

-
vestitionshilfen leisten.

-
tenznorm mit nachträglich derogatorischer Wirkung.  Die Bestimmung richtet 

Rechte. -
derkompetenz des Bundes.  Da es sich um eine parallele Kompetenz handelt, 
können die Kantone eigene Förderungsmassnahmen vorsehen  – im Gegen-
satz zu den Massnahmen des Bundes müssen diese allerdings mit dem Grundsatz 
der Wirtschaftsfreiheit konform sein.  Mit welchen Instrumenten bzw. Mass-
nahmen der Bund seinen Förderungsauftrag erfüllen möchte, steht ihm frei; die 
Bestimmung enthält keine Vorgaben hinsichtlich der einzusetzenden Instrumen-

 

, BSK BV, 

 

E. 4.4; 

, BSK BV, 
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te.

tierfreundlicher Produktionsformen statuiert, wird der Bund in lit. e zu Förde-
rungsmassnahmen im Bereich der landwirtschaftlichen Forschung, Beratung und 

 Der Bund hat nach der zweit-
genannten Bestimmung die Befugnis, verschiedenartige Massnahmen zur Verbes-
serung der Produktionsgrundlagen und der Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft 
zu ergreifen und entsprechende Massnahmen Dritter zu unterstützen. -

beide Bestimmungen freilich nicht zu begründen; sie bedürfen der ausführenden 
Gesetzgebung.  

-

Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abgewichen werden darf. Das Bundesgericht 
und die herrschende Lehre scheinen dies zumindest in gewissen Bereichen zu 

Betriebe) ausgerichtet sind. -
standen, die dem Gesetzgeber eine Richtschnur hinsichtlich des zielkonformen 
Massnahmeneinsatzes vorgibt,  scheinen grundsatzwidrige Massnahmen grund-
sätzlich zulässig.

des Subsidiaritätsprinzips also nur dort, wo grundsatzkonforme Massnahmen nicht 

-
-

(vgl. zum Ganzen 
 

, 9, der Forschung zur Erfüllung der Bundesaufgaben in der Land-

 

 

, BV Kommentar, 

 So 

978-3-03891-372-6.indb   232 19.07.2021   13:21:09



B. Zuständigkeitsbestimmungen

zielführend sind und sich die Branche nicht selber helfen kann  – gestützt auf 
-

men zulässig.  Der Landwirtschaftsartikel ist in diesem Sinne weitreichender 

sich die Frage, ob der Bundesgesetzgeber gestützt auf den Landwirtschaftsarti-
kel auch (nötigenfalls grundsatzwidrige) Massnahmen der Innovationsförderung 
als Instrument zur Zielerreichung vorsehen kann. Die Frage ist nach vorliegender 

schränken den Bund hinsichtlich seiner Instrumentenwahl ein. Es steht dem Bun-
desgesetzgeber daher grundsätzlich frei, auch Massnahmen zur Förderung von 
Innovation – etwa im Bereich der Verbesserung der Nachhaltigkeit von Produk-
tionsformen – vorzusehen. Wird davon ausgegangen, dass die agrarpolitischen 
Ziele noch nicht bzw. nicht vollständig erreicht sind, können Innovationen (und 
damit allenfalls auch deren Förderung) gar als notwendig erachtet werden, um die 
bestehenden Ziellücken zu schliessen bzw. die Zielerreichung weiterhin sicher-
zustellen.  Grundlage für Innovationsförderungsmassnahmen im Bereich be-
sonders naturnaher, umwelt- und tierfreundlicher Produktionsformen bietet auch 

zielkonformer Massnahmen.

-
keit grundsatzkonformer Massnahmen darzulegen (

 So auch 
-

tum in der Landwirtschaft denn auch (weiterhin) Rechnung getragen (vgl. , 
-

dere Fn. 985.
-
-

gaben und Befugnissen enthält (
nicht vollkommen einig, ob der Bund weitere Massnahmen vorsehen kann (unter der 
Bedingung bejahend, dass sich die Massnahme auch auf andere Verfassungsgrund-
lagen stützt 

, BSK 
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C. Grundrechte 

Grundrechte begrenzen die Freiheit staatlichen Handelns, um schutzbedürftige, 
-

tion bilden die Grundrechte eine Grenze der zulässigen Beschränkung privater 

-
liche Risikovorsorge zugunsten der individuellen Freiheits- und Handlungssphäre 

-
wehrrechte dem Einzelnen inhaltlich grundlegende Rechte gegen staatliche Ein-

-
sam.

Hintergrund.  Wird die Freiheit zur Entwicklung und Nutzung von Innovationen 

-
 

Nach dem Gesagten hat die Gewichtung der verschiedenen Grundrechtsfunktionen 

-
ermöglichende und Leistungsrechte die innovationsfördernde Dimension konkre-

-

-

Weil die Grundrechte nicht nur Schranken des Verfassungsstaates und seiner 

 -

 Vgl. -
-

nis bedeutet; 
-

rechtliche Positionen Dritter, die durch die Ver- oder Behinderung einer Innovation 
benachteiligt werden (vgl. 
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C. Grundrechte 

 gilt es nachfolgend zu unter-
suchen, ob die einschlägigen Grundrechte in Verbindung mit der Grundrechtsver-

-

der Bundesverfassung im Gesamten zu erfassen, ist der Blick auch auf die für die 
Innovationsermöglichung relevante abwehrrechtliche Grundrechtsdimension zu 

kann.

1. Dogmatische Vorbemerkungen

Die Grundrechtsdogmatik unterscheidet verschiedene Funktionen, Gehalte, 
Schichten und Dimensionen von Grundrechten.  Nachfolgend werden in einem 
ersten Schritt das subjektiv-rechtliche und das objektiv-rechtliche Verständnis 

werden können.

1.1. Subjektiv- und objektiv-rechtliches Grundrechtsverständnis

-
sphäre verstanden.  Diese als subjektiv-rechtlich bezeichnete Dimension der 
Grundrechte wird auch als das klassische oder traditionelle und defensive oder 
negatorische Grundrechtsverständnis beschrieben. -

-

 
Staatsaufgaben und Grundrechten nicht mehr vertreten werden kann und Staatsauf-

 Die Bezeichnungen werden nicht einheitlich verwendet (vgl.  et al., Grundrech-
 37 , 

  Verwirklichung, 43. Vgl. auch ., Grundrechte, 

  Vgl. -
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gabe beschrieben wird, in den Vordergrund.  Zur subjektiv-rechtlichen Dimen-
sion der Grundrechte gehören nur justiziable, mit anderen Worten direkt auf der 

 
Diesen subjektiven Rechtsansprüchen der Grundrechtsträger stehen entsprechen-

 

In der wissenschaftlichen Lehre und später auch in der bundesgerichtlichen Recht-

diesem individualrechtlichen, negatorischen Gehalt auch eine objektiv-konstituti-
ve Komponente aufweisen, die durch die Rechtsordnung umzusetzen ist.  Seit 

-
-

, begreift, 

normierte Grundrechtsverwirklichungsauftrag bindet den Staat an die Grundrech-
-

tragen.  Den Grundrechten kommt nach diesem Verständnis eine Orientierungs-
funktion für die ganze Rechtsordnung zu.  

 -

  , Grundrechtslehre, N
   Grundrechtslehre, N 49;  et al., Bundes-

 Zur frühen Lehre insbesondere , Grundrechte, 
-

lich der Eigentumsgarantie. Generell dazu  et al., 
., Verwirklichung, 

43 f. m.w.H.; 
 
  47; 

 Grundrechtslehre, N 39 f.;
.

 Der Umfang dieses Verwirklichungsauftrags, der nicht absolut zu verstehen ist, ergibt 

selber (zum Ganzen 
  Grundrechtslehre, N 39. 
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C. Grundrechte 

-
-

des Staates.

-
 

Wo sie genügend konkret sind, können sich staatliche Schutz- und Leistungs-

und damit justiziablen Schutz- und Leistungsansprüchen verdichten.  Die Ge-

Umsetzung: Die objektiv-rechtliche Bedeutung der Grundrechte und die staatliche 
-

-
der.

und nehmen primär die gesetzgebenden und die rechtsanwendenden Behörden in 

 Gemäss 
-
-

chung vgl. , Fn. 43). In der Schweizerischen Literatur scheinen die Schutz-

 et al., 
-
, 

  et al., § 4 N
, 85; 

 

 Vgl. , 94 f.; -
-

  Vgl.  et al., § 4 N 47 
Kerngehalte
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1.2. 
von Grundrechten

-
tionen und alle Staatsorgane auf allen Staatsebenen beteiligt. -
dung sowohl des Gesetzgebers als auch der Exekutive und der rechtsanwendenden 
Behörden sind Rechtserlasse grundrechtsbezogen auszugestalten, umzusetzen und 
anzuwenden.  In engem Zusammenhang mit der Entwicklung des konstitutiv-
institutionellen Grundrechtsverständnisses hat sich die von  geprägte 
Unterscheidung der direkt-anspruchsbegründenden (justiziablen), der program-

-
setzt.
Grundrechten erlaubt unter anderem eine Zuordnung ihrer Verbindlichkeit zu den 
verschiedenen Staatsfunktionen.  

Nur die erste – justiziable – Schicht eines Grundrechts wirkt im Rahmen der Rechtsan-
wendung direkt anspruchsbegründend und verleiht dem Einzelnen subjektive Rechte 
(Individualrechte).  Sie richtet sich primär an die Gerichte bzw. rechtsanwenden-
den Behörden, die konkrete Einzelfälle beurteilen.
wenn die Umsetzung durch die rechtsanwendenden Behörden ohne politische Wer-

 

 Vgl. et al., 43; 
SGK BV,

 Vgl.
nicht entgegen; auch der Bundesgesetzgeber ist beim Erlass von Bundesgesetzen an 
die Grundrechte gebunden (auch wenn eine entsprechende Rechtskontrolle von Bun-
desgesetzen nicht möglich ist; vgl. 

, 
, BV 

, Schutz-
, 54 f. Die Grundrechtstheorie von  leicht modi-

 
 , 

, 55.
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C. Grundrechte 

Die programmatische Schicht hingegen fordert den Gesetzgeber, der den Sinnge-
halt der Grundrechte auf generell-abstrakte Weise für ganze Lebens- und Gesell-

 Er soll die Rechtsordnung auch 
dann möglichst grundrechtsfreundlich – etwa freiheitlich und rechtsgleich – aus-

-
ger bestehen. -

 Bei der Umsetzung ihrer Gesetzgebungs- und 
-

nen, kommt den gesetzgebenden Behörden ein erheblicher Gestaltungsspielraum 
zu.  In der Regel begründet die programmatische Schicht eines Grundrechts kei-

oder Verfahren durch den Gesetzgeber.

Schliesslich sind die den Grundrechten zugrundeliegenden Wertentscheidungen 
-

sichtigen.
-

ren oder eine Generalklausel anzuwenden ist.
Schicht eines Grundrechts auch Orientierung für staatliches Handeln – etwa für 
Ermessensentscheide der Verwaltungsbehörden oder politische Entscheide der 

oder nicht.

-
sprüche zusammenfalle.

 
  et al., § 4 N 47. Vgl. auch Staatsrecht,
 
 Vgl. 

 
 Vgl. 

, 55; 

 Vgl. 
 et al., § 4 N 49; , 55; 

SGK BV,
 Vgl. 
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1.3. 

-
-

-

 

a. 

-
ter. -

in die Schutzobjekte der Grundrechte zu unterlassen und die Verhaltensfreiheit des 
Einzelnen zu dulden. -

 Das staatliche Unterlassen kann sowohl 
in der Nichthinderung von Handlungen als auch in der Nichtbeeinträchtigung 
von Schutzgütern oder der Nichtbeseitigung rechtlicher Positionen bestehen.  

 Im Einzelfall kann es zwischen grundrechtlichen Unterlassungs-, Schutz- und Leis-

-
sächlichen Wahrnehmung der Meinungsäusserungs- und Versammlungsfreiheit) be-
schrieben werden (vgl. 

-
tungsrechte einzuteilen sind, nur eine reine Ordnungsfunktion zuzuschreiben -

, 
 et al., § 4 N , 

Staatsrecht, § 7 
N 9.

  Vgl.  et al., § 4 N   et al., 

 , 9; 

 
, Fn. 55.
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C. Grundrechte 

 Kennzeichnend für die staatlichen Unter-
-

b. 

-
rechte als wertentscheidende Grundsatznormen vor den Beeinträchtigungen durch 
Dritte zu schützen sind; der Schutz von Grundrechten ist auch zu gewährleisten, 

-
rechtsträger selber oder von Drittstaaten.  Im Rahmen des staatlichen Schutz-
auftrags sind angemessene und zumutbare Schutzmassnahmen zu ergreifen und 

-
lichen und die Grundrechte Einzelner vor den drohenden oder bereits erfolgten 

-
 Der Staat verletzt seine 

unternimmt.

 , 9; 
 

, 

gesellschaftsvertraglichen Gegenleistungen zu sehen ist, die der Staat den Menschen 
aufgrund seiner Herrschaftsgewalt schuldet;

, Staatsrecht, 

 -
-

ren 
-
-

einschlägigen Gesetzgebung, die Grenze zwischen einer unerlaubten Gefährdung und 
, Risikovorsor-

 .
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Nach heutiger Lehre und Rechtsprechung kommt grundsätzlich jedem Grundrecht 

bezieht sich nicht nur auf bestimmte grundrechtliche Schutzgüter, sondern um-
fasst alle Grundrechte.  Während einzelne Schutzansprüche im Verfassungstext 
ausdrücklich verankert sind,  hat bei anderen Grundrechten die Rechtsprechung 

-

 

 Vgl. , 
75; 
spricht; . Während das BGer in seiner früheren Rechtspre-

-
nen schien (vgl. dazu ausführlich 

-

-
doch auch 
in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung insbesondere für bestimmte Grundrechte 
erhärtet hat. Unterschiede zwischen den verschiedenen Grundrechten ergeben sich zu-
dem auf der Ebene der Rechtsfolgen (vgl. 
Rechtsfolgen auch  f.

-
-

Vgl. zum Ganzen 

-
-

persönliche Freiheit entstehen punktuell justiziable Schutzansprüche bei Beeinträchti-

polizeiliche Verkehrsregelung oder polizeilichen Schutz bei der Durchführung einer 

 
, BV Kommentar, 
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C. Grundrechte 

-

der grundrechtlichen Schutzansprüche ist jedoch in erster Linie der Gesetzgeber 
gefordert, den Schutz der Grundrechte durch den Erlass entsprechender Rechts-
normen zu gewährleisten.  Dabei kommt ihm ein erhebliches Ermessen zu.  

tätig zu werden hat.
Schutzansprüche, die durch verschiedene Handlungen des Staates befriedigt wer-

Beeinträchtigung schlicht verbieten.  Sie setzt namentlich voraus, dass der Staat 
um eine Beeinträchtigung wusste oder hätte wissen müssen und er faktisch und 
rechtlich die Möglichkeit hatte, diese zu verhindern.  

-

absolut. -

-
, 

et al. § 4 N ; , 

 et al., Bundesstaatsrecht, 

 

präventiver Massnahmen, wenn das Leben einer Person durch Dritte gefährdet wird. 
Im konkreten Fall urteilt das BGer, dass der allenfalls gefährdeten Person zwar ein 

-
stehung, N 37;

 Vgl. ausführlich zu den Voraussetzungen -

-
lich. Das ergibt sich bereits daraus, dass die staatlichen Mittel faktisch begrenzt sind 
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-

deshalb auch das Grundrecht nicht verletzt.  Die Durchsetzung eines Schutz-

durch Beschwerde oder Klage ist damit zumindest nicht ausgeschlossen.  Wenn 

 

c. 

-

Bereitstellung von Rahmenbedingungen (wie staatliche Infrastrukturen, Verfah-
rensstrukturen  und andere positive Leistungen), die den Grundrechtsträgern die 
Wahrnehmung ihrer Grundrechte ermöglichen oder erleichtern.  Sie sind da-

-

-
-

ihrem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit gefährdeten Person ein schutz-
würdiges Interesse am Erlass konkreter rechtsgestaltender Massnahmen zusteht. Im 
konkreten Fall wurden die im Umweltschutzgesetz und der kantonalen Gesetzgebung 

 et al., § 4 N 38; 
 Beschwerde- und Verfahrensrechte sind für die Grundrechtsverwirklichung von gros-

ser Bedeutung, weshalb bereits das Fehlen einer Beschwerdemöglichkeit eine Grund-
rechtsverletzung darstellen kann (

 Vgl. 
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C. Grundrechte 

 

sich primär an den Gesetzgeber. -
staatlicher und anderer Leistungen ein weiter Ermessens- und Gestaltungsspiel-
raum zu, weshalb es an der verfassungsunmittelbaren Geltung und der direkten 
Durchsetzbarkeit der Leistung regelmässig fehlt.

-

zu gewährleisten  bzw. das Grundrecht ohne die staatliche Leistung ausgehöhlt 
würde.  Einige subjektiv-rechtliche Leistungsansprüche sind ausdrücklich im 
Wortlaut einzelner – vor allem sozialer – Grundrechte verankert.  Nebst diesen 

 -

-

oder der programmatischen Schicht der Grundrechte diskutiert (vgl.  et al., 
-

chung, 83).
 Dies auch, weil die Erbringung staatlicher Leistungen den Einsatz von Ressourcen er-

fordert (zum Ganzen vgl. 

 -

 So würde etwa die Versammlungsfreiheit illusorisch, wenn keine Möglichkeit zur Nut-
, 

 So etwa das Recht auf Nothilfe, das Recht auf Grundschulunterricht und die Garan-

-
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-
 Um den demo-

justiziabler Leistungsansprüche direkt aus den Grundrechten aber nur ausnahms-
weise und punktuell zu bejahen.  Denn auch die Leistungsverwaltung unter-
steht dem Legalitätsprinzip: Grundsätzlich dürfen Leistungen nur auf Basis einer 
gesetzlichen Grundlage gewährt werden.

2. 

verfassungsmässige Individualrechte.
bezieht sich die Norm nicht auf einen bestimmten Lebens- bzw. Schutzbereich, 

-

Ganzen  et al., § 4 N
-

gerichtlicher Rechtsprechung begründet etwa das Grundrecht auf Existenzsicherung 
-

-

-

bejaht. Vgl. auch , Grundrechtslehre, N 45;  et al., § 4 N

 
um stereotype Rollenbilder und gesellschaftlich institutionalisierte Verhaltensmuster 
und damit einhergehende Benachteiligungen von Frauen zu beseitigen, primär durch 

-
, 

, Verwaltungsrecht, 45; 
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C. Grundrechte 

recht).
unsachgerechten Gleichbehandlungen geschützt.

-
mung auch Leistungsansprüche ergeben, wenn sich die Ungleichbehandlung nicht 
auf andere Weise beseitigen lässt.

-
den Behörden gebunden.  Von beiden verlangt das Gebot der Rechtsgleichheit 
eine relative und nicht eine absolute Gleichbehandlung.  Gemäss bundesge-
richtlicher Rechtsprechung wird das Gleichheitsgebot in der Rechtsetzung ver-

Grund in den zu regelnden Verhältnissen ersichtlich ist, oder wenn er Unterschei-
dungen unterlässt, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrängen, wenn also Glei-
ches nicht nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches nicht nach 

 Ein Erlass kann Un-
gleichbehandlungen – etwa Förderungsmassnahmen – vorsehen, wenn diese einen 

-

N 7; 
 Diese werden auch als Ungleichbehandlungen im formellen Sinn und Ungleichbe-

handlungen im materiellen Sinn bezeichnet (
 Gemäss -

an staatlichen Einrichtungen ausgeschlossen wird und sich die Ungleichbehandlung 

  et al., Bundesstaatsrecht, N 747; 
-

 N 9.
 

-
ge, ob für eine rechtliche Unterscheidung ein vernünftiger Grund in den zu regelnden 
Verhältnissen besteht, kann zu verschiedenen Zeiten unterschiedlich beantwortet wer-
den. Dem Gesetzgeber bleibt im Rahmen dieser Grundsätze und des Willkürverbots 

, SGK 
f.;
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bestimmten, legitimen Regelungszweck verfolgen.  Von den rechtsanwenden-

-

des Rechts erlangt das Rechtsgleichheitsgebot insbesondere dort Bedeutung, wo 

-
 

-
den, da es nicht um Einschränkungen, sondern um erlaubte und unerlaubte Kri-

 Es wird allerdings vorgeschlagen, die in ihm 

 Das Bundesgericht scheint bei der 

BV nicht einheitlich vorzugehen und dem Rechtsgleichheitsgebot je nach Kontext 
eine unterschiedliche Bedeutung beizumessen.

Im Bereich der staatlichen Innovationsförderung erlangt das Rechtsgleichheits-
-

Verteilung aller zur Verfügung stehenden Förderungsmittel auf alle sich für eine 

 

 f.; -

 
, SGK 

dienen, anwendend 
 , N 33 f.; , SGK 

 Vgl. 
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C. Grundrechte 

Förderung bewerbenden Innovationsprojekte.  Vielmehr verlangt die Begrenzt-
heit staatlicher Mittel eine Selektion der (besonders) förderungswürdigen Inno-
vationen.  Die Kriterien, nach denen diese ausgesucht werden, sind von den 

 und müs-

des Rechtsgleichheitsgebots erlauben.
förderungswürdigen Innovationsprojekte rechtsgleich anzuwenden.

Soweit gestützt auf das Rechtsgleichheitsgebot unter bestimmten Voraussetzun-
, erlangt es auch hinsichtlich 

der Frage, ob  Dabei geht es in 
erster Linie darum, im Rahmen etablierter Förderungsmassnahmen die rechtsglei-
che Behandlung zwischen verschiedenen Innovationsprojekten bzw. Bewerbern 
zu gewährleisten.  Zur überstehenden Frage, ob der Bundesstaat verfassungs-

 So zur staatlichen Forschungsförderung , Neu-
, 77.

 Denn eine Verteilung der begrenzten staatlichen Mittel auf alle sich für eine Förde-
rungsmassnahme bewerbenden Innovationsprojekte würde in marginalen Förderungs-
beiträgen pro Bewerber resultieren; eine dergestalt ausgerichtete Förderung stellt kein 
taugliches Mittel zur Zielerreichung dar und würde mangels Eignung sowohl gegen 
den Verhältnismässigkeitsgrundsatz wie auch gegen das Gebot der optimalen Verwen-
dung staatlicher Mittel verstossen (vgl. dazu , 74; -

, Grundzüge, 77;
-

gen, die ein Innovationsprojekt erfüllen muss, um in den Genuss von Förderbeiträgen 
zu kommen. Zum Legalitätsprinzip in der Leistungsverwaltung vgl. die Hinweise in 

 Vgl. zur Forschungsförderung 
 Da die rechtsanwendenden und vollziehenden Behörden – etwa die Innosuisse – bei 

der Entscheidung, welchen Innovationsprojekten eine Förderung zu gewähren ist, 
regelmässig über einen grossen Ermessensspielraum verfügen, kommt dem Rechts-
gleichheitsgebot zentrale Bedeutung zu. Zum Rechtsgleichheitsgebot als Leitlinie 
staatlicher Förderungsmassnahmen ausführlich -
rung); 

 Vgl. 
 Der allfällige Leistungsanspruch an sich ergibt nicht aus der Rechtsgleichheit, son-

zu medizinischen Leistungen für jedermann ergibt (vgl. 
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3. 

geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit.

In der Grundrechtssystematik nimmt die persönliche Freiheit die Stellung eines 
verfassungsrechtlichen Leitgrundsatzes ein.  Das Bundesgericht beschreibt 

 auf die sich jedermann zum Schutz seiner Persönlichkeit und 
 Neben den im 

Wortlaut der Bestimmung ausdrücklich genannten Rechten auf körperliche und 
geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit schützt das Grundrecht auch 

-
 Davon umfasst werden das Recht auf individuelle Lebensgestaltung 

und das Selbstbestimmungsrecht, das eine Entschliessungs- bzw. Willensfreiheit 
und eine Betätigungs- bzw. Handlungsfreiheit hinsichtlich elementarer Erschei-
nungen der Persönlichkeitsentfaltungen gewährleistet.  In Verbindung mit der 
persönlichen Freiheit steht auch das Grundrecht auf Privatautonomie, das die 
Freiheit gewährleistet, selber zu entscheiden mit wem man Rechtsgeschäfte ein-
gehen möchte.

-

daher gleichgestellt (

, BSK BV, 

, 

 
-
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C. Grundrechte 

in der deutschen und in weiteren europäischen Verfassungen – keine allgemeine 
Handlungsfreiheit.
der sich auf seine persönliche Lebensgestaltung auswirkt, auf das Grundrecht der 
persönlichen Freiheit berufen; dieses schützt nicht vor jeglichem psychischen oder 
physischen Missbehagen. -

des Einzelnen gegen den Staat.  Mit Blick auf den Schutzbereich der persön-
lichen Freiheit – die elementarsten Erscheinungen der Persönlichkeitsentfal-

-
schränkungen bieten. Im Gegenteil hat die Norm eine zunehmend risikoorientierte 

-

 

-

vgl. 

 -

und das Recht auf Sterben ( , 

Rechtsprechung).
 

und zur Rechtsprechung des BGer vgl. 
Leben , 53 f.; 
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Diese richten sich in erster Linie an den Gesetzgeber und sind nicht justiziabel.  
Entsprechende Schutzvorkehrungen sind auf Gesetzesebene zahlreich etwa auf 
dem Gebiet des Umwelt-, Chemikalien-, Strahlen- und Gentechnologierechts zu 

 Sie dienen dem Schutz der Freiheit der Machtschwächeren und beengen 
damit in erster Linie die Freiheit der Personen, die im regulierten Bereich Inno-
vationen entwickeln und verbreiten wollen.
Schutzmassnahmen nicht nur die Freiheit des Innovators beschränkt, sondern auch 

-
weise oder vollständig) verwehrt wird. Die präventive Staatstätigkeit wirkt sich 
auf die Selbstbestimmung des Einzelnen und die Freiheitlichkeit des Gesamtsys-
tems negativ aus.  Wie  ausführt, tritt im Risikorecht das Selbstbestim-

-

notwendig sind oder sich aus einem besonderen Rechtsverhältnis (bspw. Inhaftie-
rung) ergeben.  Mit Blick auf den Schutzbereich des Grundrechts auf persön-

werden könnten. 

 

 Vgl. 
 

Wahlfreiheiten – nicht vordringlich Konsumfreiheiten, sondern Freiheiten zur selbst-
, Risi-

 Vgl. 
nur für Personen in Betracht kommt, die in besonderen Rechtsverhältnissen zum Staat 
stehen (ähnlich auch 

Heilbehandlung besteht, wenn das Leben längerfristig durch Krankheit bedroht ist.
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C. Grundrechte 

4. 

Die Freiheit der wissenschaftlichen Lehre und Forschung ist gewährleistet.

Die in der Bundesverfassung normierte Wissenschaftsfreiheit  setzt sich aus drei 
-

freiheit.  Im innovationsrechtlichen Zusammenhang interessiert in erster Linie 
die Forschungsfreiheit, welche die Freiheit der wissenschaftlichen Forschung ge-
währleistet. -
nung und Weitergabe menschlicher Erkenntnisse durch freie Wahl von Fragestel-

 Es beschreibt Forschung in zwei älteren 
 Sie 

-
prozess – sowohl den Werkbereich (Erarbeitung von Forschungsergebnissen) wie 
auch den Wirkbereich (Kommunikation von Forschungsergebnissen).  In ihrer 

 schützt die Forschungsfreiheit die intellek-
tuelle und methodische Unabhängigkeit des Forschenden bzw. dessen Handlun-

-
-
-

 
geklärt ist, ob die Lernfreiheit von der Wissenschaftsfreiheit umfasst wird; 

Vorliegend wird dem Verständnis gefolgt, dass von einer Unterscheidung der wissen-
schaftlichen und nicht wissenschaftlichen Forschung abzusehen ist, da Forschung nach 

-
-

, BV 
, SGK 

 933.
 

, N 8; 
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gen, die zur Umsetzung von Forschungsvorhaben notwendig sind, vor staatlichen 
 Durch ihre programmatischen Gehalte verlangt die Forschungsfrei-

heit zudem die Gewährleistung eines legislatorischen Freiraums, in dem sich die 
Forschung frei entfalten kann.

-

staatliche Leistungen im Bereich der Forschungsförderung anerkannt.  Nach 
herrschender Lehre obliegt es dem Staat in Verbindung mit dem Grundrechtsver-

-

auch die notwendige Infrastruktur bereitzustellen, da sich die Forschungsfreiheit 
ohne einen gewissen institutionellen Rahmen nicht entfalten kann.  Dieser Ge-
setzgebungsauftrag darf gemäss  nicht so weit verstanden werden, als dass 

 Schliesslich kann 

BV eingeschränkt werden, wobei entsprechende Schranken sowohl in der Ver-

 Vgl. , Wissen-

 

-

, 
, N 8; , Wissenschafts-

, 

Forschungsfreiheit nicht leicht zu umschreiben sind und berücksichtigt werden muss, 
-
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C. Grundrechte 

Heilmittelgesetz  oder im Humanforschungsgesetz ) verankert sind.  

-
schungsbasierte Innovation – verstanden als die Nutzung wissenschaftlicher Er-

-
 

die Nutzung von Forschungsergebnissen in der Regel nicht dem Erkenntnisge-
winn oder der Erkenntnisverbreitung, sondern der (wirtschaftlichen oder gesell-
schaftlichen) Verwertung dieser Erkenntnisse dient.
Nutzung von Forschungserkenntnissen nicht von der Forschungsfreiheit umfasst 

 Wenn 

voneinander abzugrenzen sind, kann folglich auch der grundrechtliche Forschungs-

 Im Rahmen der staatlichen Förderung von Forschung wird diese zudem durch den 
regulatorischen Rahmen der Förderung sowie die Vorgaben im Einzelfall (Forschungs-
auftrag, Forschungsziel und zur Verfügung gestellte Mittel) beschränkt (zum Ganzen 
vgl. , 
Wissenschaft, 487 f.

-
fasst würden, kann von vornherein ausgeschlossen werden.

 Vgl. ähnlich 
-

, 88).
 

gleich verstehend 
Bundesverfassung lassen sich keine Hinweise entnehmen, dass der Verfassungsgeber 

Bedeutung hätte beimessen wollen (vgl. 
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 Für das gleiche Ergebnis spricht, dass 
auch der experimentellen Entwicklung – die im linearen Innovationsprozess an 
die Forschungsphase anknüpft und als Umwandlung der Forschungserkenntnisse 
in Produkte oder Verfahren verstanden wird  – teilweise die Wissenschaftlich-

 Nach dem Gesagten begrün-

Entwicklung oder die Einführung einer Entwicklung im Markt oder der Gesell-

Da Forschung die Grundlage forschungsbasierter Innovation darstellt, ist die For-
schungsfreiheit mit Blick auf die Rahmenbedingungen des forschungsbasierten 
Innovationsprozesses trotz des soeben Gesagten auch für den Innovationsbereich 
von zentraler Bedeutung. -

-

Marktes zur Verwertung von Forschungsergebnissen verlangt, lässt sich alleine auf 

sich die Frage, ob die Beseitigung innovationsbeschränkender staatlicher Mass-

weil die Beschränkung der Nutzung bzw. Verwertung wissenschaftlicher Erkennt-

privatwirtschaftlichen Forschungsanstrengungen reduzieren werden, wenn keine 
-
-

Frage in der Praxis wohl von untergeordneter Bedeutung sein.

, 34 m.w.H. 
  Vgl. 
 Im Idealfall führt die Verwertung von Forschungserkenntnissen zu Innovationen und 

durch die Vermarktung der Forschungsergebnisse in Form innovativer Entwicklungen 
reizt die Privatwirtschaft zu Investitionen in die Forschung an (zu den wechselseitigen 
Wirkungen zwischen Forschung und Wirtschaft vgl. 
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5. 

 Das Eigentum ist gewährleistet.
Enteignungen und Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, wer-

den voll entschädigt.

 Von der Ver-
ankerung einer Sozialbindung des Eigentums, wie sie etwa das deutsche Grund-
gesetz vorsieht,
abgesehen.
motivierte Beschränkungen des Privateigentums zulässig sind.  

Dass die Gewährleistung von Eigentum die staatliche Förderung von Innovation 
bedingen würde bzw. diese als Voraussetzung von jener zu gelten hätte, kann vor-

 Für die Beantwortung der 

(übermässige) staatliche Innovationsbeschränkungen einräumt oder in ihrem pro-
-

fenen Eigentumsordnung anhält, ist vielmehr zu untersuchen, ob Innovation als 

im Sinne dogmatischer Vorbemerkungen zuerst generell auf die grundrechtliche 
Eigentumsgarantie eingegangen, bevor die Stellung von Innovation als Schutz-
objekt des Immaterialgüterrechts erläutert wird.

 Dieses stellt eine Grundvoraussetzung der Marktwirtschaft dar und weist überdies eine 
ideelle Komponente auf, indem es zur Persönlichkeitsentfaltung der Berechtigten bei-
trägt (vgl. 

 

der persönlichen Verantwortung und Initiative darstellen ( , SGK 

-
gründet werden, wenn diese Voraussetzung zur Erfüllung des Grundrechtsauftrags 
wäre bzw. ohne die staatliche Förderung von Innovation das Privateigentum nicht ge-
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5.1. Teilgehalte der Eigentumsgarantie

Die Eigentumsgarantie wird in Rechtsprechung und Lehre regelmässig in die drei 
 

Diese Gliederung dient der Gruppierung und Konkretisierung der sich aus der 
-

einander verbunden sind und den Inhalt der Eigentumsgarantie nicht abschlies-
send erfassen.

ihre Funktion als Bestandesgarantie von Bedeutung, die konkrete vermögens-
 Der Grundrechtsträger hat das 

Recht, sein Eigentum zu nutzen, zu bewahren und darüber zu verfügen.  Die 
Bestandesgarantie gilt jedoch nicht absolut, sondern kann nach den Vorausset-

und Verhältnismässigkeit) beschränkt werden.

Eigentumsinhalts (Eigentumsinhaltsbestimmungen) können sich im konkreten 
 Entsprechend der verfassungsrecht-

-
tumsgarantie bezeichnet (vgl. zum Ganzen

 Vgl. , 

 
 

, BSK BV, 

 et al., 

 
 , 354; 

Verbindung steht der Streit zwischen der Konkretisierungs- und der Schrankentheo-
, Petit 

Inhalt des Eigentums aus der Verfassung und der darauf gestützten Rechtsordnung; 
gesetzliche Konkretisierungen von der Eigentumsgarantie gleichberechtigt gegen-
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lichen Konzeption basiert die Eigentumsgarantie auf dem Gedanken der privaten 

 

Die Eigentumsgarantie vermittelt – abgesehen vom Entschädigungsanspruch nach 
 – keine einklagbaren Leistungs-

ansprüche.  Die Verwirklichung der Eigentumsgewährleistung bedingt jedoch, 
-

seite stellt, da erst eine solche den Erwerb, die Nutzung und Veräusserung vermö-

-

-

Eigentumsbeschränkungen, sondern konkretisieren den Inhalt der verfassungsmässi-
gen Eigentumsrechte (zum Ganzen 

-
geschränkt werden kann, sofern eine genügende gesetzliche Grundlage besteht, der 

Schrankentheorie (weiterführend 
 
 Im Falle einer zulässigen Beschränkung eines konkreten Eigentumsrechts wandelt 

(

-

 Zur rechtlichen Infrastruktur gehören etwa das Vertragsrecht, die Grundbücher und 
Zivilgerichte (zum Ganzen 
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aus dem Eigentum ergebenden privaten Verfügungs- und Nutzungsrechte im We-
sentlichen zu erhalten und den freiheitsvermittelnden Kerngehalt des Eigentums 
zu wahren hat. -
setzgeber ein weiter Ermessensspielraum zu;  jedoch ist es ihm untersagt, das 
Rechtsinstitut Eigentum auszuhöhlen oder gar zu beseitigen.

5.2. Inhalt der Eigentumsgarantie

Von den klassischen Freiheitsrechten unterscheidet sich das Grundrecht auf Ei-

Worten ein Rechtsinstitut.  Die Verfassung legt die garantierte Eigentumsord-
nung nicht selber fest, sondern überlässt es dem Gesetzgeber, sie – unter Berück-

 
Die von der Eigentumsgarantie geschützten Rechtspositionen werden somit weit-
gehend vom Gesetzgeber festgelegt und inhaltlich ausgestaltet.  Er ist in der 
Bestimmung dessen, was Eigentum ist, allerdings nicht völlig frei, sondern hat zu 
berücksichtigen, dass die verfassungsrechtliche Eigentumsgarantie eine Wertent-

-

-

 et al., Verwal-

 , 

 

 

 Vgl. , Petit commentaire, 
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scheidung zugunsten des Privateigentums darstellt.  Der verfassungsrechtlichen 
 

welche die durch das Eigentumsgrundrecht geschützten Rechtspositionen bereits 
auf Verfassungsebene relativieren.  Zu diesen gehören etwa Bestimmungen der 

-
schutzes. -

Verfassungsnormen grundsätzlich derselbe Geltungsrang zukommt, ist er bei der 
Umsetzung der erwähnten Ziel- und Kompetenznormen an die Eigentumsgarantie 
gebunden und hat der Wertentscheidung zugunsten des Privateigentums Rechnung 

-

stand, werden Inhalt und Umfang der grundrechtlich geschützten Eigentumsrechte 
 Da die Bun-

 Dabei hat er insbesondere die freiheitsvermittelnde Funktion des Privateigentums zu 
beachten

  

 
-

 -
-

rungen eine abstrakte Interessenabwägung vorzunehmen und die bestehenden Eigen-

 
unmittelbar anwendbare Verfassungsbestimmungen, die Sachherrschaftsbefugnisse 

stünden. 
 , 

-
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-
leisteten Eigentumsrechte.  

5.3. Immaterialgüter als Schutzobjekte der Eigentumsgarantie

Die Schutzobjekte der Eigentumsgarantie sind sämtliche Vermögensrechte des 
 Seit einer 

wurde, umfasst der Schutzbereich der Eigentumsgarantie nicht nur die unmittelbar 

dieser Befugnisse.  Nebst (un-)beweglichen Sachen werden auch beschränkte 
dingliche Rechte, obligatorische Rechte, der Besitz und Immaterialgüterrechte 
von der Eigentumsgarantie umfasst.  

Mit Blick auf den Innovationsbereich sind in erster Linie die Immaterialgüterrech-
te von Bedeutung: Das Immaterialgüterrecht dient dem rechtlichen Schutz von 

zugeordnet werden – den Schutz durch die Eigentumsgarantie nicht verlieren sollen 
(ausführlich 

 Denn der Entzug faktischer Vorteile kann den Eigentümer im Ergebnis gleichermas-

ter 

 Vgl. , 49; , 84; 
, 

-
sächlich erreicht werden können, wird vorliegend anderen überlassen (vgl. etwa -

passim; , passim; , Innovationsförderung, passim; 
passim). Für diese Untersuchung genügt der Hinweis, dass umstritten ist, ob Inno-
vationstätigkeiten durch immaterialgüterrechtlichen Schutz tatsächlich gefördert wer-
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-
 

Schutzobjekt des Immaterialgüterrechts sind Immaterialgüter – mit anderen Wor-
 des menschlichen Geistes entstehende un-

 

Die Zuordnung eines Immaterialgutes zu einem Rechtsträger erfolgt nach Mass-
gabe des durch die Rechtsordnung zugewiesenen Eigentumsrechts, das eine abso-
lut geschützte, ausschliessliche Verfügungsbefugnis über die unkörperliche Sache 
begründet (Immaterialgüterrecht im subjektiven Sinn ).  So ergibt sich etwa 

-
setzgebung zum Patentrecht.  Es gewährt dem Rechtsträger nicht nur die allei-

hemmend und dysfunktional bezeichnet, weil sie Monopole erzeugen und die Ver-
wertung gesellschaftlichen Wissens beschränken (vgl. , Immaterial-
güterrecht, 35 m.w.H.; 

 , Botschaft Systementscheid, 337. Für die EU vgl. etwa E. 4 der Richtlinie 
-

in der Informationsgesellschaft. 

ist daher die reine Idee, die nicht konkret dargestellt, verkörpert oder umgesetzt wurde 
(vgl. ; 

 
analoger Eigenschaften zwischen körperlichen und geistigen Gütern ablehnend -

immateriellen Gut bezeichnet, während das Immaterialgüterrecht im objektiven Sinn 
die Gesamtheit der Rechtsgebiete umfasst, die sich mit dem Immaterialgüterschutz 
befassen (PatG, URG, DesG, MSchG etc.; vgl. dazu 

 M.a.W. wird eine (körperliche) Sache durch das Sacheigentum und ein (unkörper-
liches) Immaterialgut durch das Immaterialgüterrecht einer Person zugeordnet (zum 
Ganzen 
ist auch oft von einem Monopol die Rede, das zugunsten des Immaterialgüterrechts-
inhabers errichtet wird ( , 73; vgl. auch , N 375).
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 Denn indem Immaterialgüterrechte Eigentum 
-

rechtlichen Eigentumsgarantie.  

Die Eigentumsgarantie gewährleistet das Eigentum jedoch nur mit dem Inhalt, den 
es nach Massgabe der jeweiligen Rechtsordnung hat; sie bietet grundsätzlich kei-
nen Schutz gegen deren Änderung.  In der Immaterialgütergesetzgebung zeigt 
sich denn auch eine gegenüber dem Sach- und Grundeigentum verstärkte soziale 
Bindung des geistigen Eigentums: Die Exklusivrechte der Rechtsträger sind zu-

-
se verschiedentlich beschränkt.  Es ist somit in erster Linie der Gesetzgeber, 
welcher die als Rechtsobjekte anerkannten Immaterialgüter und deren Schutzum-

 Die schweizerische Rechtsordnung anerkennt als immaterielle 
), litera-

) 
).  

das Gemeinwesen aus den Bestimmungen des Patengesetzes ergibt (dazu auch 

 

bestimmter Nutzerkreise einschränken, um die gegensätzlichen Interessen, etwa zwi-
schen der Eigentumsgarantie einerseits und der Meinungs- und Informationsfreiheit, 
der Wirtschafts-, Wissenschafts- sowie der Medienfreiheit andererseits auszugleichen 
(BGer 4C.

Rede (vgl. zum Ganzen 

 Bundesgesetz über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte vom 9. Oktober 

 Vgl. ausführlicher 
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Nach dem Gesagten werden Innovationen (als immaterielle Güter i.w.S.) über die 
-

ter i.e.S.) von der Eigentumsgarantie umfasst. Die nicht verkörperte Innovation 

-
materialgüterrechtlichen Schutz erfährt und damit vom Schutzbereich der verfas-
sungsrechtlichen Eigentumsgarantie umfasst wird.  Fokussiert wird dabei auf 

-
förderung) sowie den urheberrechtlichen Schutz von Werken.  

a. 

keine Verwendung.
-

gende technische Lehre bezeichnet wird. -

 Die Eigentumsgarantie sichert den gesetzlich zugeordneten Vermögenswert der ge-
fundenen Erkenntnisse ( , 88 f.).

 Zur Bedeutung des Patentschutzes für die Innovationsförderung , 49 f.; 
, Innovations-

-
tionsprozesses, indem sie Innovationsleistungen verkörpern oder selber innovativ sind 
( , 

-
weise als ein innovationsförderndes Immaterialgut beschrieben (vgl. -

-
gig vom Innovationsgehalt des bezeichneten Produkts und kann deshalb bereits lange 

bei Patenten und Urheberrechten nicht der Fall ist (vgl. dazu 

auf diejenigen Voraussetzungen der Patentierbarkeit eingegangen, die für die Um-
schreibung der patentierbaren Innovationen einträglich sind (zur Handlungsanwei-

, SHK PatG, 
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der Patentierbarkeit.

 Der Stand der 

-
schreibung, durch Benutzung oder in sonstiger Weise zugänglich gemacht worden 
sind.

ist.  Die Neuheit ist nur zu verneinen, wenn sich bei einem Vergleich der paten-

 Entspre-

oder nicht, kann lediglich bejaht bzw. verneint werden.
wird im Patentgesetz somit nicht in seiner umgangssprachlichen (oft unscharfen 
und auf subjektiven Elementen beruhenden) Bedeutung verwendet. Die Bedeu-

Kriterien.  Dies im Gegensatz zur wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen 

, 

 
 Vgl. 

mit dem Hinweis, dass die Beantwortung der Neuheitsfrage kein Werturteil über die 
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abgestellt wird.

Eine mit dem Erfordernis der Neuheit in Verbindung stehende Voraussetzung der 

 Nicht 

werden kann.

 

 Dieser wird in der Regel nur gerin-

-

 

wiederholt verwertbar ist (
-

sind (vgl. 
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wobei im Sinne des Patentgesetzes auch die freien Berufe und die Landwirtschaft 

sind vom Patentschutz ausgeschlossen.  Nicht erforderlich ist namentlich, dass 
 

-
-
-

Menschen mit materiellen, ausserhalb des Menschen liegenden Mitteln bewirkte 
Veränderung der materiellen Welt.
dass Neuerungen erst ab einem bestimmten Stadium im Innovationsprozess – der 

 
Damit erfasst der patentrechtliche Schutz nur die mit Blick auf ihre Relation tech-
nischen Innovationen. Nicht-technische – etwa soziale – Innovationen sind einem 
patentrechtlichen Schutz somit nicht zugänglich.  

 
N 34. 

 -

 

-

, Kommen-

-

-
setzt (vgl. zum Ganzen 

werde; 
 Ebenso 
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Bestehenden darstellt, zum technischen Fortschritt beiträgt oder nützlich ist, ist mit 
Blick auf ihren patentrechtlichen Schutz grundsätzlich unerheblich.  Von der Pa-
tentierbarkeit ausgeschlossen und dem Schutz der Eigentumsgarantie damit kom-

 Diese Bestimmung ist zumindest teil-

indem unerwünschten Innovationen der rechtliche Schutz versagt wird.  Mit den 
-

tes bei der Erteilung des Patents einerseits und der Zulassung der Verwertung der 
-

mentale und dauerhafte rechtliche oder moralische Wertvorstellungen die Verwei-
gerung eines Patents zu rechtfertigen vermag.  Das Patentrecht (im subjektiven 

-
, Botschaft 

N 94; 
 Mit dieser Bestimmung setzt das PatG Patentierbarkeitsverbote des EPÜ sowie schwei-

-

-
sichtigung der tragenden Grundsätze der Rechtsordnung sowie moralischer und sitt-

sozialethisch motiviert und sichert den Zugang zu Verfahren, die der menschlichen und 

(
 
 

auch , N 45, der jedoch ausführt, dass das Immaterialgüterrecht dem Berechtig-
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b. Werk im Sinne des Urheberrechts

Werke im Sinne des Urheberrechts sind geistige (d.h. menschliche) Schöpfun-
gen  mit individuellem Charakter im Bereich von Literatur und Kunst sowie 

Werks zum Bereich der Literatur und Kunst wird der Schutzbereich des Urheber-
rechtsgesetzes abgesteckt.

Kunst.
 

Für den Innovationsbereich ist festzuhalten, dass nicht nur mit Blick auf ihren 
Gegenstand künstlerische oder literarische Innovationen vom urheberrechtlichen 

der Verkörperung der Innovationsleistung dienen.

Vom Patentrecht und den übrigen gewerblichen Schutzrechten unterscheidet sich das 
Urheberrecht insofern, als es kulturelle geistige Erzeugnisse und nicht gewerbliche 
oder technische Schöpfungen zum Schutzobjekt hat.

 Ein da-
rüber hinausgehender (kommerzieller) Zweck oder der Wert der geistigen Schöpfung 
ist für die Beurteilung als urheberrechtlich geschütztes Werk nicht von Bedeutung.  

-

ten in positiver Hinsicht die Verwertung des Immaterialgutes ausschliesslich zuweist 
– dass dieses Benutzungsrecht nur in den Schranken der Rechtsordnung bestehe sei 
selbstverständlich.

 

-

 Vgl. 

 Vgl. 
 
 

, 
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 Keinen urheberrechtlichen Schutz erfahren jedoch reine Ideen, die in kei-
; mit anderen 

Worten muss das Werk in irgendeiner Weise fassbar bzw. (sinnlich) wahrnehmbar 
gemacht werden. -
nische Regeln und Methoden stellen daher keine Werke im Sinne des Urheberrechts 
dar.

überwiegender Lehre dem Zweck der wissenschaftlichen Forschung entsprechend 
gemeinfrei.  Somit setzt der urheberrechtliche Schutz erst ab einer bestimmten 

-

-
ten Innovationen auch mit Blick auf ihren Gegenstand; nicht umfasst werden jene 
immateriellen Innovationen, deren Innovationsleistung sich nicht in einer urheber-
rechtlich relevanten Form zeigt.  

-
vationen kann allerdings durch andere Gesetze untersagt sein (vgl. et al., 

 So 

 et 

Idee wird in der Literatur kritisiert. Für Werke mit technischem, wissenschaftlichem 
oder praktischem Inhalt wird sie allerdings überwiegend als relevant erachtet (zum 
Ganzen 
Materie in einem wissenschaftlichen Werk schützbar ist, nicht aber chemische For-

-
ben bloss wissenschaftliche Erkenntnisse im technischen Bereich, die gegebenenfalls 

-
besondere Fn. 539). Mit Blick auf den urheberrechtlichen Schutzbereich nicht nötig ist 
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Neben der Zugehörigkeit zum Bereich der Literatur und Kunst und seiner Wahr-

URG individuellen Charakter haben. In der Individualität des Werks liegt das in-
novative Element dieses Immaterialguts.  Begründet wird es durch die Vielzahl 
persönlicher Entscheidungen des Urhebers und durch überraschende und unge-
wöhnliche Kombinationen.

 Zur Beurteilung 
der Werkindividualität stellt das Bundesgericht regelmässig auf den dem Urheber 

individuelle Gestaltung zur Verfügung stehende Spielraum ist, desto eher bejaht 
es die Individualität.  Bleibt für individuelle Elemente kein Raum, weil der Ge-

handwerkliches Erzeugnis und kein urheberrechtlich schützbares Werk vor.  

einen Dritten vorgehen kann, der eine diesem – ihm unbekannten – Werk identi-

-

 Vgl. ., Innovation, 77 f.; , 

 Das BGer führt auch aus, dass die Werkgestaltung sich vom allgemein Üblichen so 
-

 , N 73; , 8.

 Den urheberrechtlichen Schutz versagt hat das BGer etwa einem Kompendium mit 

Fach- und Patienteninformationen kein selbständiges, vom Üblichen abweichendes 

 So etwa bei , Urheberrecht, N 85; -
, 354; , Innovation, 77 m.w.H.
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dass jeder Urheberrechtsschutz objektive Neuheit voraussetzt.  

 Die Wirtschaftsfreiheit ist gewährleistet.
 Sie umfasst insbesondere die freie Wahl des Berufes sowie den freien Zugang zu einer 

Die Wirtschaftsfreiheit stellt in ihrer individualrechtlichen Dimension  ein di-

 dar.  Für einen in-
-

auf gesteigerten Gemeingebrauch – keine Grundlage.  Weder können auf der 

 Nach 
dem Gesagten auferlegt die Wirtschaftsfreiheit dem Staat im Rahmen ihres indi-
vidualrechtlichen Gehalts in erster Linie Unterlassungs- und Duldungsplichten. 

objektive Grundsatznorm, die den Staat zur Verwirklichung der Wirtschaftsfrei-

 Vgl. , Kommentar DesG, Einleitung N 74; 
zahlreiche weitere Hinweise vgl. , Fn. 33.

-
schöpfungen geben kann (vgl. , 44; -

, Urheberrecht, N 85; , 354).

 
 , SGK BV, 

m.w.H., und aus der jüngeren Recht-
-

 et al., Wirtschaftsrecht, § 5 N 54; 

, BV Kommen-
-
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heit anhält.
möglichst optimaler Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entfaltung des 
Einzelnen, richtet sich aber mit der Forderung nach einer grundrechtskonformen 

-
nehmerischen Betätigung und die Gleichbehandlung der Konkurrenten genannt.  
Vorliegend interessieren insbesondere die zwei Letztgenannten. In ihrer primär 
abwehrrechtlichen Funktion schützt die Wirtschaftsfreiheit jede (haupt-, neben-

die gewinn- bzw. erwerbsausgerichtet ist.  Der Schutzbereich ist breit: Erfasst 
-

tauschs sein können.  Was genau an welchem Ort, zu welcher Zeit, in welcher 
-

 Mit dieser objektiv-rechtlichen Dimension des Grundrechts (vgl. vorangehend 
-

tionelle Funktion der Wirtschaftsfreiheit, die ebenfalls in erster Linie den Gesetzgeber 

-

 et al., 
-

wendung vgl.  et al., Wirtschaftsrecht, § 5 N 7. Ferner , 

 Vgl. -

N 8; 
sein, die mit der Verfolgung eines ideellen Zwecks einhergehenden Betriebskosten zu 

 Etwa die Erzeugung von Gütern oder die Erbringung von Dienstleistungen (zum Gan-
zen

Person keine Gegenleistung erbringt – mit dem Ergebnis, dass es die Bettelei nicht 

-
 et 
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überlassen.  Daher kann es auch nicht darauf ankommen, ob die gewinn- bzw. 

einen Beitrag zur gesellschaftlichen Gesamtleistung leistet.  Da die wirtschaft-
liche Betätigung des Einzelnen nicht unter einem allgemeinen Gemeinwohlvorbe-

oder nicht. -

 Nur wo die 
-

sieht, sind diese dem Schutzbereich der Wirtschaftsfreiheit entzogen.  Im Ge-
gensatz zu anderen Grundrechten haben Beschränkungen der Wirtschaftsfreiheit 

 , Glühbirne, 579; 
N 7 mit zahlreichen Rechtsprechungshinweisen; 

 
-

auch  et 
-

, Glühbirne, 
579 m.w.H.).

 -

Erzeugnissen aus Embryonen (zum Ganzen 
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 oder in der Bundesverfassung vorgesehen oder in 
 

Nach dem Gesagten kann sich der Einzelne im Falle der staatlichen Beschränkung 
seiner Innovationstätigkeit immer dann auf die Wirtschaftsfreiheit berufen, wenn 
die Innovation kommerziell verwertet werden kann.  Die Wirtschaftsfreiheit 

-
werden  sowie die tatsächliche Nutzung bzw. Verwertung  der Innovation.  
Dabei hat auch der Gesetzgeber zur Verwirklichung der Wirtschaftsfreiheit beizu-

-

-
stehen kann. So hatte das Bundesgericht die Einführung eines kantonalen Min-
destlohnes auf Vereinbarkeit mit der Wirtschaftsfreiheit und dem verfassungsmäs-
sigen Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit zu überprüfen.

die Innovation bzw. deren Entwicklung oder Verbreitung gesellschaftlich un-
erwünscht, rechtswidrig oder strafbar ist. Die Wirtschaftsfreiheit garantiert dem 
Innovator jedoch keinen Freischein für die Entwicklung und Verbreitung belie-

-
 Beschrän-

 Zur Vereinbarkeit staatlicher Massnahmen mit dem Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit 

 
 SGK BV, 

 Zur Forschung 
 Vgl. 
 Vgl. , 88 f.
 Denn im liberalen Rechtsstaat muss die Begrenzung und nicht das Zulassen von Inno-
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C. Grundrechte 

ökonomischen Freiheitsanspruch des Innovators überwiegt.  Schliesslich be-

die Rechtsgüter Dritter. Die Diskussion, wann die (allenfalls drohende) Beein-
-

grundrechtlicher Ebene geführt werden.  

blosse Konsum der Endverbraucher nicht in den Schutzbereich der Wirtschafts-
freiheit fällt.

-
breitung eines innovativen Produkts bzw. einer innovativen Dienstleistung – und 
damit indirekt deren Konsum – beschränkende staatliche Regulierung.

7. 

gegen innovationsbeschränkend wirkende staatliche Massnahmen oder ein Leis-
tungsanspruch auf Innovationsförderung zukommt, weitere Grundrechte von 

-
stellation können neben den in den vorangehenden Kapiteln genannten etwa die 

-

seinen Prognosen und Wertentscheidungen ein grosser Ermessensspielraum zukommt 
(vgl. 

 Fest steht, dass nicht jede noch so geringe – im Innovationsbereich regelmässig nur 
theoretisch denkbare bzw. vermutbare – Beeinträchtigung von Rechtsgütern eine Be-
schränkung der individuellen Wirtschaftsfreiheit zu rechtfertigen vermag; da praktisch 
jede Freiheitsausübung unweigerlich mit der Beschränkung von Freiheiten Dritter ein-

(zum Ganzen vgl. , Risikosteuerung, 

-

und Rechtsprechung. In der Lehre blieb diese Rechtsprechung nicht ohne Kritik (vgl. 
 et al., 

N 8 mit zahlreichen Hinweisen).
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-
 

Schutzbereich der Meinungsfreiheit umfasst unter anderem die Bildung, Äus-
serung und Verbreitung von Meinungen wie auch Informationen, Mitteilungen, 

-
hauptungen. -
nungsfreiheit beschrieben wird –

 Die Meinungs- und Informationsfreiheit ist in gewissem Masse 

-
 

Die Meinungs- und Informationsfreiheit schützt nach dem Gesagten die kommu-

 Für die hinsichtlich der Forschung relevanten Grundrechte vgl. -

 Nebst dem Inhalt sind auch alle Kommunikationsmittel und formen geschützt (zum 
Ganzen mit zahlreichen Rechtsprechungshinweisen , BV Kommentar, 

-

 Vgl. 
-

-
heit verstanden wurde, während sie in der geltenden Verfassung einen eigenständigen 

-
-

fang der Informationsfreiheit massgebend durch den Gesetzgeber bestimmt (vgl. BGE 
, BSK BV, 
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C. Grundrechte 

Forschung).  Wo das Grundrecht eingeschränkt wird, kann sich dies auf die Ent-
wicklung von Innovationen negativ auswirken.  

Hat der Gegenstand einer Innovation auch künstlerischen Gehalt, dürfte sie re-

vorgegeben; auch in der Kunstszene besteht kein allgemein akzeptierter Kunst-
 Einigkeit besteht dahingehend, dass mit Blick auf den Schutz durch 

verfolgt werden.  Der Verfassungsgeber gewährleistet die Freiheit der Kunst, 

selber umfasst. -
-
-

rungs-)Leistungen vermittelt die Kunstfreiheit hingegen nicht.

 Zur Forschung 

, Kommentar 

 Vgl. in Zusammenhang mit restriktiven Haftungsregelungen für Internet-Provider für 
Rechtsverletzungen durch ihre Kunden 

 Zur Weite des sachlichen Schutzbereichs bzw. des verfassungsrechtlichen Kunstbe-
et al., Bundesstaatsrecht, -

annimmt, Normen sprengt und das Bestehende in Frage stellt, weshalb es nicht mög-

, SGK 
, N , Wis-

 , SGK 
-

 
  et al., 

N 7; 
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8. Innovationsfreiheit oder Innovationsgarantie?

Wie in den vorangehenden Kapiteln gezeigt, wird vom Schutzbereich der betrach-

Verfassungsgrundlage ein Innovator grundrechtlichen Schutz erfährt, ist unter 
anderem abhängig vom Gegenstand der Innovation (soziale Praktik, technische 

-
wicklung kommerzialisierbar ist). So werden von der Eigentumsgarantie bzw. 
vom numerus clausus der immaterialgüterrechtlich geschützten Rechtsobjekte nur 

erfasst. In den Schutzbereich der Wirtschaftsfreiheit fallen nur mit der Entwick-
-

Entwicklung von Innovation zwar von zentraler Bedeutung, sie schützt allerdings 
nicht die Umsetzung von Forschungserkenntnissen. 

Nach dem Gesagten ergibt sich aus dem Bestand positiver Grundrechtsbestim-

analog zur Eigentumsgarantie das Ergebnis des Innovationsprozesses als Rechts-
-

dem ungeschriebenen Verfassungsrecht entnommen werden. Das Bundesgericht 
hat eine Gewährleistung von Freiheitsrechten durch ungeschriebenes Verfassungs-
recht bisher nur hinsichtlich Befugnissen angenommen, welche die Voraussetzung 

oder sonst als unentbehrliche Bestandteile der demokratischen oder rechtsstaat-
lichen Ordnung des Bundes erscheinen.  Hinsichtlich der (damals noch nicht in 
die Bundesverfassung aufgenommenen) Forschungsfreiheit urteilte das Bundes-

-

-
erkennung der Forschungsfreiheit als selbständiges verfassungsmässiges Grundrecht 
vor dessen Normierung in der BV noch 
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C. Grundrechte 

Forschung könnten nicht zum vornherein verneint werden, da ein verfassungs-

seiner Freiheitsrechte bilden und Bestandteil der demokratischen und rechtsstaat-
lichen Ordnung darstellen könne.  Während nicht ohne Weiteres ersichtlich ist, 

würden, ist eine solche für die rechtsstaatliche Ordnung – deren Grundanliegen 
die Sicherstellung der Freiheit der Menschen durch die Herrschaft des Rechts ist – 
von zentraler Bedeutung. -
geschriebenen Freiheitsrechts prüft das Bundesgericht jeweils auch, ob dieses in 
der kantonalen Verfassungswirklichkeit bereits weit verbreitet und so von einem 
allgemeinen Konsens getragen ist.  Ein Blick in die kantonalen Verfassungen 

Zusammenhang mit der Gewährung eines subjektiven (Grund-)Rechts.  

-
vationsfreiheit für die rechtsstaatliche Ordnung nicht, um den Bestand eines un-

-
ständnis  – zu viele unterschiedliche Erscheinungen, als dass es einem grund-
rechtlichen Schutz zugänglich wäre. Eine so verstandene Innovationsfreiheit 
käme einer Handlungsfreiheit gleich, wie sie vom Bundesgericht in konstanter 
Rechtsprechung abgelehnt wird.  

Nachdem der Bestand eines Grundrechts auf Innovation (im weitesten Sinn) zu 
verneinen ist, drängt sich die Frage auf, ob aus einer Ergänzung des bestehenden 

 Da es die Heranziehung der anerkannten Grundrechte im vorliegenden Fall als genü-

-
-

Il [l’État] encourage l’innovation technologique, 
ainsi que la création et la reconversion d’entreprises.

-

 Innovationen sind folgenreiche Neuerungen zur Bewältigung bekannter oder neuer 
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 basie-
renden Innovationsfreiheit oder Innovationsgarantie etwas zu gewinnen wäre.  
Zumindest in der deutschen Literatur ist ein (subjektives) Innovationsrecht stel-

-
).  Weiter bezeichnet der deut-

sche Rechtswissenschaftler  Innovation als Bürgerrecht, das nur 
 

 Schliesslich 
-
-

schusses zu lesen.  Im schweizerischen Schrifttum sind soweit ersichtlich noch 
keine entsprechenden Überlegungen zu einem innovationsbezogenen Grundrecht 
angestellt worden. 

D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

Staatszielbestimmungen begründen keine (Bundes-)Kompetenzen und verschaf-
-

men der Staatsaufgabendiskussion sind sie als Leitlinien des staatlichen Handelns 
aber dennoch von unstreitbarer Bedeutung.  Nachfolgend werden daher der 

-

-

grundrechtlichem Schutz im Vergleich zur Eigentumsgarantie und zur Wirtschaftsfrei-
heit (oder verschwindet gänzlich).

-

 , 97.
 , 87.
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

-
tigwerdens von Interesse sind auch die Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns 

1. 

 Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die Rechte des Volkes und 
wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes.
 Sie fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusam-

menhalt und die kulturelle Vielfalt des Landes.
3 Sie sorgt für eine möglichst grosse Chancengleichheit unter den Bürgerinnen und Bürgern.
4 Sie setzt sich ein für die dauerhafte Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und für 
eine friedliche und gerechte internationale Ordnung.

-
novationsbereich insbesondere die Wohlfahrtsförderung, die Förderung der nach-
haltigen Entwicklung und der Einsatz für den dauerhaften Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlage von Bedeutung.  Da die beiden letztgenannten nachfolgend 

werden,  ist an dieser Stelle lediglich auf die Bedeutung der Wohlfahrtsförde-
rung einzugehen.  

-

verstanden und als politischer Programmpunkt des Wohlfahrtsstaats bezeichnet.  

-
lichkeit eingegangen. 

 Nachfolgend Kap. VI.D.5.

, BV Kommen-
, Grund-

, BV 
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Verfassungsaufträge an den Bund zur Errichtung eines Werkes oder zur Leistung 

den Leistungsstaat bzw. das Leistungsstaatsprinzip als Erweiterung des Sozial-
-

setzungen der Erhaltung und Entfaltung der Menschen in einer modernen Ge-
 Während der Sozialstaat in erster Linie die Befriedigung 

der grundlegenden Bedürfnisse der Menschen bezweckt, sieht das Konzept des 
Wohlfahrtsstaates (so wie jenes des Leistungsstaates) eine weitreichendere Le-
gitimation für staatliche Interventionen vor.

breit zu verstehen und umfasst etwa auch die Förderung des wissenschaftlichen, 
wirtschaftlichen und zivilisatorischen Fortschritts (und damit auch das Bildungs-
wesen).

-
fassungsrechtliche Begründung von Staatsaufgaben, die auf die Beförderung der 
gemeinsamen Wohlfahrt – und damit auch das wissenschaftliche, wirtschaftliche 
und zivilisatorische Vorankommen – abzielen.  Innovation wird heute als Mittel 
zur Lösung der aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen und sozialen Pro-
bleme sowie als Schlüsselfaktor für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
und Nationen beurteilt.  Mit anderen Worten sollen Innovationen Fortschritte für 
die Gesellschaft bringen; indem sie dies tun, dienen sie (auch) der Verwirklichung 
verfassungsrechtlich begründeter Wohlfahrtsziele.  Es ist letztlich auch das 

(Infrastruktur, wirtschaftliche Grundordnung, Bildungsinstitute, Umweltschutz, For-
schungsförderung etc.; zum Ganzen 
zum Leistungsstaatsprinzip auch 

Strukturprinzipien, f.; , N 458. 
 -

 Gemäss 

 Vgl. etwa  et al., 
3; , 98.

 
Bildung, Forschung und Innovation für die gemeinsame Wohlfahrt und die nachhaltige 
Entwicklung auch 
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

Selbstverständnis des schweizerischen Staates als (über den Sozialstaat hinaus-
reichenden) Wohlfahrtsstaat, das staatliche Massnahmen im Bereich der Innova-

einer liberalen Wirtschaftsordnung bzw. dem Marktmechanismus) legitimiert.   

Das Ziel der Förderung der gemeinsamen Wohlfahrt bietet aber nicht nur einen 

Charakter hat, stellt er eine verbindliche Handlungsrichtlinie für die rechtssetzen-
den und rechtsanwendenden Behörden dar.

-
sen  – zu berücksichtigen. Mit Blick auf die Rechtssetzung und Rechtsanwen-

-
nen zu stark und ihre Chancen zu schwach gewichtet werden.  Dabei wird der 
Blick darauf verstellt, dass auch das Unterlassen der Nutzung von Chancen auf mit 

der Gesellschaft beeinträchtigen kann.
ist und keine einklagbaren individuellen Rechte begründet, kann der Einzelne aus 

 und es bestehen bei einer ungenügenden Ver-
wirklichung der Staatsziele keine gerichtlichen Sanktionsmöglichkeiten.  

 Vgl. -

-
, BV 

, 

 
 Vgl. -
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2. 

 Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht.

es sich allesamt um Verfassungsgrundsätze, die keine verfassungsmässigen Indi-
vidualrechte begründen.  Sie beziehen sich auf das gesamte staatliche Handeln 
aller Staatsorgane und binden den Staat auf allen Ebenen (Bund, Kantone, Ge-
meinden) und in all seinen Erscheinungsformen.  Bei der Einschränkung von 
Grundrechten kommt dem Erfordernis der gesetzlichen Grundlage, der Verhält-

-
schliessend; weitere werden an anderer Stelle in der Bundesverfassung genannt 

(etwa die Rechtssicherheit und das Rückwirkungsverbot).
-

sung und waren bereits vor ihrer Positiverung von Rechtsprechung und Lehre an-
erkannt. -
schaftliche Funktion als Rechtsideen.  

Hinsichtlich der staatlichen Innovationsförderung wirken die Grundsätze rechts-

-

 Vor BGer kann die Bestimmung daher nur in Zusammenhang mit der Verletzung von 
-

eigenständiges verfassungsmässiges Recht selbständig geltend gemacht werden kann 
(zum Ganzen vgl. 

Private bindet (zum Ganzen , BSK 

 Vgl. , Verwaltungsrecht, 43, 55; , 35. 
 
 Vgl. , Verwaltungsrecht, 

39 f.; , 33; 
 , Verwaltungsrecht, 39 f.
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

Bezug genommen;
Bedeutung der Grundsätze der Gesetzmässigkeit, der Verhältnismässigkeit so-

-
sung.

2.1. Gesetzmässigkeit

Der Grundsatz der Gesetzmässigkeit (auch: Legalitätsprinzip) beinhaltet einer-

Gesetzesvorbehalt) und andererseits die Bindung an das gesamte geltende Recht 
 Der Rechtssatz als Grundlage staat-

lichen Handelns muss zudem genügend bestimmt und klar sein (Erfordernis der 
genügenden Normdichte), sich gemessen an der Wichtigkeit seines Inhalts auf 

Normstufe) und ordnungsgemäss kundgemacht worden sein (Erfordernis der ge-
nügenden Kundmachung).  Im Bereich der polizeilichen Gefahrenabwehr ist 
staatliches Handeln unter bestimmten Bedingungen auch ohne rechtssatzförmige 
Grundlage zulässig.

In Zusammenhang mit dem immer rascheren technologischen Wandel wird ge-
legentlich moniert, das Legalitätsprinzip sei – da starr und reformfeindlich – bei 
der Erfüllung von Regulierungsaufgaben hinderlich.  Gemäss  besteht 

-
litätsprinzips, sondern in vorbestehenden Regelungen, die sich als unnötig detail-
liert erweisen und einer Änderung durch den Gesetzgeber bedürfen.  So werden 

 Die Darstellung der genannten Grundsätze erfolgt äusserst konzis. Für weitergehende 

verwiesen.
 , Ver-

 Vgl. 
 Hinsichtlich der Grundrechte wird die polizeiliche Generalklausel in der Verfassung 

, SGK BV, 
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Bereich des Innovationsrechts regelmässig der Fall  – die im konkreten Fall an-
gezeigte Massnahme nur schwer im Voraus bestimmt werden kann oder eine Re-
gelung einen grossen Handlungsspielraum der Verwaltungsbehörden erfordert.  

-
ter Linie als verfassungsrechtlich vorgegebene Rahmenbedingung.

schweizerischen Rechtsordnung, indem die Beschränkung einer Innovation nur 
bei Vorliegen einer rechtssatzförmigen Grundlage zulässig ist.  

2.2. 

-

privaten Interessen oder solchen einzelner Bevölkerungsgruppen) ausgerichtet 
sein muss. -
bestimmt, dynamisch und rechtlich kaum vorbestimmt. -
licher Interessen ist daher weniger das Ergebnis juristischer Erwägungen als mehr 
einer politischen Wertung des demokratisch legitimierten Verfassungs- und Ge-
setzgebers, dem dabei ein grosser Gestaltungsspielraums zukommt.  Die rechts-

-

 
 Da es auch in der Leistungsverwaltung Geltung beansprucht, wirkt das Legalitätsprin-

zip auch im Bereich der staatlichen Innovationsförderung als Rahmenbedingung. Die 
-
-

forderungen an die gesetzliche Grundlage werden im Bereich der Leistungsverwaltung 
allerdings tiefer angesetzt (vgl. , 
Verwaltungsrecht, 45; 

 Dazu ausführlich nachfolgend Kap. b.
 , Ver-

waltungsrecht, 53; 

 -

 Vgl. , Verwaltungsrecht, 53; -
, 35.
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

Interessen zu halten. -
 So lässt etwa die Statuierung 

-
nen.  

begrenzt er das staatliche Handeln und macht dieses begründungsbedürftig.  Zur 
Legitimierung staatlicher Förderungsmassnahmen im grundsätzlich den Privaten 

-
ressen – etwa des Umwelt- oder Gesundheitsschutzes – vorgebracht werden.  
Zum anderen kann insbesondere mit Blick auf Förderungsmassnahmen, die sich 
nicht auf einen bestimmten Sach- oder Lebensbereich beziehen, auch in generel-
ler Weise darauf verwiesen werden, dass Innovation eine zentrale Rolle für das 

-
bewerbsfähigkeit bewirkt und damit verbunden grundsätzlich zu mehr Wohlstand 
führt.

Im Bereich von innovationsbeschränkenden Massnahmen gilt es zu berücksichti-
gen, dass nicht nur an der Vermeidung von mit Innovationen verbundenen Risiken 

-
interessen des Innovators) können auch an der Verwirklichung von konkret mit 

  

zum Ganzen 
, 35).

 Wie zu zeigen sein wird, lassen sich entsprechende Hinweise auch anderen Verfas-

 Vgl. 

vgl. -
mein 

 Zum Wirtschaftswachstum F -
werbsfähigkeit , 

-
 et al., passim; , passim. Zur 
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einer Innovation verbundenen Chancen bestehen (Nutzenaspekt).  Ebenso be-

privatwirtschaftlichen Innovationstätigkeit. Diese am Nutzenpotenzial von Inno-
-

sind im Rahmen von Interessenabwägungen zu lösen.  

2.3. Verhältnismässigkeit

Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit verlangt, dass staatliches Handeln mit 
Blick auf die Verfolgung des angestrebten Ziels geeignet ist (Eignung), in sach-
licher, örtlicher, zeitlicher und personeller Hinsicht nicht weiter geht als zur Ziel-
erreichung notwendig (Erforderlichkeit) und zudem im Sinne einer vernünftigen 
Zweck-Mittel-Relation nicht in einem Missverhältnis zum angestrebten Ziel steht 
(Zumutbarkeit).  Der Grundsatz dient primär dem Schutz des Einzelnen vor 

 Er erlangt dort besondere Bedeutung, 
-

grundsatzes im Einzelfall weite Gestaltungsspielräume eingeräumt werden.  

Zwischen dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit und der Gewährleistung von 

Rechtsordnung gegenüber Innovation unter anderem Verzicht auf Regulierung 
bzw. Deregulierung oder Reregulierung, damit die für die Entwicklung von Inno-

Regulierung der Forschung am Menschen nicht nur die Grundrechtsinteressen der be-

an der Verbesserung und Sicherung der allgemeinen Gesundheitsversorgung (vgl. dazu 
auch -

 
  et 

 et al., 

 , 34.
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

oder angepasst werden. Indem die rechtsetzenden und die rechtsanwendenden Be-
hörden – denen im Rahmen innovationsbeschränkender Regulierung regelmässig 

-
dung innovationserheblichen Rechts an die Vorgaben der Eignung, Erforderlich-
keit und Zumutbarkeit gebunden sind, werden ihrem Handeln materielle Schran-
ken gesetzt.
der Verhältnismässigkeitsgrundsatz, dass staatliche Beschränkungen von Innova-
tionstätigkeiten – auch ausserhalb von Grundrechtsbeschränkungen – inhaltlich 
legitimiert werden müssen.  

-
gemassnahmen Grenzen.  Das Kriterium der Eignung dürfte innovationsbe-
schränkenden Massnahmen dabei nur selten entgegenstehen.  Im Rahmen der 

 Dabei ist mit Blick auf 

 Im Bereich des Innovationsrechts gewinnt der Verhältnismässigkeitsgrundsatz gegen-

eine Verschiebung der Kompetenz von den rechtsetzenden zu den rechtsanwendenden 

 
ist umstritten; -

-
kumenten führen, welche möglichst umfassend und transparent darlegen, auf welchem 
Weg die Gesetzesentwürfe zustande gekommen sind, welche Ziele verfolgt werden 
sollen, welche Varianten geprüft worden sind, warum gewisse Lösungen ausgeschlos-

 Zur Verhältnismässigkeit als Grenze des Vorsorgeprinzips vgl. 

.
 So etwa, wenn die Massnahme zur Zielerreichung objektiv untauglich ist, weil sie 

technisch oder betrieblich nicht umsetzbar ist (vgl. 
Urteil des BVerfG; , Risikovorsorge, N 483; , Kommentar USG, 

-

stehen daher in engem Zusammenhang (zum Ganzen vgl.  et al., Verwaltungs-
, 35 f.).

978-3-03891-372-6.indb   291 19.07.2021   13:21:12



zu leichtfertig anzunehmen.  In den Worten von 

 

Zentrale Bedeutung wird schliesslich der Voraussetzung der Erforderlichkeit 
der staatlichen Massnahme beigemessen; eine Vorsorgemassnahme ist nur zu-

 Bei der 
gerichtlichen Überprüfung von Verwaltungsmassnahmen ist eine Prüfung der 
Erforderlichkeit allerdings nur möglich, wenn das mit der Massnahme verfolgte 

im Bereich des Innovationsrechts regelmässig  – nicht der Fall ist, ist eine 

mildere Mittel ebenfalls einen substanziellen Beitrag zur Zielerreichung leisten 
 Dabei dürfte es – gerade im Innovationsbereich – regelmässig vor 

der Herausforderung stehen, dass die Beurteilung ausserjuristisches Fachwissen 
erfordert.  

Mit Blick auf Vorsorgemassnahmen erlangt das Erfordernis der zeitlichen Erfor-
derlichkeit eine besondere Bedeutung: Eine Massnahme darf nur so lange andau-
ern, wie sie notwendig ist, um das angestrebte Ziel zu erreichen.  Das Vorsorge-
prinzip gewährt eine Sicherheitsmarge bei fehlendem bzw. ungenügendem Wissen 
über Risiken (und Chancen). -
men sind entsprechend an den wissenschaftlichen Kenntnisstand gebunden und 

 Es ist fortlaufend 
zu überprüfen, ob sie noch erforderlich, bei Vorliegen neuer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse nachzubessern oder gegebenenfalls – wenn sich das Risiko über 

 . Vgl. auch 
 .
 

, Risikovorsorge, N 484.
 Vgl. , Risikovorsorge, N 484; 

 et al., Verwaltungsrecht, 
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

einen längeren Zeitraum nicht verwirklicht – aufzuheben sind.  Entsprechende 

-

wenn die im Rahmen der Prüfung der Verhältnismässigkeit einer Regulierung vor 
deren Erlass angestellten Prognosen bzw. ex ante Evaluationen über die Wirkun-
gen von Regelungen (Gesetzesfolgenabschätzung) aufzeigen, dass Unsicherheiten 
über künftige Entwicklungen bestehen.  

Gemäss  erscheinen Massnahmen der Risikovorsorge in ihrer Einzelbe-
trachtung mit Blick auf den Schutz eines hochwertigen Rechtsgutes regelmässig 

-
men ebenfalls aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip ableitend -

(vgl. -

zu befristen sind. Generell zurückhaltend hingegen 

 

-
lichkeit des Kriteriums durch neue zuverlässige und aussagekräftige Erhebungen wi-

-
derung der Verhältnisse.

 Vgl. 
 Risikovorsorge, N .
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3. 

zu beachten.

-
-

men soll, wenn sie diese nachweislich besser erfüllen kann als die untergeordneten 
Staatsebenen.

zwischen allen staatlichen Ebenen (Bund – Kantone – Gemeinden).  Die Gel-
tung des Subsidiaritätsgrundsatzes auch im Verhältnis Staat – Gesellschaft wird 
grundsätzlich weder durch den Wortlaut der Bestimmung, noch durch deren Ein-

-

Gegenstand hat) ausgeschlossen. -
nung des Subsidiaritätsprinzips auf das Verhältnis Staat – Gesellschaft in seiner 
Botschaft klar ab.
BV nicht auf die Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft.  

-

-

 -
tätsgrundsatz als staatspolitische Maxime -

 

 Vgl. , Subsidiaritätsprinzip, 58 f.; 

 
 , Verwaltungsrecht, 73; 

 et al., Verfassungsrecht, N 597; 
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

 Dieses gesellschaftspolitische Subsidiaritätsprinzip  

verzichtet.
-

gesellschaftliche Kräfte sie nicht bewältigen können.  Gemäss  unter-

-
 Dazu gehöre auch, dass einmal 

werden.
-

zip dar, die durch besondere Gründe legitimiert werden muss. -

 

Nach dem Gesagten kommt dem Subsidiaritätsprinzip auch mit Blick auf die 

 Vgl.  et al., Staatsrecht, 8; 
, Verwaltungsrecht, 73;  et al., Ver-

, Staatsaufgaben, N 34; 

, Verwaltungsrecht, 

 , 

gesellschaftlicher Selbststeuerung aus dem Rechtsstaatsprinzip bzw. dem Grundsatz 
eines begrenzten Staates und dem Sozialstaatsprinzip folgt.

  et al., N 87.
 , Verwaltungsrecht, 73. Vgl. auch -

 , Verwaltungsrecht, 73 f. Weiterführend auch , 59 m.w.H.
 , Grenzen, 77 f. Gemäss  soll der 

staatlicher Regulierung zu brechen oder wenigstens zu mindern, indem es einen quali-

Subsidiaritätsprinzip bei der Erfüllung nicht-wirtschaftlicher Verwaltungsaufgaben als 
nicht einschlägig erachtet. 

 Vgl. 
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zu.

Wertung und Prüfung im Einzelfall.
-

schaftspolitischen Dimension – grundsätzlich staatspolitische Fragen, die jeweils 
der zeitgebundenen Konkretisierung durch den Verfassungs- oder Gesetzgeber be-
dürfen.

4. 

 Bund und Kantone setzen sich in Ergänzung zu persönlicher Verantwortung und privater 
Initiative dafür ein, dass:
a.  jede Person an der sozialen Sicherheit teilhat;

c.  Familien als Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern geschützt und gefördert 
werden;

-
streiten können;
e.  Wohnungssuchende für sich und ihre Familie eine angemessene Wohnung zu tragbaren 

-
keiten bilden, aus- und weiterbilden können;

-
lichen Personen gefördert und in ihrer sozialen, kulturellen und politischen Integration 
unterstützt werden.

 
 Vgl. , 534; 

unbestimmt und konkretisierungsbedürftig (vgl. 

 
 , 
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

 Bund und Kantone setzen sich dafür ein, dass jede Person gegen die wirtschaftlichen 

und Verwitwung gesichert ist.
3 Sie streben die Sozialziele im Rahmen ihrer verfassungsmässigen Zuständigkeiten und 
ihrer verfügbaren Mittel an.
4

abgeleitet werden.

und bildet die zentrale Bestimmung der Sozialverfassung.  Der Sozialstaats-

kommt, -
 

 Die Sozialziele richten sich 
in erster Linie an den Gesetzgeber.  Dieser hat im Rahmen seiner Kompeten-
zen und seiner verfügbaren Mittel den Weg und die einzusetzenden Mittel zur 
Verwirklichung der Sozialziele zu bestimmen,  wobei ihm ein grosser Gestal-
tungsspielraum zukommt.

 Vgl. 
, 

Sozialverfassung anstelle vieler ausführlich , SGK BV, Vorbem. zur So-
zialverfassung passim.

 

 Was allerdings nicht bedeutet, dass Leistungsansprüche nicht aus den bestehenden 
Grundrechten abgeleitet werden könnten (zum Ganzen vgl. , BV Kommentar, 

 -
-

 

 
, 
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Entscheidungsprozesses.  Im Rahmen der Rechtsanwendung dienen die Sozial-
 So leitet etwa  aus 

 
-

werden lassen, die im Einzelfall der Legitimierung von Grundrechtsbeschränkun-
gen infolge (sozialer) Innovationen dienen können.

subsidiär zur privaten Initiative und Verantwortung tätig werden.  Die Sozial-

durch das Subsidiaritätsprinzip relativiert.  Welche Bedeutung der Subsidiari-

haben, den Einzelnen zu überfordern, kommt dem Verweis auf die Subsidiarität 
 

 -

-
-

 Denn eine fortschreitende Forschungstätigkeit sei für eine wirksame und wirtschaft-
liche Gesundheitsversorgung unentbehrlich. Dem Staat sei es deshalb aufgetragen, für 
die rechtlichen und institutionellen Voraussetzungen einer Erfolg versprechenden (me-
dizinischen) Forschung besorgt zu sein (

 Vgl. 
zur Rechtfertigung der Einführung eines kantonalen Mindestlohnes (implizit) auf das 

 , BSK 
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

5. 

Bund und Kantone streben ein auf Dauer ausgewogenes Verhältnis zwischen der Natur 
und ihrer Erneuerungsfähigkeit einerseits und ihrer Beanspruchung durch den Menschen 
anderseits an.

an verschiedenen Stellen Eingang in die Bundesverfassung gefunden.

sozialen und ökonomischen Dimension – angesprochen (umfassendes Konzept 
-

logischen Dimension der Nachhaltigkeit liegt.

die primär von den politischen Behörden (Gesetzgeber, Parlamente und Regie-
rungen) und sekundär auch von den rechtsanwendenden Behörden (insbesonde-
re im Rahmen der Interessenabwägung) zu verwirklichen und mit den anderen 

 Mit anderen Worten 

Richtschnur und Leitplanke der Rechtsetzung und Rechtsanwendung dar.  Den 
Behörden kommt bei der Umsetzung im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten 
ein grosser Gestaltungs- bzw. Entscheidungsspielraum zu.  Wegen seines pro-

 Das Bundesgericht betont in seinen Entscheiden die 

-

-
, Grundriss, N 893; 

 Vgl. 
Zum Normcharakter von Zielbestimmungen und dem Nachhaltigkeitskonzept als Ziel-
bestimmung auch 

 
 , 

, Grundriss, N 895. Gemäss 
, 

mit weiteren Bestimmungen bejahend , 38
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-
 

ist rasch aufgezeigt: Wo der status quo dem Gebot der Nachhaltigkeit nicht Ge-
nüge tut – was in der Schweiz wohl der Fall ist  –, können nur Änderungen 
dieses status quo – etwa in der Gestalt wirtschaftlicher und sozialer Innovatio-
nen – eine Verbesserung in Richtung Nachhaltigkeit bewirken.
auf die gesellschaftlichen Herausforderungen (Klimawandel, Energieversorgung, 

nachhaltige Entwicklung sei ohne Innovationen nicht zu erreichen.  So misst 
die Politik dem BFI-Bereich für die nachhaltige Entwicklung denn auch zentrale 
Bedeutung bei.  

Innovation bzw. deren staatliche Förderung ist nach dem Gesagten als Mittel zur 
Erreichung des verfassungsrechtlich begründeten Nachhaltigkeitsziels zu begrei-

-

direkt als solches vor Gericht angerufen werden könnte; seine Unbestimmtheit und 

 Die Schweiz ist mit Blick auf ihren ökologischen Fussabdruck und die verfügbare 
Biokapazität noch weit von einem nachhaltigen Zustand entfernt. Die Schweizerische 
Bevölkerung verbraucht pro Kopf fast dreimal mehr Umweltressourcen, als global 
verfügbar sind (BFS, passim; vgl. zum Ganzen auch 

 -
keit auch -
schutz 

 Vgl. 
-

der nachhaltigen Entwicklung zu nutzen sind ( , Strategie Nachhaltige Ent-

wurde der BFI-Bereich als einer von neun prioritären Politikbereichen der nachhalti-
gen Entwicklung beschrieben. Eine an den Grundsätzen der nachhaltigen Entwicklung 
orientierten Förderpolitik im BFI-Bereich solle dabei helfen, dass die nachhaltige Ent-
wicklung integraler Bestandteil des BFI-Systems werde ( , Strategie Nach-

-
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D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

-

dass es nicht um die Förderung von Innovation um ihrer selbst willen gehen kann, 
sondern dass staatliche Förderungsmassnahmen (unter anderem) an Nachhaltig-
keitserwägungen auszurichten sind; das Nachhaltigkeitsziel ist damit zugleich 

-
men. -
nem dreidimensionalen Bedeutungsgehalt – denn auch im Forschungs- und Inno-
vationsförderungsgesetz verankert;  die nachhaltige Entwicklung im Sinne der 
Nachhaltigkeitsstrategie des Bundesrates ist eine der übergeordneten Zielsetzun-
gen der staatlichen Forschungs- und Innovationsförderung.  

 Bund und Kantone halten sich an den Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit.
 Sie wahren die Interessen der schweizerischen Gesamtwirtschaft und tragen mit der pri-

vaten Wirtschaft zur Wohlfahrt und zur wirtschaftlichen Sicherheit der Bevölkerung bei.
3 Sie sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für günstige Rahmenbedingungen für die 
private Wirtschaft.
4

die sich gegen den Wettbewerb richten, sind nur zulässig, wenn sie in der Bundesverfassung 
vorgesehen oder durch kantonale Regalrechte begründet sind.

Die Wirtschaftsfreiheit erfüllt eine individualrechtliche (auch: menschenrecht-
liche) und eine wirtschaftssystembezogene (auch: institutionelle oder ordnungs-
politische) sowie – weniger oft genannt – eine bundesstaatliche (auch: föderative) 
und eine demokratische Funktion. -
tembezogene Dimension der Wirtschaftsfreiheit und verdeutlicht deren Bedeu-

 Zu nachhaltigen Innovationen generell passim. Zur Nachhaltigkeit 
als Rechtsprinzip 

-

und Umwelt zu berücksichtigen haben.
 , Botschaft FIFG, 8873.
 Die verschiedenen Funktionen sind eng aufeinander bezogen und können nicht isoliert 

, Wirtschaftsfrei-
, Grund-
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tung für die Wirtschaftsordnung.
Bundesverfassung zu lesen ist, bringt die Bestimmung die verfassungsrechtliche 
Grundentscheidung zugunsten einer freiheitlich-marktwirtschaftlichen Wirt-

Sinne einer negativen Wettbewerbsgarantie die wirtschaftliche Entfaltung des 
Einzelnen vor wettbewerbsverzerrenden staatlichen Massnahmen.  Wirtschaft-

 Seine Legiti-

der Erfahrung, dass der ungehinderte Zugang aller zum Markt und das (staats-) 
freie Spiel des Wettbewerbs zum optimalen Funktionieren der Wirtschaft als Gan-
zes führt und die Befriedigung der individuellen wirtschaftlichen Bedürfnisse 
auch den Wohlstand und die Wohlfahrt der Bevölkerung sicherstellt.  

-
tur um einen Verfassungsgrundsatz, der – wenn auch in hohem Mass konkretisie-
rungsbedürftig – für die rechtssetzenden und rechtsanwendenden Behörden bin-
dend ist.  Diese Bindung untersagt es den staatlichen Behörden auf Bundes- und 
kantonaler Ebene, den Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit zu beeinträchtigen.  

 , Eigentumsverfas-

 -
 

 
 et al., § 5 N 85. 

 , Risikovorsorge, N 739; 
 , 

-
runter den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität, den Grundsatz der Gleichbehand-
lung der Konkurrenten, den Grundsatz des freien Wettbewerbs und den Grundsatz der 

, BV Kommentar, 
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Von zentraler Bedeutung ist daher die Unterscheidung von grundsatzkonformen 
und grundsatzwidrigen staatlichen Massnahmen.  

-
politischen Grundentscheid für eine wettbewerbsgesteuerte Privatwirtschaft im 

 Es handelt sich um (wirt-

Interessen gebotene Massnahmen, die nicht wirtschaftspolitisch motiviert sind 
-

gebot und Nachfrage) zu beeinträchtigen oder auszuschalten.  Nicht mit dem 
Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit vereinbar und damit grundsatzwidrig sind etwa 

-
 

Verfassungsgebers widersprechen, die ökonomischen Entscheidungen den Priva-
-

  SGK 

 Vgl.  et al., Bundesstaatsrecht, N 

 Vgl. , 
-

grundsätzlich unzulässigen wirtschaftspolitischen und grundsätzlich zulässigen (wirt-
schafts-)polizeilich und sozialpolitisch motivierten Massnahmen wurde anlässlich der 
Verfassungsrevision – gemäss Lehre zu Recht – nicht in die Verfassung aufgenommen, 

-

-
., Wirtschafts-

 
etwa mengenmässige Begrenzungen und Preisvorschriften, Bedürfnisklauseln oder die 
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nislenkung aus.  Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung sind bei der Be-

-

Massnahme wettbewerbsneutral bzw. grundsatzkonform ist.

-
-

mechanismen nicht durchweg und nicht allein zu Ergebnissen führen, die den 
obersten Zielen und Wertentscheidungen der staatlichen Gemeinschaft gerecht 

 Sie ist 
programmatischer Natur und begründet keine Bundeskompetenzen.  Ob die 

scheint in der Lehre umstritten zu sein.  

 So kann etwa eine kantonale Norm, welche die Vereinbarung und Vermittlung von 

-

nur auf das Motiv, sondern auch auf die (voraussichtlichen) Wirkungen der staatli-
chen Massnahme ab (vgl. , Einschränkungen, 8 f.; ., Wirtschaftsfreiheit, 

 et 
, Kommentar, 

N 8).

 
 

-

 , Grundriss, N 89; , BSK BV, 

Gemäss -

978-3-03891-372-6.indb   304 19.07.2021   13:21:13



D. Staatsziele und Verfassungsgrundsätze 

-

-
des- und kantonaler Ebene, um günstige Rahmenbedingungen für die Privatwirt-
schaft besorgt zu sein.

aber auch die verfassungs- und gesetzesrechtliche Gewährleistung und Konkre-
tisierung der rechtlichen Funktionsbedingungen einer Marktwirtschaft (z.B. Ver-
tragsfreiheit, Privateigentum, Geldordnung).

ordnungspolitischen Grundentscheid für eine prinzipiell wettbewerbsgesteuerte 
Privatwirtschaft enthält.

 Die Bestimmung bringt mit anderen Worten zum 

dem Gedanken der Privatautonomie beruht und an marktwirtschaftlichen Prinzi-
pien orientiert ist.  In der Gewährleistung einer Privatwirtschaftsordnung zeigt 

Dieses sei so auszugestalten, dass es der Wohlfahrt aller dient.
 Vgl. , Eigentumsverfassung, N 34; 

-

 et al., Bundesstaats-

 -

 Dieser Grundentscheid des Verfassungsgebers bindet den Gesetzgeber hinsichtlich der 
-

onsmechanismus (anstelle vieler ausführlich 
Einen ordnungspolitischen Grundentscheid des Verfassungsgebers befürwortend etwa 

, Risikovorsorge, N 738; , Deregulierung, 387; -

gegenüberstehend etwa , Eigentumsver-
fassung, N 9 f.

 , SGK 
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Initiative und die freie Entfaltung der Persönlicheit im Bereich der Wirtschaft zu-
 Für den Einzelnen be-

 

Der Verfassungsgeber folgt mit dem ordnungspolitischen Grundentscheid für eine 
-

schaftliche Wettbewerb in der Regel günstige und erwünschte ökonomische Ergeb-
nisse zeitigt (z.B. freie Entfaltung des wirtschaftenden Individuums, Wohlstands-

 Diese Bestimmung dient der Verwirklichung des vom Ver-

Bund die Kompetenz zu einer aktiven Wettbewerbspolitik im Sinne der Gewähr-
leistung des Wettbewerbs zwischen Privaten erteilt.  

Wie in ihrer individualrechtlichen Funktion beschränkt sich die Bedeutung der 
Wirtschaftsfreiheit auch in ihrer institutionellen Funktion auf kommerzielle bzw. 
kommerzialisierbare Innovationen.  Keine Wirkung entfaltet der Grundsatz der 
Wirtschaftsfreiheit etwa hinsichtlich sozialer Innovationen, die in keinen wirt-
schaftlichen Verwertungsprozess eingebunden und somit nicht marktrelevant 

Massnahmen, die der Förderung von Innovationen dienen, die keinen Bezug zum 
wirtschaftlichen Wettbewerb aufweisen. 

  , Risikovorsorge, N 739 m.w.H. Vgl. auch -
, 54. 

 Wobei seine Freiheit natürlich eine rechtlich eingebundene ist , SGK BV, 
, passim.

 -
trial and error

und Innovation (vgl. zum Ganzen 
N 35; 

 
 Mit dieser Norm anerkennt der Verfassungsgeber zugleich, dass sich eine wettbe-

werbsorientierte Wirtschaftsordnung nicht von selbst einstellt, sondern Massnahmen 
zum Schutz der Institution Wettbewerb vor privaten Wettbewerbsbeschränkungen not-
wendig sind (vgl. zum Ganzen , SGK 
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relevant. Einerseits sind staatliche Massnahmen, die auf die Förderung kommer-
zialisierbarer Innovationen abzielen, grundsätzlich geeignet, den wirtschaftlichen 
Wettbewerb zu verzerren.  Der Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit wirkt hinsicht-
lich dieser Förderungsmassnahmen als beschränkende Rahmenbedingung; wo die 

-
bewerbsneutral auszugestalten.  

-
zerische Wirtschaftsordnung im Grundsatz staatsfrei ist und auf Privatautonomie 
beruht. Entsprechend ist auch der Bereich der (kommerzialisierbaren) Innova-
tion grundsätzlich privater Initiative überlassen. Die marktwirtschaftliche Ord-
nung gewährleistet den Wirtschaftssubjekten im Grundsatz Innovationsfreiheit; 
grundrechtsrelevante Beschränkungen sind rechtfertigungsbedürftig.  Für die 

die Bindung des Gesetzgebers an den Koordinationsmechanismus Markt bzw. 
-

tung. -
passung und Innovation.  Die Wettbewerber probieren neue Problemlösungen 

trial and error
auf dem Markt aus.  Dabei werden sie angetrieben, ihre Produkt- und Dienst-

 Denn Innovationen, die einer kommerziellen Verwertung zugänglich sind – und damit 
auch Massnahmen, die auf deren Förderung abzielen – sind wettbewerbsrelevant (vgl. 
hinsichtlich der Wettbewerbsrelevanz von Forschungsförderungsmassnahmen -

Wirkungen bei Massnahmen der Innovationsförderung wahrscheinlicher als bei sol-
chen der Forschungsförderung (vgl. 

nicht zu grundsatzwidrigen Innovationsförderungsmassnahmen (vorangehend 

 
 Vgl. 
 , 44 f.;

Die Innovationsfunktion des Wettbewerbs ist die Grundlage dynamisch-evolutorischer 
Wettbewerbskonzepte ( , 378 f., wel-

Fortschritts als eine der originären Funktionen von Wettbewerb bezeichnen). 
 Vgl. 

 zurück (vgl. dazu  
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leistungsentwicklungen an den Kundenbedürfnissen auszurichten und so zu op-
timieren, dass sie denen ihrer Konkurrenz überlegen sind.

-
-

 So besteht auch ein Zu-
sammenhang zum Wohlfahrtsziel der Verfassung.  

Nach dem Gesagten zielt die verfassungsrechtliche (Negativ-)Garantie des privat-
wirtschaftlichen Wettbewerbs auch auf die Förderung von Innovation und ist so 

E. Strukturprinzipien 

Wie einleitend bereits erwähnt, werden Strukturprinzipien als Grundentscheidun-
gen des Verfassungsgebers umschrieben, welche die Bundesverfassung prägen 

 Sie sind keine Rechtsnormen, son-
dern stellen Normideen dar, die aus der Verfassung abgeleitet sind und einen grös-
seren Bestand positiver Verfassungsbestimmungen auf einer übergeordneten abs-
trakten Ebene zusammenfassen.  Da die Strukturprinzipien selber abgeleiteter 

dienen.  Sie bringen somit kein neues Verfassungsrecht hervor und begründen 
auch keine Individualansprüche.  Schliesslich gehen sie dem Verfassungsrecht – 
da von diesem abhängig – nicht vor und bilden auch keine materiellen Schranken 

 
 Zur innovationsfördernden Wirkung von Wettberwerb auch , 378; 

, 73. Die Intensivierung des Wettbewerbs ist damit ein Mittel zur Förderung 
von Innovationen ( , 378).

 Vgl. 
 

 , 
Strukturprinzipien, 43; -

-

 Vgl. , Bundesverfassung, N 39; 

 Vgl. 
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E. Strukturprinzipien 

der Verfassungsrevision.  Untereinander sind die Strukturprinzipien gleich-
wertig, weshalb sie auch in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen.  

Verfassungs- oder Gesetzgeber sowie im konkreten Entscheidungsfall durch die 
rechtsanwendenden Staatsorgane zu lösen sind.  

Nach dem Gesagten können die Strukturprinzipien aufgrund ihrer fehlenden nor-

sich weder aus dem Demokratie- noch aus dem Rechtsstaats-, Sozialstaats- oder 
Bundesstaatsprinzip ableiten.

 In 
diesem Kontext sind insbesondere das Rechtsstaats- und das Sozialstaatsprinzip 
von Interesse; auf eine Darstellung des Demokratie- und des Bundesstaatsprinzips 
wird nachfolgend verzichtet.

1. Rechtsstaatsprinzip 

Das Grundanliegen des Rechtsstaats ist die Herrschaft des Rechts zur Sicher-
stellung der Freiheit der Menschen und zur Gewährleistung einer Friedensord-
nung.  Der Staat ist in seinem Handeln an das Recht gebunden (Rechtsbindung 
aller Staatsgewalt).  Zudem bildet das Recht eine Schranke des Staatshandelns; 
der Rechtsstaat ist ein begrenzter Staat, da die Rechtsbindung aller Staatsgewalt 
die Freiheit des Einzelnen sichert (Begrenztheit des rechtsstaatlichen Regelungs-

 , BSK BV, Einleitung N 49.
, Staats-

vieler 
 Vgl. (auch zur Gleichwertigkeit der Prinzipien) , 

 Diese vier Strukturprinzipien gelten als allgemein anerkannt (vgl. vorangehend Fn. 

 Zum Zitat siehe , BSK BV, Einleitung N 49.
  et al., N 444;  et al., Staatsrecht, 

4; 
 

, Strukturprinzipien, 59; 
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anspruchs).  Mit anderen Worten verzichtet der begrenzte Rechtsstaat auf die 
staatliche Steuerung aller Lebensbereiche und nimmt den Inhalt von Freiheiten 
nicht autoritativ vorweg.  Rechtsstaatliche Ziele sind jedoch nicht alleine durch 
die Begrenzung staatlichen Handelns zu erreichen, sondern erfordern dieses zu-
gleich. Mit anderen Worten begrenzt und gewährleistet das Rechtsstaatsprinzip 

Unterlassen des Staates gebieten.

Die herrschende Lehre unterscheidet zwischen der formellen und der materiel-
len Seite der Rechtsstaatlichkeit.  Die formellen Elemente des Rechtsstaats 

-
 Diesem Zweck dient etwa das Le-

-

 Zu diesen gehören nebst dem Legalitäts-
-

satz der Verhältnismässigkeit, die dem Rechtsstaat im materiellen Sinn zuzu-
ordnen sind.  Die materiellen Elemente des Rechtsstaats sollen sicherstellen, 
dass das Recht – an das jegliches Staatshandeln gebunden ist – inhaltlich nach 
bestimmten elementaren Gerechtigkeitsanforderungen ausgestaltet wird (Stich-

 Vgl. 
 Er unterscheidet sich dadurch vom totalitären Staat ( , 

 Vgl. 
  et al., N 454; , Grund-

 

Gewährleistung eines wirksamen Rechtsschutzes gehören zu den formellen Elementen 
des Rechtsstaats (vgl. zum Ganzen  et al., Bun-

 et al., N 455, 459; 
-

deren Verfassungsbestimmungen (vgl. zum Ganzen  et al., Verfassungsrecht, 

 , Staatsrecht, 
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E. Strukturprinzipien 

wort Gerechtigkeit).  Ein materielles Element der Rechtsstaatlichkeit ist etwa 
die Garantie der Grund rechte.

gegenüber gesellschaftlicher Selbststeuerung.  Dem Rechtsstaat liegt das Prin-
zip zugrunde, dass es das Handeln des Staates und nicht das Handeln des Privaten 

 Der Rechtsstaat be-
-

 Im Gegensatz zum Staat darf der Private tun 
und lassen was er will, solange es ihm durch die Rechtsordnung nicht verboten 
wird.  Mit anderen Worten bedeutet das Fehlen eines rechtlichen Verbots bzw. 
einer rechtlichen Beschränkung grundsätzlich die Zulässigkeit des freiheitlichen 

 Individuelle Freiheit wird dem Einzelnen nicht durch den Staat 
 Der Rechtsstaat 

basiert damit auf dem Grundsatz einer a priori bestehenden, umfassenden Freiheit 
seiner Bürger.  Mit Blick auf den Innovationsbereich bedeutet dies, dass der 
Staat weder fördernd noch begrenzend in die Innovationstätigkeiten Privater ein-
greifen darf, wenn er nicht durch eine entsprechende Rechtsnorm dazu ermächtigt 

 
Deutschland 
auf den Rechtstaat im materiellen Sinn etwa die Garantie der Grundrechte, die Wah-

 et al., Bundesstaats-

  et al., 

ausführlicher insbesondere , Staatsrecht, 

 
 , Verwaltungsrecht, 53.

-

 
, N 78; , Verwaltungsrecht, 44.

 
 Vgl. , 54; -
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wird. Im Ergebnis muss somit die Restriktion und nicht die Zulassung von Inno-
vation legitimiert werden.

2. Sozialstaatsprinzip 

Die Sozialstaatlichkeit gehört heute zu den identitätsstiftenden Elementen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft.  In der Bundesverfassung zeigt sich die 

-

Relevanz.  
-

sellschaftlich-wirtschaftlichen Kontext berücksichtigen, soziale Sicherheit und 
Gerechtigkeit zu verwirklichen, um dadurch die Menschenwürde der Einzelnen zu 
schützen und ihnen faktisch die Entfaltung ihrer Persönlichkeit und ihrer Grund-

 Es geht damit um die Gewährleistung sozialer Sicher-
heit und sozialer Gerechtigkeit einerseits und um die Ermöglichung der Grund-
rechtsausübung andererseits.  

Im deutschen Schrifttum leitet
Verbreitung erwünschter Innovationsleistungen ab.  Wie vorangehend ausge-
führt, kann das Sozialstaatsprinzip nach herrschender Lehre mangels Rechtsnorm-

den Sinngehalt einer grösseren Menge an Verfassungsbestimmungen auf überge-
ordneter Ebene sichtbar werden.  Es stellt sich die Frage, ob das Sozialstaats-

 
 Vgl. , Bundesverfassung, N 45; 

 et al., Staatsrecht, 7 f.; 
, Staatsrecht, 

.
 Vgl. auch
 Vgl. 

 , 543. 
 Vgl. auch  nach dem sich aus dem Sozialstaatsprinzip des deutschen 

-

-
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E. Strukturprinzipien 

-
tionsleistungen mit Blick auf die das Prinzip konstituierenden Verfassungsbestim-
mungen (Sozialziele, Sozialrechte etc.) und die Ziele des Sozialstaates immerhin 

-
staates teilweise auch in der schweizerischen Literatur recht umfassend umschrie-
ben werden.

Blick auf den Umfang der Staatsaufgaben über den Sozialstaat hinausgehen.  

Linie um das Wohl der Schwachen und um (minimale) gesellschaftliche, ökolo-
gische und wirtschaftliche Sicherheit sorgt.  Im Innovationsbereich bemüht er 
sich damit in erster Linie um den Schutz der durch die allenfalls negativen Folgen 

der Risikoseite von Innovation.  Zusammenfassend verbietet sich nach vorlie-

erwünschter Innovationen nicht nur aufgrund der fehlenden normativen Kraft des 
Sozialstaatsprinzips sondern auch aufgrund von dessen Bedeutungsgehalt. 

gesetzgebung unabdingbar ist. Schliesslich zeigt ein Blick auf die weiteren Struktur-

dass die Sozialstaatlichkeit des Bundes nicht im Sinne eines umfassenden Versor-
gungsstaats zu verstehen ist (  et al., 

 Vgl. etwa 

Bereich Raumplanung und Verkehrspolitik) und Infrastrukturaufgaben (z.B. Bau und 
Betrieb von Verkehrsnetzen oder Bildungs-, Forschung- und Gesundheitseinrichtun-

 Zur Entwicklung vom Sozialstaat zum Wohlfahrtsstaat und zum Leistungsstaat voran-

 et al., Bundesstaats-

(Bildung, Kartell- und Preisüberwachung, Konsumentenschutz, Wirtschafts- und Kon-
junkturpolitik, Opferhilfe, Steuern etc.) von teilweise erheblicher sozialpolitischer Re-
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Inhalt des Sozialstaatsprinzips ist auch die Verantwortung des Staates, die Voraus-

zu gewährleisten.  Da sich die bestehenden, im positiven Verfassungsrecht ver-
-

dichten lassen und sich ein solches auch nicht aus dem ungeschriebenen Verfas-
sungsrecht ergibt,

-
grundrechts – ableiten.

3. Innovationsstaatsprinzip?

Da die vier klassischen Strukturprinzipien (Demokratie-, Rechtsstaats-, Sozial-
staats- und Bundesstaatsprinzip) in der Verfassung nicht ausdrücklich genannt 
werden,  sind grundsätzlich weitere Strukturprinzipien denkbar.  Mit Blick 

 und die Bedeu-
-

seits -

Die Strukturprinzipien heben die prägenden Kennzeichen eines Gemeinwesens 
hervor.  Sie stehen nicht für nur einzelne Verfassungsnormen, sondern reprä-

 Vorangehend Fn. , Struk-

etwa für gute Rahmenbedingungen in der Wirtschaft sorgt und sich in der Forschung 
engagiert.

 Vorangehend Kap. VI.C.8.
 Dazu 

allen -
prinzip etwa -

, N 3; zum Leistungsstaatsprinzip , Grund-
, N 3; zum Kulturstaatsprinzip , 9 f.; 

, 

 Die Schweiz nimmt in internationalen Innovations-Rankings regelmässig den ersten 
Platz ein (vgl. etwa 
für die Schweiz zudem 

 , BSK BV, Einleitung, N 48; , Staats-
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F. Schlussfolgerungen

sentieren auf einer übergeordneten Ebene eine grössere Gruppe positiver Verfas-
sungsbestimmungen.  Die schweizerische Bundesverfassung äussert sich nur an 

zahlreichen weiteren Verfassungsnormen implizit – etwa durch die Zuweisung 
bundesstaatlicher Förderungskompetenzen oder durch Zielvorgaben – Relevanz 
für den Innovationsbereich zukommt, ist ihr Regelungsgegenstand in erster Linie 
ein anderer. Sie sind bspw. innovationsrelevant, weil sie die Innovationstätigkeit 

Innovationsbereich gerade in der Schweiz unbestrittenermassen grosse Bedeutung 
beizumessen ist, scheint es kaum gerechtfertigt, in einer einzelnen den Innova-

-

erkennen.  Dieser Schluss wird auch durch die Erkenntnis gestützt, dass es ei-

sieht, nicht um Innovation ihrer selbst willen gehen kann, sondern Innovation bzw. 
deren staatliche Förderung stets der Erreichung höherrangiger Ziele dient und so 
als Mittel zum Zweck erscheint. Schliesslich liefe ein Innovationsstaatsprinzip 
Gefahr zu implizieren, dass Innovation – wie etwa die Garantie der Grundrechte 

F. Schlussfolgerungen

In den vorangehenden Kapiteln wurden Kompetenz- und Grundrechtsbestimmun-
gen, verfassungsrechtlich statuierte Staatsziele und Verfassungsgrundsätze sowie 

 
-

-

führen würde und im Resultat wohl keinen Mehrwert bringen würde (vgl. zur Vernei-
nung eines Sportstaatsprinzips , 97; ferner zur Verneinung der ethisch-re-
ligiösen Neutralität als Strukturprinzip 
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-

Rechtsordnung beizumessen ist. 

1. Staatsaufgabe Innovationsförderung

-
gelegt und gewürdigt.

1.1. 

-
lele Kompetenz des Bundes zur Förderung der forschungsbasierten Innovation. 
Wie sich aus dem Verfassungswortlaut ergibt, wird der Bund zur Förderung nicht 

gleichermassen an die rechtsanwendenden, rechtssetzenden sowie die vollziehen-
den Behörden, die ihm im Rahmen ihres Wirkungsbereichs nachzukommen ha-

statuiert, werden keine justiziablen Individualansprüche begründet – weder auf 

-
ellen Erfüllungsanspruch. 

Förderungskompetenz des Bundes begründet, die allerdings sachlich auf die Ent-
wicklung von Energietechniken beschränkt ist. Weitere Zuständigkeitsbestim-
mungen ermächtigen den Bund implizit, sich der Innovationsförderung als Instru-

dieser Bestimmungen auf bestimmte Sach- oder Lebensbereiche umfassen sie nur 
(aber immerhin) jene Innovationen, deren Förderung der unmittelbaren Erfüllung 

-
novationen geht mit diesen Zuständigkeitsbestimmungen allerdings nicht einher.

Der Bund kann nicht nur durch die Zuständigkeitsbestimmungen der Bundesver-
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F. Schlussfolgerungen

Für den Bereich der Innovationsförderung lassen sich dem Grundrechtskatalog 

-

ist sein Schutzbereich derart eng, dass er kaum Innovationstätigkeiten erfassen 
dürfte. Im Rahmen der Gewährleistung der Forschungsfreiheit wurden bis anhin 

Innovation (verstanden als Ergebnis des Innovationsprozesses) vom Forschungs-

grundsätzlich innovationsrelevant sind, keine Grundlage für eine staatliche Ver-

Die untersuchten Staatszielbestimmungen, Verfassungsgrundsätze und verfas-
sungsgestaltenden Strukturprinzipien sind zu unbestimmt, als dass sie eine Ver-

-
gen – die durch die Staatsaufgaben konkretisiert werden – insofern relevant, als 

forschungsbasierter Innovation bzw. energietechnischer Entwicklungen in Zusam-

Engagement im Bereich der Förderung von Innovation zumindest nahelegen.

1.2. 

Die für die Begründung der Staatsaufgabe Innovationsförderung zentrale Verfas-

-
chen Behörden, um für Innovation günstige Rahmenbedingungen besorgt zu sein.

a. Grundsätzliche Unbestimmtheit der Staatsaufgabe

-

-

-
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Eine abschliessende Beantwortung dieser Frage verbietet sich aus mehreren Grün-

eingegangen. -
-
-

Förderung von Forschung und Innovation bzw. die sie umrahmenden verfassungs-

So folgt aus der grundrechtlichen Forschungsfreiheit etwa das Gebot der Nicht-

hat sich bei Förderungsmassnahmen grundsätzlich neutral zu verhalten – das gilt 
auch für den Bereich der Innovationsförderung.  In den Worten  geht 

-
 Zugleich 

macht die Begrenztheit staatlicher Mittel eine Selektion der zu fördernden Inno-
vationsvorhaben notwendig. Dass diese nicht ohne jeden Blick auf den Inhalt der 
Innovationsvorhaben erfolgen kann, ist anerkannt; eine paritätische Förderung 

der optimalen staatlichen Mittelverwendung widersprechen.  

Die Rechtsgleichheit verlangt, dass der Gesetzgeber sachgerechte Kriterien für die 

liegt es grundsätzlich in der Hand der politischen Entscheidungsträger zu be-

dass die Förderung von Innovation der Steigerung der gemeinsamen Wohlfahrt zu 
dienen hat.  Dass Innovationen kaum planbar und ihre (Neben-)Wirkungen in 
grossem Mass unbestimmt sind, ist dabei nicht die einzige Schwierigkeit. Werden 
bei der Bestimmung besonders förderungswürdiger Bereiche etwa Schlüsseltech-

-
-

auf deren Bedeutung bereits eingegangen.
 Vgl. 
 

Stelle auch 
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F. Schlussfolgerungen

top-down  Für 
-

Grundlage. -
rung fraglich ist, ob der Grundsatz der Wettbewerbsneutralität staatlichen Han-
delns gewahrt bleibt.  Schliesslich ist dort, wo der Gesetzgeber auf die Festle-
gung von Kriterien der Förderungswürdigkeit verzichtet, nicht ersichtlich, ob ein 

Verwaltung entscheidet deshalb in diesen Fällen ohne gesetzliche Grundlage und 

b. 

-
-

suisse).  Dieser Fokus auf die direkte Innovationsförderung, die unter anderem 
-

rung fand, scheint auch heute noch die Erläuterungen zu dieser Verfassungsnorm 

 Gemäss -
-
-

programme (NFP) in diesen Bereichen lanciere und die jeweilige forschungs- und 
-
, 

bottom-
up

 Zur steuernden Wirkung von Förderungsmassnahmen infolge deren Orientierung an 

-

 Vgl. -
vationsförderungsmassnahmen 

 So zur Forschungsförderung 
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für Forschungs- und Innovationstätigkeiten umfasst.  Wo sich entsprechende 
-

-
bürokratische Bewilligungsverfahren sowie Massnahmen im Bereich der Besteue-
rung genannt.  

-
gung von Innovation zu Unrecht vernachlässigt: Der allgemeine Rechtsrahmen 

 Dass der Gegenstand einer 
verfassungsrechtlich begründeten Förderungsaufgabe durch die Rechtsordnung 
grundsätzlich nicht behindert werden sollte, ist eine (vielleicht zu?) logische 

-
tionsrelevanten Bereichen verdient sie aber dennoch Erwähnung.  Insbeson-

-
schnittsbereich darstellt, der zahlreiche Sach- und Lebensbereiche berührt;  
ebenso vielgestaltig ist das Recht, das Innovation potentiell hindern kann. Das 

günstigen Rechtsrahmens für Innovation bestimmt daher nicht nur die Modalitä-

-

-

von Innovation.  Darüber hinaus steht sie im Dienste der innovationsrelevanten 
-
-

-
men besorgt zu sein, kann der genannten Bestimmung nach dem Gesagten durch 

-

 
 Vgl. für das deutsche Schrifttum , 89.

 VI.D.
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Voraussetzung der Verhältnismässigkeit (insbesondere der Erforderlichkeit) staat-
lichen Handelns, dass Innovation nur in dem zur Erfüllung der Staatsaufgabe bzw. 

-
fördert werden sollte. -
rahmens stellt dabei im Vergleich zu direkten staatlichen Förderungsbemühungen 

-
wechsel vom Leistungs- zum Gewährleistungsstaat, der unter anderem das Sub-
sidiaritätsprinzip im Verhältnis zwischen Staat und Privaten verwirklichen soll.

2. 

der schweizerischen Bundesverfassung zugrundeliegender Grundsatz erschlossen 
und skizziert. Neben den verfassungsrechtlichen Bezügen, welche die Innovati-

Schliesslich ist das Verhältnis zwischen der vorliegend statuierten Innovations-

2.1. 

Wie vorangehend dargestellt, lassen verschiedene Bestimmungen der Bundesver-

-
ten folgt aus der freiheitlich-rechtsstaatlichen Grundkonzeption der schweizeri-

-

 
VI.D.3.
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a. Zusammenfassung der dargestellten Verfassungsbezüge

Wo ihm eine entsprechende Kompetenz zukommt, kann sich der Bund der Förde-
rung der Entwicklung und allenfalls – abhängig von der konkreten Kompetenz-

-

-
tung der Rechtsordnung.
Bundesverfassung.

Die schweizerische Bundesverfassung kennt weder ein Grundrecht auf Innovation 
noch eine grundrechtlich geschützte Handlungsfreiheit, die einem solchen gleich-
kommen würde. Grundrechtlichen Schutz erfahren Innovationen und die mit ih-

-
-

schaftlichen oder künstlerischen Werken. In den Schutzbereich der Wirtschafts-

Weitere Grundrechte wie die Meinungsäusserungs- und die Wissenschaftsfreiheit 

-
-

rechte gegen staatliche Einschränkungen zusprechen.

Die Staatsziele der Wohlfahrt und der Nachhaltigkeit sind ohne Innovation nicht 
zu erreichen. Innovation bzw. deren staatliche Förderung ist in diesem Kontext als 
Mittel zur Verwirklichung dieser verfassungsrechtlich normierten Ziele zu begrei-

-
halten keine konkreten Handlungsanweisungen und vermögen daher etwa keine 

Handlungsrichtlinien an die rechtssetzenden und rechtsanwendenden Behörden. 
Der Zusammenhang zwischen Wohlfahrt und Nachhaltigkeit auf der einen und 
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Handelns auf die Ziele der Wohlfahrt und Nachhaltigkeit eine grundsätzliche Of-
fenheit der staatlichen Organe gegenüber Innovation bedingt; dieser Zusammen-

-
tionsbeschränkenden Regulierungen auch ausserhalb von Grundrechtsbeschrän-

-

privaten Interessen fordern. Zudem bedingt die Notwendigkeit der Erforderlich-
keit staatlichen Handelns, dass präventive Massnahmen zeitlich zu befristen sind 

-

-
schen Rechtsordnung, die in der Bindung des staatlichen Handelns an das Recht 

eingegangen.

Schliesslich bringt der Verfassungsgeber mit der Garantie der Privatwirtschaft 
-

nung ökonomische Entscheidungen – auch im Innovationsbereich – grundsätzlich 
den Privaten überlassen sind. Dieser Grundsatz ist – auch ausserhalb von Grund-

-
dend. Die Gewährleistung der (staatsfreien) Privatwirtschaftsordnung ist dabei 

-
nahme zugrundeliegt, dass die freie wirtschaftliche Entfaltung des Einzelnen zu-
gleich dem Gemeinwohl dient und etwa auch durch partikulare Eigeninteressen 
motivierte Innovationen zu einer Steigerung von Wohlstand und Wohlfahrt führen. 
Dem grundsätzlichen Bekenntnis zum Wettbewerb als Koordinationsmechanis-
mus und der Orientierung an marktwirtschaftlichen Prinzipien liegt die Erfahrung 
zugrunde, dass Wettbewerb günstige ökonomische Ergebnisse zeitigt und sich 
unter anderem innovationsfördernd auswirkt. In der verfassungsrechtliche Grund-
entscheidung zugunsten einer freiheitlich-marktwirtschaftlichen Wirtschaftsord-
nung zeigt sich damit, dass Innovation zum einen Sache der Privatwirtschaft ist 
und zum anderen verfassungsrechtlich gewollt und gesollt ist. Der Grundentscheid 

des Verfassungsgebers gegenüber Innovation und steht damit in unmittelbarem 

-
gestaltung der Wirtschaftsordnung zu beachten. 
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b. 

auf liberalen Grundsätzen beruhende rechtsstaatliche Staats- und Verfassungsord-

-
 

In der schweizerischen Verfassungsordnung kommt dieses freiheitlich-rechtsstaat-

-

vermittelt, werden individuelle Freiheitsgehalte durch die Grundrechte – in ihrer 
 

-
genverantwortliche Lebensgestaltung.  Da die Beschränkung der Grundrechte 

-
 

-

erfahren jedoch nicht alle denkbaren, mit Innovationen verbundenen Handlungen 
-

tung, ob ein Freiheitsanspruch durchgesetzt werden kann oder nicht. Sie ändert 

 

 Wie vorangehend in Kap. VI.E ausgeführt, vermag das Rechtsstaatsprinzip als Struktur-
-

 Vgl. R Zweck,  et al., § 4 N 8. 
 ; , 33.
 Vgl. auch Innovation is not a privilege that can be granted or 

withheld at will by political authorities; it is a civil right that can only be restricted for 
reasons of compelling public interests
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wie Menschen ihr Leben führen sollen. Ob eine Innovation erstrebenswert und 
sinnvoll ist und ob sie sich durchsetzt, ist in erster Linie eine Frage der privaten 
Freiheit.  Die grundsätzliche Vorrangigkeit privater Freiheit bzw. die Recht-
fertigungsbedürftigkeit staatlichen Handelns bedeutet, dass das schweizerische 

einhergehenden neuen Handungsmöglichkeiten sind erlaubt, soweit und solange 
sie nicht durch bestehendes oder neues Recht eingeschränkt oder verboten werden.

Durch ihre grundsätzliche Zulässigkeit haben Innovationen gegenüber gegen-

Vorsprung. Denn auch wenn die Grundrechte Dritter dem Freiheitsanspruch des 
Innovators im Einzelfall entgegenstehen und der Vorrang individueller (Innova-
tions-)Freiheit nicht absolut ist, so muss der Dritte doch erst nachweisen, dass 

durchsetzen zu können.  Dass das Recht bzw. der Gesetzgeber mit innovativen 

ist im Schrifttum regelmässig zu lesen.
des Rechts oder als Unvermögen der rechtsetzenden Behörden, sondern in erster 
Linie als Folge der Grundstruktur der Rechtsordnung zu verstehen. 

-

ihnen einhergehenden Handlungsmöglichkeiten in einen rechtsfreien Raum fallen 

Eigentumsrechten (etwa Patent- oder Urheberrechten) zu Rechtsobjekten und da-

-
novationen in einem bestehenden System von Regulierungen und Restriktionen, 

werden. -

 
 Dazu, dass der Vorrang individueller Freiheit nicht absolut ist vgl. , Risiko-

 Vgl. 
-

henden Gesetze kein rechtsfreier Raum, da die bestehende Rechtsvorschriften Nano-
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 Der 

auf deren Schadenpotential präventiv begrenzt und etwa unter einen Genehmi-
-

(so auch die Einrichtung präventiver Zulassungsverfahren) der Rechtfertigung be-
dürfen.  

-

verfassungsrechtlich normierte Rechtsstaatlichkeit wirkt sich nicht nur auf Ver-
fassungsebene aus, sondern gilt für alle Ebenen der Rechtsordnung; entsprechend 
ist die Grundstruktur der gesamten schweizerischen Rechtsordnung als innova-

-

neuen faktischen Handlungsmöglichkeiten.  

c. 

Die Bundesverfassung enthält keine Bestimmungen, die sich ausdrücklich zu der 

generell zu der Haltung des Verfassungsgebers gegenüber Innovation – äussern. 
-

zelnen Staatsziel- und Grundsatzbestimmungen, in einigen Zuständigkeitsbestim-

-
schau verschiedener Verfassungsbestimmungen, sondern kann als Grundsatz auch 

hergeleitet werden; sie ist mit anderen Worten der rechtsstaatlichen Ordnung im-
manent.

 Vorangehend Kap.
 Vgl. 

-
-

novationen zu tolerieren, zu ermöglichen oder zu stimulieren und sich den mit diesen 
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-

Interessen und der Wettbewerbsneutralität der staatlichen Steuerung im Innova-
-

Vorgabe für die rechtssetzenden und rechtsanwendenden Behörden verfassungs-
mässig begründet. Mit anderen Worten fordern die rechtsstaatlichen Grundsätze – 
abhängig vom Sachbereich unter Beizug des Grundsatzes der Wettbewerbsneu-

-
lichen Handelns. Nach dem Gesagten zeigt sich insbesondere in den genannten 
Grundsätzen und der Grundrechtsordnung – und damit in grundlegenden Elemen-
ten der Rechtsstaatlichkeit –, dass die Bundesverfassung als Kern der schweize-

-
bietet. 

2.2. Dogmatische Verortung

-

Rechtsstaatsprinzips beschrieben, bevor ihre Nähe zum Verhältnismässigkeits-
grundsatz aufgezeigt wird. Schliesslich wird zu der Frage Stellung genommen, ob 

Prinzip oder um einen Grundsatz handelt. 

a. Zuordnung zum Rechtsstaatsprinzip

-
-

 Vorangehend Kap. VI.E.3.
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der Gesamtschau verschiedener Verfassungsbestimmungen. Sie ist insofern ab-
 

-
stimmungen lässt sie sich jedoch auch aus der rechtsstaatlichen Grundordnung 
entwickeln. Mit anderen Worten kann sie – sowohl in ihrer strukturellen wie auch 
in ihrer materiellen Dimension – deduktiv aus der Rechtsstaatsidee abgeleitet 
werden; sie ist dieser immanent.  Indem die Gewährleistung von Innovations-

-
anliegens der Begrenzung staatlicher Macht zur Sicherstellung der Freiheit der 
Menschen beiträgt, stimmt ihre Funktion mit der Bedeutung der Rechtsstaatsidee 
und den aus dieser abgeleiteten rechtsstaatlichen Grundsätze, die (teilweise) in 

-
-

zuordnen.

-
-

wendenden Organe auf allen staatlichen Ebenen zu verwirklichen.  Sie erscheint 
damit als Leitlinie sowohl für die Rechtsetzung wie auch für die Gesetzesausle-
gung und Rechtsanwendung. Rechtliche Verbindlichkeit erlangt sie dort, wo sie 

-
ten rechtsstaatlichen Grundsätzen der Gesetzmässigkeit, der Verhältnismässigkeit 

b. Nähe zum Verhältnismässigkeitsgrundsatz

-
gen durch den Verhältnismässigkeitsgrundsatz als Vorgabe staatlichen Handelns 
rechtliche Verbindlichkeit.  Dass eine Regulierung stets – und nicht nur zum 
Zeitpunkt ihres Erlasses – zumutbar sowie zeitlich, sachlich, räumlich und per-

Dimension des Zukünftigen ein Eigengewicht zugesprochen werden muss.  

 Diese Formulierung stammt von 

 Gemäss -
gewicht haben.
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Dem ist bereits beim Erlass einer Regulierung Rechnung zu tragen; die rechtsset-

im Sinne des status quo zu berücksichtigen, sondern den Blick auch in die Zukunft 
zu richten und abzuschätzen, ob eine Massnahme – der Verhältnismässigkeit ge-

-
vierten Interessen zu berücksichtigen.
der (fortlaufenden) Verhältnismässigkeit staatlichen Handelns bzw. die Dimension 
des Zukünftigen, dass die Verhältnismässigkeitsprüfung mit dem Erlass einer Re-
gelung nicht abgeschlossen ist, sondern dass einerseits den Gesetzgeber weiterge-

die rechtsanwendenden Organe im Zuge der Verhältnismässigkeitsprüfung zur 

-
nerell für das gesamte Staatshandeln und damit etwa unabhängig vom konkret 

per se auf der Basis eines mehr oder weniger grossen Masses an Nichtwissen 
und Unsicherheit ergeht. Zeigen neue wissenschaftliche Erkenntnisse, dass eine 

-

-
antwortung für die Sicherung der Verhältnismässigkeit vom Gesetzgeber zu den 

-
heit zu erfolgen. 

des Vorsorgeprinzips) der Steuerung innovativer Entwicklungen annimmt, ist die 
Situation zu unterscheiden, in der eine bestehende – mit Blick auf ihren Rege-
lungsgegenstand und ihr Regelungsziel ursprünglich verhältnismässige – Regulie-

oder nur in geringem Mass ausgeht. Die unbeabsichtigte Beschränkung von Inno-
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 Da die rechtsanwendenden Be-

-
heit im Rahmen von Verhältnismässigkeitsabwägungen bei der Rechtsanwendung 
Rechnung getragen werden kann. 

-
heit beim Verhältnismässigkeitsgrundsatz nahe. Wie einleitend zu dieser Unter-
suchung dargelegt, ist die Wirkung von Recht auf Innovationen im Rahmen von 

Risikoabwägungen im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung von Vorsor-
gemassnahmen die Chancen von Innovationen bzw. deren Nutzenpotenzial nur 
ungenügend Berücksichtigung.  Dies erscheint angesichts der vorliegend auf-

-
-
-

rechtsanwendenden Organe als solcher zur Verwirklichung zu bringen.  

c. 

-

-

-
gründetes regulatorisches Leitprinzip -

der Stufe der Rechtsetzung und der Rechtsanwendung im Einzelnen instrumentell zu 

, Innovations-
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-
keitsgrundsatzes einzugehen. 

Wie im Rahmen der dogmatischen Vorbemerkungen erläutert, werden die rechts-

 Einer eingehenden Untersuchung zur 
Rechtsnatur der Verhältnismässigkeit hat sich angenommen.  Nach einer 

Schluss, dass es sich bei der Verhältnismässigkeit nicht um ein Prinzip im Sin-
ne der Lehre von  und 

muss
-

rungsgebot in dem Sinn, dass staatliches Handeln möglichst verhältnismässig sein 
soll -
nismässig oder nicht) naheliegenden Kategorisierung der Verhältnismässigkeit als 
Regel bemängelt 

-

 Er 
kommt zum Schluss, dass die Verhältnismässigkeit nicht als Prinzip, sondern als 
direkt anwendbarer Grundsatz einzuordnen sei.

-
fenheit angeknüpft werden. Wie die Verhältnismässigkeit ist auch die Innovations-

-
zubinden, ist diese im Rechtsstaat gewissen Regeln unterworfen. Diese Regeln 

nicht lediglich im Sinne von Optimierungsgeboten möglichst weitgehend zu ver-
 

 
 
 
 Vgl. zu dieser Formulierung in Zusammenhang mit dem Neutralitätsgrundsatz , 
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kein Optimierungsgebot dar, das im Einzelfall mit anderen Prinzipien abzuwägen 
wäre, bedarf der Erläuterung. Ob eine Massnahme im Einzelnen innovationsof-

-
-

 Mit anderen Worten hat sich staatliches Handeln 

Verhältnismässigkeitsgrundsatz zu genügen hat). Nicht gemeint ist damit selbst-
redend, dass der Sicherung von Innovationsverantwortung in der schweizerischen 
Rechtsordnung kein Gewicht beizumessen wäre. Im sozialen Rechtsstaat ist der 

-
wortung vor gesellschaftlich unerwünschten Innovationen bzw. Innovationsfolgen 

 
Die Sicherung von Innovationsverantwortung ist jedoch im Rahmen der rechts-

steuernd eingreift und Innovation beschränkt, hat diese Beschränkung innovati-

Nicht-Regulierung bzw. den Regulationsverzicht hinausgehend Geltung bean-
sprucht.  

Die Bundesverfassung kennt zahlreiche Grundsätze, etwa jene des rechtsstaatli-

-
-

heit vorab dadurch, dass sie nicht direkt als Grundsatz in der Bundesverfassung 

unabhängig, sondern ergibt sich aus dieser und ist insofern unselbständig. Diese 

 So zum Verhältnismässigkeitsgrundsatz wiederum 

 Vgl. 
 Vgl. 
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ihn nicht aus sich selbst heraus zu interpretieren, sondern stets in Verbindung mit 

-
grundeliegender Grundsatz sinnvoller, kann doch die Bennenung der Innovations-

Verfassung Geltung beansprucht.

2.3. 

Bundesverfassung zugrundeliegender Grundsatz umschrieben wird, bedarf der 
Klärung ihres Verhältnisses zum Vorsorgeprinzip. Zudem ist der Bogen zu dem 

a. 

-
-

satz eingeordnet und über den Verhältnismässigkeitsgrundsatz operationalisiert 
werden.

-
recht.  Es stellt sich daher die Frage nach dem Verhältnis zwischen dem Grund-

-
grundsatz und das Vorsorgeprinzip auf unterschiedlichen logischen Stufen und 
können einander daher weder direkt gegenübergestellt noch gegeneinander abge-
wogen werden. Staatliches Handeln hat sich stets am Grundsatz der Innovations-

-

-
sigkeitsgrundsatz als rechtlich verbindliche Grenze des Vorsorgeprinzips. Es ist in 
erster Linie vom Gesetzgeber im Lichte des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes zu 
prüfen, welche Form der Regulierung etwa umwelt- oder gesundheitspolitische 

 Ähnlich zum Grundsatz der staatlichen Neutralität 
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entscheidende Frage ist somit nicht, ob im Einzelfall dem Vorsorgeprinzip oder 

 

-
der zur klassischen polizeilichen Gefahrenabwehr zurückgefunden werden sollte 
oder die Sicherung von Innovationsverantwortung über die Risikovorsorge im 
sozialen Rechtsstaat nicht gerechtfertigt oder notwendig wäre. Bei der Gewähr-

notwendige Steuerung von Risiken als Steuerung von Innovationen zu begreifen 
und dem Nutzenaspekt von Innovation entsprechend ein eigenes Gewicht beizu-
messen.
hat mit anderen Worten vor dem Hintergrund der Gewährleistung von Innova-

der Risikovorsorge können die Sicherheits- und Innovationserfordernisse kompa-
tibilisiert werden.

b. 

-
tionsprinzip in der EU bereits umgesetzt wurde und seine Einführung in EU-Mit-
gliedstaaten diskutiert wird.

-

berücksichtigen haben, wurde vorangehend bejaht.
ist die Frage nach dem Verhältnis der verfassungsmässig begründeten Innovati-

Die Beantwortung dieser Frage erfordert Kenntnisse über den Inhalt und die Be-
deutung des Innovationsprinzips. In einer Interimsstudie der -

-

 So auch , 87 m.w.H. 
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As of today […] 

principle […]
Innovationsprinzip bedeutet und beinhaltet, und sich die verschiedenen Interpre-
tationen des Innovationsprinzips im Detail unterscheiden, geht es im Kern stets 

 Wie die 
erwähnte Studie weiter ausführt, zielt das unionsrechtliche Innovationsprinzip auf 

-

Vordergrund gerückt werden. Ihm komme damit im Vergleich zu der ursprünglich 
von der Industrie als Gegenstück zum Vorsorgeprinzip angedachten Interpretation 

more articulate and consistent role  

Von dem auf EU-Ebene eingeführten Innovationsprinzip unterscheidet sich der 

Vorsorgeprinzip steht und dieses ergänzt,  sondern als verfassungsmässig ver-

Vorsorgeprinzip so begrenzt. Von diesem rechtstheoretischen Unterschied abgese-
hen scheinen die Konzepte etwa mit Blick auf ihre Funktion  und ihre normative 
Herleitung

Um auf die Gemeinsamkeiten und Unterschiede des unionsrechtlichen Innovati-
-

 
 Vgl. ; 
 , Study, 4.
 So das unionsrechtliche Verständnis von Innovations- und Vorsorgeprinzip, vgl. -

[…] the relation between the precautionary princi-

complementary one […]
 So zielt die Einführung des Innovationsprinzips in der EU unter anderem auf Verbes-

serungen bei der Gestaltung bestehender und künftiger EU-Regulierungen im Hinblick 

vo rausschauenderen und innovationsfreundlicheren Regulierungsansätzen ( -

-
gleichbar leitet auch die Europäische Kommission das Innovationsprinzip aus den Ver-
trägen durch systemische und teleologische Interpretation implizit ab (EPSC, passim; 
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tail eingehen zu können, wäre eine Untersuchung der konkreten Umsetzung des 

auch angesichts der mit dem Konzept verbundenen Unklarheiten – keinen signi-

daher nachfolgend einige der im Rahmen der Diskussionen um das Innovations-
-

 

Wo das Innovationsprinzip als Gegengewicht zum Vorsorgeprinzip verstanden 
wird, wird von seinen Kritikern befürchtet, dass dieses jenes gefährde.  Wie im 
vorangehenden Kapitel ausgeführt, wird die verfassungsmässig begründete Inno-

-

geht es um die angemessene Berücksichtigung verfassungsrechtlicher Vorgaben 
und nicht darum, die Risikovorsorge in Richtung einer polizeirechtlichen Gefah-
renabwehr zurückzubinden.

Weiter wird moniert, dass die Befürworter des Innovationsprinzips das Vorsorge-
prinzip alleine als Hemmnis für Innovation wahrnehmen würden. Diese Sichtwei-

 

-
gemeinen oder Vorsorgemassnahmen im Speziellen per se innovationsfeindlich 
wären.

-
vation gewahrt wird. Im Bereich von Vorsorgemassnahmen ist die Berücksichti-

 Ob die teils harsche Kritik an der Einführung eines Innovationsprinzips auf Unions-
ebene mit Blick auf seine derzeitige Umsetzung berechtigt ist, muss an dieser Stelle 

ausgeführten Kritikpunkte wird etwa auch kritisiert, es handle sich um ein Deregulie-
, passim; , 

passim; zu entsprechenden Voten auch -
nahme 

-
massnahmen in Form von präventiven Verboten innovative Entwicklungen (in anderen 

978-3-03891-372-6.indb   336 19.07.2021   13:21:14



337

F. Schlussfolgerungen

werden kann.

-
-

ter anerkannt seien und ein Prinzip geringere Wirkkraft entfalten würde als indivi-
duelle Grundrechte.  Hierzu ist vorab zweierlei anzumerken: Zum Einen kennt 
die schweizerische Verfassungsordnung weder ein Innovationsgrundrecht noch 
eine Handlungsfreiheit, die einem solchen gleichkommen würde.  Innovationen 
erfahren insbesondere grundrechtlichen Schutz, wenn an ihnen Eigentumsrechte 
begründet werden können und sie daher in den Schutzbereich der Eigentumsga-

-

-

Verhältnismässigkeitsgrundsatz für das staatliche Handeln rechtlich verbindlich. 
Ihre Berücksichtigung liegt mit anderen Worten nicht im Belieben der staatlichen 

mutet der (Wirkungs-)Vergleich eines Prinzips mit Grundrechten merkwürdig an; 

-

 Vorangehend Kap. VI.C.8.
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Innovation ist einer der Schlüsseltreiber für die Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen und Volkswirtschaften, das wirtschaftliche Wachstum und die Gesamt-
wohlfahrt. Darüber hinaus wird Innovationen das Potenzial zur Erreichung um-
fassenderer Ziele des Gemeinwohls und zur Lösung der grossen sozialen und 
ökologischen Herausforderungen unserer Zeit zugesprochen. In rechtswissen-
schaftlichen und rechtspolitischen Diskussionen ist die zentrale Bedeutung von 
Innovation für das Vorankommen von Wirtschaft und Gesellschaft allerdings nur 

einhergehenden negativen Folgen, die mittels Recht auf ein sozialadäquates Mass 
zu begrenzen sind. Im Gegensatz zur präventiven Vorsorge vor Risiken, die sich 
inzwischen als Staatsaufgabe etabliert hat, ist die staatliche Verantwortung für die 
Sicherung der mit Innovationen verbundenen Chancen bzw. für eine innovations-

-

-

bietet die Bundesverfassung als rechtliche Grundordnung der Schweizerischen 

-

Eigenheiten von Innovationsrecht Rechnung zu tragen und erfordert insbesonde-

wirtschaftlichen und sozialen Innovationen erlaubt eine fundierte Diskussion des 

immerhin dessen Eingrenzung: Der im Forschungsartikel verwendete Innovati-

er in privatwirtschaftlichen Strukturen entstehende Innovationen und ist nicht auf 
eine bestimmte wissenschaftliche Referenz beschränkt. Die Fokussierung auf for-
schungsbasierte Innovationen bewirkt eine bedeutende Engführung der bundes-

-
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ständnis zugrunde, das die Innovationsförderung als Weiterführung der Förderung 
von Forschung bzw. deren wirtschaftliche und gesellschaftliche Valorisierung ver-
steht. Dieses Verständnis steht im Gegensatz zu den aktuellen Entwicklungen der 

einzelner Phasen beschreibt.

-

der Kompetenzzuweisung – als Weiterführung der Förderung von Forschung – zu 
verstehen und kann folglich nicht auch anderen innovationserheblichen Verfas-

Den 

-
stand (verfassungs-)rechtlicher Normierung sein können. Gerade deshalb ist es 
jedoch – auch mit Blick auf die Rechtssicherheit, das Bestimmtheitsgebot und die 

-
-

-

der Bindung an die allgemeinen verfassungsrechtlichen Vorgaben hat der Gesetz-

Innovationsförderung auf bestimmte, als besonders förderungswürdig erachtete 
Sach- und Lebensbereiche würde denn auch zu Spannungen mit den Freiheits-
rechten und dem Grundsatz der staatlichen Wettbewerbsneutralität führen. In die-

fördern sind gemeinwohlbefördernde und aus ökonomischer, gesellschaftlicher 
-

merkung, dass die Wirkungen und Folgen einer Innovation – und damit deren nor-
mative (Un-)Erwünschtheit – im Zeitpunkt der Förderung regelmässig nicht bzw. 

auch die Förderung sozialer Innovationen. Mit Blick auf den Vorwurf des Paterna-
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-
ten des Einzelnen bedeuten als die Förderung wirtschaftlicher Innovationen. 

seine Funktion als Grundlage der direkten Innovationsförderung, die auf Bundes-
-

che zu wenig Rechnung getragen, dass die Bestimmung den Bund auch dazu an-
hält, um günstige Rahmenbedingungen für Forschung und Innovation besorgt zu 
sein. Indem sie die rechtsetzenden, rechtsanwendenden und rechtsvollziehenden 
Behörden zur Gewährleistung eines für forschungsbasierte Innovation günstigen 

-

Wortlaut führen. So wirken die innovationsrelevanten Grundrechte in ihrer ab-
-

welche die inhaltliche Legitimation von innovationsbeschränkenden Regulierun-
gen auch ausserhalb von Grundrechtsbeschränkungen verlangen, ebenso wie we-
sentliche Staatsziele, die ohne Innovation nicht zu erreichen sind, begründen die in 

zeigt auch der Grundentscheid für eine wettbewerbsgesteuerte Privatwirtschaft als 
-

tion zum einen Sache der Privatwirtschaft und zum anderen verfassungsrechtlich 
gewollt und gesollt ist. 

-
duktiv aus einer Gesamtschau verschiedener Verfassungsbestimmungen, sondern 

-

Innovation gibt, so gibt es doch ein Recht zur Innovation, das in der Konzeption 
der Eidgenossenschaft als liberaler Rechtsstaat begründet ist. 

-

-
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-

Wettbewerbsneutralität der staatlichen Steuerung im Innovationsbereich Grenzen 
-

zung fordern. In den genannten Grundsätzen sowie der Grundrechtsordnung zeigt 
sich, dass die Bundesverfassung als Kern der schweizerischen Rechtsordnung de-

-

Rechtsstaatsidee als ein der Bundesverfassung zugrundeliegender Grundsatz ent-
wickelt werden. Dogmatisch ist dieser dem rechtsstaatlichen Strukturprinzip zu-

in ihrer materiellen Dimension – der rechtsstaatlichen Ordnung immanent und 

-
nungsgeber bei der Rechtsetzung als auch durch die rechtsanwendenden Behör-
den bei der Rechtsauslegung und -anwendung auf allen staatlichen Ebenen zu 
verwirklichen. Durch den Verhältnismässigkeitsgrundsatz als Vorgabe staatlichen 

-

des Gesetzgebers sowie im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung durch die 
rechtsanwendenden Organe Rechnung zu tragen. 

-
te unionsrechtliche Innovationsprinzip zu richten. Wie dem verfassungsmässig be-

-

Herleitung vergleichbar sein. Im Gegensatz zu im Rahmen der Einführung des 
Innovationsprinzips geäusserten Befürchtungen ist die verfassungsmässig begrün-

-

-
-

grundsatz als rechtlich verbindliche Grenze des Vorsorgeprinzips wirkt. Die not-
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wendige Steuerung von Risiken ist damit (auch) als Steuerung von Innovationen 

Innovationsverantwortung im Rahmen der Risikovorsorge vor dem Hintergrund 
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